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Die Kirchenleitung legt der Landessynode die nachstehende gesetzesvertretende Verord-
nung vor und bittet sie, zu beschliel3en:

Die gesetzesvertretende Verordnung zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechts
der Pfarrerinnen und Pfarrer, der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sowie der Predi-
gerinnen und Prediger vom 13. Marz 2014 (KABI. S. 50 ff.) wird gemafi Artikel 144 Ab-
satz 2 der Kirchenordnung bestatigt.



Die Kirchenleitung hat am 13. Mérz 2014 die anliegende gesetzesvertretende Verordnung
beschlossen. Sie wurde im Kirchlichen Amtsblatt 2014 auf den Seiten 50 bis 57 veroffent-
licht.

Mit der gesetzesvertretenden Verordnung hat die Kirchenleitung beschlossen, die kirchli-
chen Besoldungs- und Versorgungsordnungen (Pfarr-, Prediger- und Kirchenbeamtenbe-
soldungs- und —versorgungsordnung — PfBVO, PrBVO, KBVO) an das Dienstrechtsanpas-
sungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen anzupassen, soweit sich nicht aus kirchlichen
Interessen etwas anderes ergibt.

Des Weiteren waren die PfBVO und die PrBVO an das neue Pfarrdienstgesetz der EKD
und die KBVO an das Kirchenbeamtengesetz der EKD anzupassen. Bei diesen Anpassun-
gen ging es im Wesentlichen darum, die Bezugnahmeklauseln zu harmonisieren und geén-
derte Begrifflichkeiten einzuarbeiten. Soweit sich Anderungen ausschlieBlich hierauf be-
schrénkten, wird auf Erlauterungen zu den Anderungen verzichtet. Begrindungen erfolgen
nur dort, wo eine inhaltliche Neuregelung vorgeschlagen wird.

I. Das Dienstrechtsanpassungsgesetz

Als ein Ergebnis der Foderalismusreform wurde die Gesetzgebungskompetenz fiir alle As-

pekte der Besoldung und Versorgung von Landesbeamten vom Bund auf die Bundesléander

ubertragen. Der Landtag NRW hat nun von dieser Kompetenz Gebrauch gemacht und am

15. Mai 2013 das ,,Dienstrechtsanpassungsgesetz fir das Land NRW* beschlossen (GV.

NRW, Ausgabe 2013 Nr. 15 vom 24.5.2013 Seite 233 bis 252.) Das Gesetz uberfihrt einer-

seits das bis dahin in NRW noch geltende Bundesbesoldungsgesetz und das Beamtenver-

sorgungsgesetz des Bundes in Landesrecht und fihrt dartiber hinaus folgende inhaltlichen

Neuerungen ein:

o Umstellung der Grundgehaltstabellen mit aufsteigenden Gehaltern von Dienstaltersstu-
fen auf Erfahrungsstufen mit Neuregelung der leistungsabhangigen Besoldungsanteile;

e Erhéhung der Grundgehalter fir wissenschaftliches Lehrpersonal in den Besoldungs-
gruppen W 2 um € 690,00 und W 3 um € 300,00;

e Anpassung der Vorschriften zur Minderung des Ruhegehaltes an das Anheben der Al-
tersgrenze zur Versetzung in den Ruhestand;

e Weitere Anpassungen des Versorgungsrechts in Analogie zum Rentenrecht (Anderung
des Besoldungs- und Versorgungsgleichstellungsgesetzes)

e Einfihrung einer Familienpflegezeit;

e Ausbringung von Amtern in Sekundarschulen.

Da die nordrhein-westféalischen Landeskirchen sich traditionell in Besoldungs- und Versor-
gungsfragen am Landesrecht orientieren, um die Rahmenbedingungen im kirchlichen und
offentlichen Dienst im Land NRW weitestgehend vergleichbar zu gestalten, musste nun-
mehr in den zahlreichen Bezugnahmeklauseln des kirchlichen Rechts auf die neugeschaffe-
nen Landesregelungen verwiesen werden. Hauptséchlich sind dies das Ubergeleitete Besol-



dungsgesetz fir das Land Nordrhein-Westfalen (UBesG NRW) statt bisher das Bundesbe-
soldungsgesetz (BBesG) und das Beamtenversorgungsgesetz fur das Land Nordrhein-
Westfalen (LBeamtVG NRW) statt des bisherigen Beamtenversorgungsgesetzes in der Fas-
sung vom 31.08.2006 (BeamtVG). Bis auf die 0. g. Anderungen hat das Land NRW dabei
die bisher geltenden Regelungen im Wesentlichen — bis hin zur Paragraphenbezeichnung —
unverdndert belassen und lediglich in eigenes Recht Uberfiihrt. An der bisher geltenden
Rechtlage andert sich daher inhaltlich in vielen Punkten nichts. Bei der Einfuhrung der
Neuerungen handelt es sich vielfach um Punkte, die auch vom Bund und anderen Bundes-
landern vergleichbar gedndert wurden, also nicht um NRW-spezifische Sonderldsungen.
Mehr dazu im Einzelnen unten.

11. Ubernahme fir 6ffentlich-rechtliche Dienstverhaltnisse zur Kirche

Uber verschiedene Verweisungsklauseln aus dem kirchlichen Recht in das Landesrecht
NRW finden die Besoldungs- und Versorgungsregelungen, die fir die Beamtinnen und Be-
amten des Landes NRW gelten, auch auf die Offentlich-rechtlichen Beschaftigten der
EKvVW Anwendung, soweit nicht im Kkirchlichen Recht ausdrticklich anderes geregelt ist.
Bei Neuregelungen im staatlichen Recht kann die Kirchenleitung durch Beschluss bestim-
men, dass diese vorlaufig keine Anwendung finden, wenn sie moglicherweise kirchlichen
Belangen entgegenstehen konnten. Innerhalb eines Jahres seit der Veroffentlichung der An-
derungen ist endgultig zu entscheiden.

Von der Mdglichkeit des voriibergehenden Anwendungsausschlusses hat die Kirchenlei-
tung mit Beschluss vom 18. April 2013 sowohl fur Pfarrerinnen und Pfarrer als auch fir
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte Gebrauch gemacht. Hintergrund war, dass z.B. be-
zuglich der entscheidenden Veranderung der Umstellung von Dienstaltersstufen auf Erfah-
rungsstufen nicht ersichtlich war, wie diese sich besoldungsmaRig auswirken wirden, da
die hierfur erforderlichen Tabellen fehlten.

Der Nichtanwendungsbeschluss erstreckte sich aus Refinanzierungsgriinden nicht auf die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte als Lehrkrafte, deren Besoldung und Versorgung
im Rahmen der Ersatzschulfinanzierung refinanziert wird (folgt bereits gesetzlich aus 8 1
Abs. 2 KBVO) sowie auf die Erhéhung der Grundgehalter fir wissenschaftliches Lehrper-
sonal an der Kirchlichen Hochschule, welches nach den Besoldungsgruppen W 2 und W 3
besoldet wird. Ubernommenen wurden auch bereits die Bestimmungen tiber die Familien-
pflegezeit gemall § 65a LBG.NRW n.F. und die Bestimmungen gemal3 Artikel 7 der
Drucksache (Anderung des Besoldungs- und Versorgungsgleichstellungsgesetzes.

I11. Zu den nunmehr vorgeschlagenen Anderungen im Einzelnen:
1. Besoldung: Erfahrungsstufen statt Besoldungsdienstalter

a) Im staatlichen Bereich



Nach den bisherigen beamtenrechtlichen Grundsatzen richtete sich das Grundgehalt der 6f-
fentlich-rechtlich Beschaftigten neben der Besoldungsgruppe nach dem Besoldungsdienst-
alter, war somit im Wesentlichen an das Lebensalter der Beamtin oder des Beamten gebun-
den. Allerdings mit Einschrankungen, wenn das Beamtenverhaltnis mit VVollendung des 35.
Lebensjahres noch nicht bestand. Neben dem Besoldungsdienstalter haben zudem schon
nach der bisherigen Rechtslage auch Leistungselemente die Hohe der Bezlige beeinflusst.
Dieses System der Bestimmung des Grundgehaltes nach dem Besoldungsdienstalter galt
bislang mit Ausnahme der leistungsabhangigen Elemente auch fir die &ffentlich-
rechtlichen Dienstverhaltnisse zur EKVW.

Nach dem Dienstrechtsanpassungsgesetz des Landes NRW treten fiir die Bemessung des
Grundgehalts an die Stelle des Besoldungsdienstalters Erfahrungsstufen, die an die Dauer
des Dienstverhéltnisses gebunden sind und bei der ersten Ernennung in ein Beamtenver-
haltnis immer mit der Eingangsstufe beginnen (§ 27 Abs. 2 UBesG NRW). Der Aufstieg in
eine nachsthohere Stufe erfolgt dann nach bestimmten Zeiten mit dienstlicher Erfahrung
und abhangig von der Leistung (§ 27 Abs. 1 Satz 2 UBesG NRW). Diese Umstellung war
rechtlich geboten. Das bisherige System Uber das Besoldungsdienstalter kniipfte die Hohe
der Besoldung in einem erheblichen Umfang an das Lebensalter. Das stellte aber eine unzu-
lassige Alterdiskriminierung im Sinne der EU-Richtlinie 2000/78/EG (Antidiskriminie-
rungsrichtlinie) und gleichzeitig einen Verstoll gegen 88 7, 1 des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes (AGG) dar. Eine Differenzierung der Besoldung nach der Berufserfah-
rung wird zwar faktisch in der Regel auch dazu flhren, dass altere Beamtinnen und Beam-
ten eine hohere Besoldung erhalten, dies ist aber gem. § 10 Satz 3 Nr. 2 AGG zul&ssig und
fuhrt somit auch nicht zu einer unzuldssigen mittelbaren Altersdiskriminierung. Es er-
scheint darliber hinaus grundsétzlich sinnvoll, die Berufserfahrung bei der Hohe der Besol-
dung zu berucksichtigen, weil eine groRere Berufserfahrung in der Regel zu einer effektive-
ren Ausiibung der Tatigkeit fuhrt.!

b) Ubernahme fiir 6ffentlich-rechtliche Dienstverhaltnisse zur Kirche:

aa) Umstellung auf Erfahrungsstufen

Die beschriebenen rechtlichen und praktischen Griinde fiir die Umstellung von dem bishe-
rigen System, das am Besoldungsdienstalter anknipft, auf Erfahrungsstufen, gelten in Hin-
blick auf 6ffentlich-rechtliche Dienstverhéltnisse zur Kirche in gleicher Weise wie fir 6f-
fentlich-rechtliche Dienstverhaltnisse zu staatlichen Korperschaften. Das legt eine Uber-
nahme der geénderten staatlichen Bestimmungen in die kirchlichen Regelungen nahe.

In Hinblick auf die Stufenzuordnung von Pfarrerinnen und Pfarrern ergeben sich hier aller-
dings Bedenken, weil durch die lange Ausbildungszeit fur Theologinnen und Theologen die
erstmalige Berufung in den Pfarrdienst in einem vergleichsweise hohen Lebensalter erfolgt.
Beim Stufenaufstieg nach (Besoldungsdienst-)Alter flihrte dies dazu, dass in Folge des Al-

! Das System der Erfahrungsstufen gilt entsprechend der Regelung im Tarifvertrag firr den dffentli-
chen Dienst seit der Reform des BAT-KF im Grunde auch fur kirchliche Arbeitsverhéltnisse,
Leistungselemente sind dort insofern enthalten, als die Zeit zur Erreichung der Stufen 4 bis 6
leistungsabhangig verkiirzt beziehungsweise verlangert werden kann, die Gbrigen Elemente ei-
ner Leistungsvergitung aus dem TV6D sind in den BAT-KF nicht tibernommen worden.



ters ein hoheres ,,Eingangs“grundgehalt gezahlt wurde und Pfarrerinnen und Pfarrer sich
somit im Vergleich zu den 6ffentlich-rechtlich Beschéftigten anderer akademischer Ausbil-
dungsgénge aber gleichen Alters nicht schlechter standen. Bei der Einstufung nur nach
dienstlicher Erfahrung entsprechend dem Landesrecht (ohne sonstige zu berticksichtigende
Zeiten) waren Pfarrerinnen und Pfarrer zu Beginn des Probedienstes in die Eingangsstufe 4
einzuordnen, statt wie bisher aufgrund ihres Alters in der Regel in die Stufen 5 bis 7. Da
eine Stufe in der Besoldungsgruppe A 12 etwa 150 € ausmacht, verdienten 29- bis
31jahrige Pfarrerinnen und Pfarrer rund 150 € pro Monat weniger, 32- bis 34jahrige rd. 300
€ weniger und 35- bis 37jahrige rund 450 € weniger.

Zwar kann dem entgegen gehalten werden, dass tber aktuelle Entwicklungen (Bologna-
Prozess) auch fir das Fach Theologie auf einen ziugigen Studienabschluss hingewirkt wird.
Gleichwohl bleibt die Besonderheit, dass sich das Theologiestudium vielfach infolge von
abzulegenden Sprachprufungen im Verhaltnis zu anderen Studiengéngen zwangslaufig ver-
langert. Daher werden Pfarrerinnen und Pfarrer mit der ersten Berufung in ein Pfarrdienst-
verhaltnis eine Erfahrungsstufe oberhalb der Erfahrungsstufe im Sinne von § 27 Abs. 2
UBesG NRW, zuzuordnen, soweit sie nicht in der Vergangenheit nach dem Besoldungs-
dienstalter eingestuft waren und daraus entsprechend ubergeleitet wurden. vgl. hierzu die
vorgeschlagene Formulierung von § 7 Abs. 2 PfBVO. In finanzieller Hinsicht ergibt sich
daraus eine um 150 € erhéhte Eingangsbesoldung, von der aus sich der weitere Stufenauf-
stieg vollzieht. Gemessen an der ,,Zeit dienstlicher Erfahrung“ befinden sich Pfarrerinnen
und Pfarrer damit bis zum Erreichen der Endstufe (die fur alle gleich ist!) immer zwei Jahre
im ,,Vorlauf* zu anderen Akademikern im kirchlichen Dienst, allerdings eben unter Be-
ricksichtigung der langeren Ausbildungsdauer.

Die Lippische Landeskirche und die Ev. Kirche im Rheinland haben entsprechend be-
schlossen.

Fur Predigerinnen und Prediger sieht die gesetzesvertretende Verordnung eine Stufenzu-
ordnung oberhalb der Landesregelung nicht vor. Die Griinde, die zu der Sonderreglung bei
Pfarrerinnen und Pfarrern fiihren, liegen hier nicht in gleicher Weise vor. Hinzukommt,
dass gemal’ 8 2 PredG Voraussetzung fir die Berufung in das Amt der Predigerin bzw. des
Predigers ist, dass diese sich bereits 10 Jahre hauptamtlich im kirchlichen Dienst bewahrt
haben. Diese Zeit ist gemaR § 1 Abs. 2 PrBVO i.V.m. § 8 PfBVO als Erfahrungszeit zu be-
riicksichtigen.

Fur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten ist beziiglich der Stufenzuordnung ebenfalls
kein vergleichbarerer Handlungsbedarf erkennbar, so dass hier keine Sonderregelung in der
KBVO vorgeschlagen wird.

bb) Berucksichtigungsféhige Zeiten fur die Stufenzuordnung

8 8 PfBVO gewabhrleistet, dass bei der Stufenzuordnung forderliche Vordienstzeiten sowie
familien- und gesellschaftspolitisch erwiinschte Zeiten angemessen beriicksichtigt werden,
indem diese Zeiten wie Zeiten mit dienstlicher Erfahrung behandelt werden. So regelt Ab-
satz 1, dass die dort aufgeflihrten Zeiten bei der ersten Stufenfestsetzung als berlcksichti-
gungsfahige Zeiten anerkannt werden, Absatz 2 bestimmt, dass entsprechende Zeiten ohne



Grundgehalt den Aufstieg in den Stufen nicht verzégern. Die aufgefuhrten Tatbestdnde ent-
sprechen den in staatlichen Bestimmungen aufgefiihrten Elementen.

Bei den Elementen, die nach Absatz 2 den Stufenaufstieg nicht verzdgern, finden sich in
den Nummern 7 bis 9 die kirchspezifischen Tatbestande, die nach der bisherigen kirchli-
chen Regelung gem. § 8 Abs. 2 Nr. 4 bis 6 PfDG aF - und damit nach der bisherigen Sys-
tematik — Berucksichtigung finden, in dem sie das das Besoldungsdienstalter nicht hélftig
um die Zeit nach Vollendung des funfunddreiRigsten Lebensjahres, in der kein Anspruch
auf Besoldung bestand, hinausschieben.

Fur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte gilt die vergleichbare staatliche Regelung (§ 27
UBesG NRW) durch die dynamische Verweisung unmittelbar.

cc) Keine leistungsbezogenen Elemente

Leistungselementen zur Steuerung des Stufenaufstiegs wurden nicht Gbernommen. Insofern
weicht das kirchliche Recht auch kinftig — wie in der Vergangenheit vom staatlichen Recht
ab.

Die leistungsorientierte Differenzierung in der Pfarrbesoldung erscheint nicht kompatibel
mit der Unabhangigkeit von Verkindigung und Seelsorge. Deshalb gibt es auch keine ob-
jektiv ableitbaren Beurteilungsmalistébe, die der Entscheidung Uber eine Verkirzung oder
Verléngerung von Stufenlaufzeiten zugrunde gelegt werden kdnnten.

Auch flr die Tatigkeit von Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten gibt es bis jetzt keine
Kriterien zur Leistungsbewertung, insbesondere auch kein Beurteilungswesen, das fiir ent-
sprechende Entscheidungen im staatlichen Bereich herangezogen wird. In wieweit ein zu
entwickelndes Beurteilungswesen hilfreich ware, erscheint fragwirdig. Hierbei stellt sich
zundchst im Hinblick auf den Gedanken der Dienstgemeinschaft die Frage einer unter-
schiedlichen Behandlung von Pfarrerinnen und Pfarrern bzw. Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten. Dariiber hinaus bleibt zu beachten, dass die kirchlichen Verwaltungseinhei-
ten im Vergleich zu den staatlichen in der Regel deutlich kleiner sind, zumal wenn man —
wie hier erforderlich — nur die beamteten Mitarbeitenden beruicksichtigt. Darlber hinaus
stellt sich die Frage, ob sich hier wirklich hinreichend objektivierbare Kriterien entwickeln
lieRen. Die Erfahrung mit den Mdglichkeiten einer Verkiirzung oder Verlangerung von Stu-
fenlaufzeiten aus dem kirchlichen Arbeitsrecht zeigt, dass es hier bis jetzt keine gangigen
Kriterien gibt, weshalb von diesem Instrument nur selten Gebrauch gemacht wird. Dies ist
auch der Grund, warum die sonstigen Leistungselemente aus dem TVOD bis jetzt nicht in
den BAT-KF tibernommen worden sind.

2. Versorgung
a) Ruhegehaltsfahige Dienstzeiten
Die Hohe der Versorgungsbeziige knipft auch weiterhin an die ruhegehaltsfahige Dienst-

zeit an. Eine Anderung ergibt sich allerdings fiir die Beriicksichtigung von Ausbildungszei-
ten bei der Berechnung der ruhegehaltsfahigen Dienstzeiten. Diesbezuglich kénnen nach



der bisherigen Regelung fur die Hochschul- und Fachschulausbildung gleichermalien bis zu
drei Jahren (entspricht 1095 Tagen) als ruhegehaltfahige Dienstzeit beriicksichtigt werden.
Nach der Neuregelung werden fur die Hochschulausbildung entsprechend § 12 Abs. 1 Satz
1 Beamtenversorgungsgesetz fir das Land Nordrhein-Westfalen nur noch bis zu 885 Tagen
beriicksichtigt. Diese Anderung zeichnet eine Rechtsanderung in der gesetzlichen Renten-
versicherung nach. Danach wird nicht mehr die Mindestdauer eines Hochschulstudiums
berucksichtigt. Der staatliche Gesetzgeber legt dem zugrunde, dass Beamtinnen und Beam-
te wahrend eines Hochschulstudiums keinen Dienst leisten, so dass es auch keine Ver-
pflichtung gibt, die gesamte Dauer oder auch nur die Mindestdauer anzurechnen.

Fur Theologinnen und Theologen bleibt allerdings tber die Beibehaltung von § 24 Abs. 1
Satz 2 PfBVO die Mdglichkeit erhalten, auch weiterhin fir jede erfolgreich abgelegte
Sprachprufung bis zu sechs Monaten zuséatzlich berlcksichtigen zu lassen.

Fur Pfarrerinnen und Pfarrer, die schon am 31. Dezember 1991 vorhanden waren, bestimmt
der neu eingefugte § 24 Abs. 3 PFBVO im Sinne der bisher geltenden, abgestimmten Ver-
waltungspraxis unter den rheinischen, lippischen und westfélischen Landeskirchen, in wel-
chem Umfang die damaligen Studienzeiten bei der Berechnung der ruhegehaltfahigen
Dienstzeit nach § 85 Beamtenversorgungsgesetz fir das Land Nordrhein-Westfalen zu be-
ricksichtigen sind. Die Neueinfiihrung von 8§ 24 Abs. 3 PfBVO erzeugt insofern materiell-
rechtlich keine Neuerung. Auch hier wurden und werden abzulegende Sprachprifungen
berucksichtigt.

Es wird deshalb vorgeschlagen, die im Landesbeamtenversorgungsgesetz enthaltene Kdir-
zung der anrechenbaren Ausbildungszeiten — in Hinblick auf Pfarrerinnen und Pfarrer mit
den oben beschriebenen Mal3gaben — fur 6ffentlich-rechtliche Dienstverhaltnisse zur Kirche
zu Ubernehmen. § 24 Abs. 2 PfBVO und § 7 Abs. 9 KBVO (ibernehmen die staatliche
Ubergangsbestimmung (§ 69 g) Beamtenversorgungsgesetz fir das Land Nordrhein-
Westfalen) mit der MalRgabe, dass der bisher geltende Zeitraum der htéchstens anrechenba-
ren Zeit fur die Hochschulausbildung von 1095 Tagen noch fiir Falle gilt, in denen der Ver-
sorgungsfall bis zum 1. Juli 2014 eintritt, statt nur bis zum 1. Januar 2014 wie nach dem
staatlichen Recht. Diese Anpassung ist dem spateren Inkrafttreten der kirchlichen Regelun-
gen geschuldet.

b) Anpassung der Minderung an das Anheben der Altersgrenze zur Versetzung in den
Ruhestand

Die Neuregelungen im kirchlichen Recht tragen dem gestiegenen Eintrittsalter in den Ruhe-
stand, 67 statt bisher 65 Jahre, Rechnung und sind anwendbar auf Versorgungsfélle, die
nach dem 30. Juni 2014 eintreten. Fir die Berechnung der Hohe des Ruhegehaltes werden
dabei mit den unten beschriebenen Besonderheiten die Bestimmungen von § 14 des neu
geschaffenen Beamtenversorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen tbernom-
men.

aa) Staatliches Recht



Nach 8§ 14 Beamtenversorgungsgesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen betragt das Ruhe-
gehalt weiterhin fur jedes Jahr ruhegehaltfahiger Dienstzeit 1,79375 %, insgesamt jedoch
hdchstens 71,75 %. Es bleibt auch dabei, dass sich das Ruhegehalt um 3,6 % fiir jedes Jahr
reduziert, um das die Beamtin oder der Beamte vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze
in den Ruhestand versetzt wird (auf Antrag ist dies auch weiterhin ab dem vollendeten 63.
Lebensjahr moglich). Die Reduzierung des Ruhegehalts war allerdings in diesen Féllen
nach friherem Recht auf 10,8 % begrenzt. Nach dem neuen Landesbeamtenversorgungsge-
setz erhoht sich die maximale Minderung auf bis zu 14,4 %, vgl. § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
LBeamtVG. Die Erhéhung der maximalen Minderung trégt der auf 67 Jahre gestiegenen
Regelaltersgrenze Rechnung.

Die Begrenzung des Abschlags auf hochstens 10,8 % bleibt nach staatlichem Recht bei
schwerbehinderten Beamtinnen und Beamten erhalten, die vor dem 63. Lebensjahr in den
Ruhestand versetzt werden und bei Beamtinnen und Beamten die vor dem 65. Lebensjahr
wegen Dienstunfahigkeit, die nicht auf einen Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt
werden.

bb) Ubertragung auf den kirchlichen Bereich und kirchliche Besonderheiten

Fur Versorgungsfalle, die vor dem 1. Juli 2014 eingetreten sind, bleibt es bei den bisherigen
Regelungen.

Fur Versorgungsfalle, die nach dem 30. Juni 2014 eintreten, werden die neuen staatlichen
Minderungsvorschriften bei vorzeitigem Ruhestandseintritt grundsétzlich tbernommen, er-
génzend zu der allgemeinen Vorschrift, 8 14 Abs. 3 Beamtenversorgungsgesetz fur das
Land Nordrhein-Westfalen jedoch einige kirchliche Besonderheiten geregelt: im Hinblick
auf Pfarrerinnen und Pfarrern (iber einen neu eingefiigten § 27a PfBVO, fir Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamte tber einen neuen § 18 a) KBVO.

1. Demnach verringert sich gem. § 27 a) Abs. 2 das Ruhegehalt wie auch nach der bisheri-

gen Regelung nicht in den Féllen, in denen Pfarrerinnen und Pfarrer, die Altersteildienst
von mindestens vier Jahren geleistet haben und zeitgleich mit dem Antrag auf Bewilli-
gung von Altersteildienst die Versetzung in den Ruhestand mit Ablauf des Monats in
dem sie das 63. Lebensjahr vollenden, beantragt haben (Abs. 2 Nr. 1).
Fur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte folgt dies aus 8 18 Abs. 2 KBVO. Diese
Regelung muss aus Vertrauensschutzgrinden in Hinblick auf bestehende Félle beibe-
halten werden. Da Altersteildienst nicht mehr gewahrt wird, werden keine zusatzlichen
Falle, in denen die Regelung Wirksamkeit entfalten wirde, hinzukommen.

2. 8 27a Abs. 3 PfBVO schafft eine kirchliche Sonderregelung fir die Falle, in denen eine
Pfarrerin oder ein Pfarrer vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er das 63. Lebensjahr
vollendet, wegen Dienstunfahigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in den Ru-
hestand versetzt wird. Danach wird im kirchlichen Bereich fir die Minderung der Ru-
hestandszlige auf die Vollendung des 63. Lebensjahres abgestellt. Nach der staatlichen
Regelung wird fiir die Minderung hier auf die Vollendung des 65. Lebensjahres abge-
stellt.
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Diese Abweichung vom staatlichen Recht ist sachgerecht, weil ansonsten eine Unge-
rechtigkeit im Verhéltnis zu Schwerbehinderten geschaffen wirde, bei denen, wenn sie
gem. § 88 Abs. 1 Nr. 2 PfDG.EKD i.V.m. § 12a AG PfDG.EKD auf ihren Antrag ab
dem 60. Lebensjahr in den Ruhestand versetzt werden, fir die Minderung der Ruhe-
standsbezuge ebenfalls auf die VVollendung des 63. Lebensjahr abgestellt wird, geschaf-
fen wirde. Die Beeintrachtigungen sind bei beiden Personenkreisen vergleichbar, zu-
sétzlich ist zu beachten, dass der vorgezogene Ruhestandseintritt bei Schwerbehinderten
auf Antrag erfolgt, bei Dienstunfahigkeit die vorzeitige Ruhestandsversetzung auch ge-
gen den Willen der oder des Betroffenen erfolgen kann.

Dasselbe gilt fur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, tiber den neu einzufiihrenden
§ 18 a Abs. 3 KBVO. Ubernommen wird in beiden Féllen aus § 14 Abs. 3 des Beam-
tenversorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen die Begrenzung des Versor-
gungsabschlages auf 10,8 %.

3. 27 a) Abs. 4 PfBVO schafft eine kirchliche Sonderregelung fur die Félle, in denen eine
Pfarrerin oder ein Pfarrer im unmittelbaren Anschluss an den Wartestand in den Ruhe-
stand tritt. Grundsatzlich tritt in diesen Fallen eine Minderung in Héhe von 3,6 % pro
Jahr der vorzeitigen Ruhestandsversetzung ein. Durch die Anhebung der Regelalters-
grenze kann dies allerdings zu einer Verschlechterung fur den betreffenden Personen-
kreis fihren, weil sich die Minderung ohne entsprechende gesetzliche Einschrankung
nunmehr bis zur Vollendung des 67. Lebensjahres berechnen wiirde.

Fur Wartestandsfélle ist zusétzlich zu beachten, dass gem. § 23 Abs. 2 PfBVO, der von
den hiesigen Anderungen unberiihrt bleibt, in der Zeit des Wartestandes ohne Warte-
standsauftrag die ruhegehaltsfahige Dienstzeit nur anteilig erhoht wird. Damit wirde
aber der Personenkreis, der unmittelbar aus dem Wartestand in den Ruhestand geht, von
den hiesigen Anderungen doppelt nachteilig betroffenen werden.

Das erscheint aber angesichts der Tatsache, dass ein Wartestand, beispielsweise gemaf
8 83 Abs. 2 PfDG.EKD unverschuldet eintreten kann, unbillig. Aus diesem Grund ist in
8 27a) Abs. 4 PfBVO vorgesehen, dass auch in diesen Féllen der Versorgungsabschlag
auf maximal 10,8 % und nicht auf 14,4 % begrenzt ist.

Fur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte gilt auch hier nichts anderes, sodass fir
diesen Personenkreis in § 18 a) KBVO eine entsprechende Regelung getroffen wird.

Bei der Neuschaffung der staatlichen Regelungen stellte sich diese Problematik nicht,
weil das staatliche Recht den Wartestand nicht kennt.

I11. Anpassungen aus kirchlichen Zusammenhangen

1. Bezuge im Wartestand
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Nach § 87 des Pfarrdienstgesetzes der EKU erhielten abberufene Pfarrerinnen und Pfarrer
fur ein Jahr die Dienstbeziige im bisherigen Umfang weiter. Da dieser Personenkreis nach
dem Pfarrdienstgesetz der EKD nunmehr unmittelbar in den Wartestand versetzt werden
muss und es in der Regel aufgrund der Notwendigkeit von Absprachen und Verwaltungsab-
laufen erst gelingt, nach etwa 2 — 3 Monaten einen Wartestandsauftrag zu erteilen, hat dies
zur Folge, dass die Dienstbezlige mit der Versetzung in den Wartestand auf 75 % absinken.
Dies erschwert vor allem die einvernehmliche Beendigung des Dienstes in einer Gemeinde
im Falle einer nachhaltigen Stérung. Um zu verhindern, dass finanzielle Griinde eine zlgi-
ge und gitliche Einigung vereiteln, soll mit einem neuen Satz 6 zu 8 16 a Abs. 1 PfBVO
wieder festgeschrieben werden, dass die bisherigen Dienstbeziige fiir einen Ubergangszeit-
raum von 6 Monaten weitergezahlt werden. Eine entsprechende Regelung findet sichin 8 5
b KBVO fir Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte.

2. Entsendungsdienst

Da mit der Einflihrung des Pfarrdienstgesetzes der EKD auch der Begriff des Entsendungs-
dienstes gestrichen wurde, soll dies nunmehr auch in der PfBVO erfolgen.

3. Anrechnung von Betriebsrenten

In einigen Einzelfallen wurde Personen von der EKVW, der EKIR oder der Lippischen
Landeskirche eine Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften gemald der § 16 Abs.
2 der Satzung der VKPB zugesagt, ohne dass diese Personen in einem 0&ffentlich-
rechtlichen Dienstverhaltnis zu der Landeskirche standen. Bei vorzeitigem Ausscheiden aus
dem Arbeitsverhdltnis mit der Landeskirche entsteht nach Unverfallbarkeit des Anspruchs
ein Recht auf eine Betriebsrente nach dem Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Al-
tersversorgung (BetrAVG). Sollte es in der Folgezeit entweder zu einer erneuten Gewahr-
leistungszusage fir Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften kommen oder gar
ein offentlich-rechtliches Dienstverhéltnis begrindet werden, fehlt bislang eine Rechts-
grundlage zur Anrechnung solcher Betriebsrenten auf eine spatere Versorgung nach der
PfBVO oder der KBVO. Einige Bundeslander (z.B. Baden-Wirttemberg und Niedersach-
sen) haben hier inzwischen entsprechende Rechtsgrundlagen geschaffen, das Land NRW
noch nicht. Insofern mussen die nordrhein-westfélischen Landeskirchen hier selbst initiativ
werden. Mit den neuen § 38 Abs. 1 PfDG bzw. § 17 Abs. 1 KBVO wird dies in Anlehnung
an die existierenden staatlichen Regelungen geregelt.

IV. Sonstiges

Die gesetzesvertretende Verordnung ist - nach Beschluss im Mdrz und Verkiindung im Ap-
ril - zum 1. Juli 2014 in Kraft getreten. Etwaigem Vertrauensschutz, soweit diesem nicht
durch entsprechende Ankindigungen und vorlaufende Rechtsanderungen in den vergange-
nen Jahren Rechnung getragen wurde, wurde damit geniige getan.
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Die Anderungen waren als gesetzesvertretende Verordnung zu beschlieBen, da die Priifung
des Dienstrechtsanpassungsgesetzes nach Vorlage der Tabellen und die Beratung einer ent-
sprechenden Vorlage in den zustandigen Gremien nicht bis zur Landessynode 2013 mdg-
lich war. Bis zur Landessynode 2014 kann nicht abgewartet werden, da der Nichtanwen-
dungsbeschluss der Kirchenleitung nur bis zu einem Jahr nach Veroffentlichung der staatli-
chen Regelungen (Mai 2013) wirkt.

1.
Die gesetzesvertretende Verordnung ist nach Artikel 144 Absatz 2 der Kirchenordnung der

Landessynode zur Bestatigung vorzulegen. Um diese Bestatigung wird die Landessynode
gebeten.



ANLAGE 1

Gesetzesvertretende Verordnung
zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechts
der Pfarrerinnen und Pfarrer, der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
sowie der Predigerinnen und Prediger

Vom 13. Méarz 2014

Auf Grund der Artikel 120 und 144 Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von
Westfalen hat die Kirchenleitung folgende gesetzesvertretende Verordnung erlassen:

Artikel 1
Anderung der Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung

Die Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung (PfBVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 5. Dezember 2000 (KABI. EKIR 2001 S. 1/KABI. EKvW 2000 S.
252), zuletzt geadndert durch gesetzesvertretende Verordnung zur Anderung des
Besoldungs- und Versorgungsrechts der Pfarrerinnen und Pfarrer, der Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten sowie der Predigerinnen und Prediger vom 19. September 2013
(KABI. EKVW 2013 S. 223, S. 260, S. 299) wird wie folgt geandert:

1. In 84 Absatz 5 wird die Angabe ,,8 75 Absatz 1 oder § 87 Absatz 1 des
Pfarrdienstgesetzes“ ersetzt durch die Worter ,,Beendigung einer befristet Gibertragenen
Stelle oder eines befristet Gibertragenen Auftrags im Sinne des § 25 des
Pfarrdienstgesetzes der EKD*.

2. 85 wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach der Angabe ,,§8 19 Absatz 4 des Pfarrdienstgesetzes*
die Worter eingeflgt: ,,der EKU oder § 4 Absatz 3 des Ausfilhrungsgesetzes zum
Pfarrdienstgesetz der EKD".

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worter ,,dem Besoldungsdienstalter* durch die
Worter ,,der Erfahrungsstufe” ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 3 werden die Worter ,,Dienstzeit zur Anhebung des Grundgehalts
in die Besoldungsstufe A 14* ersetzt durch ,,Zeit dienstlicher Erfahrung zum
Aufsteigen in den Stufen®.

3. Der Text zur Gliederungsziffer 4. als Uberschrift vor § 7 wird wie folgt gefasst:
»Erfahrungsstufen®

4. § 7 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,,Das Besoldungsdienstalter durch die Worter ,,Die

Erfahrungsstufe* ersetzt.
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bb) In Satz 2 werden die Worter ,,das“ und ,,Besoldungsdienstalter” durch die
Worter ,,die* und ,,Erfahrungsstufe* ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Pfarrerinnen und Pfarrer werden bei der ersten Berufung in ein
Pfarrdienstverhaltnis zur Ev. Kirche von Westfalen eine Erfahrungsstufe oberhalb
der Erfahrungsstufe eingestuft, in die sie in Anwendung von § 27 Absatz 2 Satz 1
des Ubergeleiteten Besoldungsgesetz fiir das Land Nordrhein-Westfalen einzustufen
waren. Satz 1 gilt nicht, soweit eine Pfarrerin oder ein Pfarrer ein Dienstverhéltnis
zur EKVW durch Versetzung begriindet und im Wege der Versetzung eine
Erfahrungsstufe zu berlicksichtigen ist, die sich nach dem Besoldungsdienstalter
bestimmt oder infolge der Uberleitung von Dienstaltersstufen in Erfahrungsstufen
bestimmt.*

c) Folgender Absatz 3 wird angefugt:
,»(3) Der Aufstieg in eine nachsthdhere Stufe erfolgt nach bestimmten Zeiten mit
dienstlicher Erfahrung. § 27 Absatz 4 und 5 des Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes
fiir das Land Nordrhein-Westfalen finden keine Anwendung.*

5. §8wird wie folgt gefasst:

(1) Bei der ersten Stufenfestsetzung nach § 7 Absatz 2 werden als
berticksichtigungsféhige Zeiten anerkannt, soweit in § 30 Ubergeleitetes
Besoldungsgesetz fiir das Land Nordrhein-Westfalen nichts anderes bestimmt ist:

1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren fir jedes Kind,

2. Zeiten der tatsachlichen Pflege von nach &rztlichem Gutachten

pflegebediirftigen nahen Angehdrigen (Eltern, Schwiegereltern, Eltern von

Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern nach dem

Lebenspartnerschaftsgesetz, Ehegatten, Lebenspartnerinnen und

Lebenspartnern nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, Geschwistern oder

Kindern) bis zu drei Jahren fur jeden nahen Angehérigen,

Pflegezeiten nach dem Pflegezeitgesetz in der jeweils geltenden Fassung,

4. Zeiten einer hauptberuflichen Tatigkeit im Kirchlichen oder sonstigen
offentlichen Dienst oder im Dienst eines sonstigen Arbeitgebers, der die im
offentlichen Dienst geltenden Tarifvertrage oder Tarifvertrage wesentlich
gleichen Inhalts anwendet,

5. Zeiten von mindestens vier Monaten bis zu insgesamt zwei Jahren, in denen
Wehrdienst, Zivildienst, Bundesfreiwilligendienst, Entwicklungsdienst oder
ein freiwilliges soziales oder dkologisches Jahr geleistet wurde,

6. Zeiten einer Eignungsubung nach dem Eignungsubungsgesetz und

7. Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, soweit eine
Erwerbstatigkeit, die einem Dienst gemal’ Nr. 4 entspricht, nicht ausgetibt
werden konnte.

w



Weitere hauptberufliche Zeiten, die nicht Voraussetzung fiir den Erwerb der
Anstellungsfahigkeit sind, kénnen ganz oder teilweise anerkannt werden, soweit sie
fiir die Verwendung der Pfarrerin oder des Pfarrers forderlich sind. Zeiten fur
zusatzliche Qualifikationen, die nicht im Rahmen einer hauptberuflichen Tatigkeit
erworben wurden, kénnen in besonderen Einzelféllen, insbesondere zur Deckung
des Personalbedarfs, mit insgesamt bis zu 3 Jahren als beriicksichtigungsfahige
Zeiten anerkannt werden. Die Entscheidung nach den Sétzen 2 und 3 trifft das
Landeskirchenamt. Zeiten nach den Satzen 1 und 2 werden durch
Unterbrechungszeiten nach Absatz 2 nicht vermindert. Die Summe der Zeiten nach
den Sétzen 1 bis 3 wird auf volle Monate aufgerundet.

(2) Abweichend von § 27 Absatz 3 Satz 2 des Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes
fiir das Land Nordrhein-Westfalen wird der Aufstieg in den Stufen durch folgende
Zeiten nicht verzdgert:

1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren fir jedes Kind,

2. Zeiten der tatsachlichen Pflege von nach &rztlichem Gutachten
pflegebediirftigen nahen Angehdrigen (Eltern, Schwiegereltern, Eltern von
Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern nach dem
Lebenspartnerschaftsgesetz, Ehegatten, Lebenspartnerinnen und
Lebenspartnern nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, Geschwistern oder
Kindern) bis zu drei Jahren fur jeden nahen Angehérigen,

3. Pflegezeiten in entsprechender Anwendung des Pflegezeitgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung,

4. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbeziige, wenn die oberste
Dienstbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle schriftlich anerkannt hat,
dass der Urlaub dienstlichen Interessen oder 6ffentlichen Belangen dient,

5. Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz in der jeweils geltenden
Fassung nicht zu dienstlichen Nachteilen fiihren dirfen,

6. Zeiten einer Eignungsubung nach dem Eignungsubungsgesetz,

7. Zeiten eines hauptberuflichen Dienstes, zu dem die Pfarrerin oder der Pfarrer
aus dienstlichen Grunden beurlaubt wurde oder nach 8 21 des friiheren
Pfarrdienstgesetzes in den Wartestand ohne Wartegeld versetzt oder als
Pastorin oder Pastor im Hilfsdienst beurlaubt war,

8. Zeiten eines hauptberuflichen Dienstes nach § 94 Absatz 3 Satz 2 des
Pfarrdienstgesetzes der EKD,

9. Zeiten der Wahrnehmung eines Mandats in einem Gesetzgebungsorgan,
wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer anstelle der Zahlung einer
Versorgungsabfindung nach den staatlichen Abgeordnetengesetzen
beantragt, diese Zeit als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und
Versorgungsrechts zu beruicksichtigen.

(3) Eine Mehrfachbericksichtigung von Zeiten nach den Absatzen 1 und 2 sowie
aus der entsprechenden Anwendung von § 27 Absatz 2 Satz 4 des Ubergeleiteten
Besoldungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen ist unzuldssig.

(4) Fur die Gleichstellung von Bezligen nach Absatz 1 Nr. 4 werden Zeiten, die
geméR § 30 des Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-



10.

11.

12.

Westfalen fir die Beamtinnen und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen nicht
berucksichtigungsfahig sind, nicht berticksichtigt.*

In § 10 wird jeweils in Absatz 2, Absatz 3, Absatz 5 Nr. 2 und Absatz 6 das Wort
»Bundesbesoldungsgesetzes* durch die Worter ,,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes flr
das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

In 8 14 Absatz 2 wird Satz 4 gestrichen.

In § 16 Absatz 3 und Absatz 8 wird jeweils das Wort ,,Bundesbesoldungsgesetzes*
durch die Worter ,,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen* ersetzt.

8 16 a wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 5 werden die Worte ,,Abberufung, Freistellung” durch die Worte
»Versetzung, Beurlaubung* ersetzt.

bb) Nach Satz 5 wird folgender Satz 6 angehangt: ,,Abweichend von Satz 1
entspricht das Wartegeld wahrend der ersten 6 Monate des Wartestandes den
bisherigen Dienstbeziigen; die Satze 2, 3 und 4 gelten entsprechend.”

b) Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe ,,8 90 Absatz 2 PfDG* durch die Angabe ,,§ 85
Absatz 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD* ersetzt.

bb) In Satz 3 wird jeweils die Angabe ,,BeamtVG* durch die Angabe ,,LBeamtVG*
ersetzt.

c) In Absatz 3 Nr. 2 wird die Angabe ,,890 Absatz 2 und 3 PfDG* ersetzt durch die
Angabe ,,8 85 Il und I11 des Pfarrdienstgesetzes der EKD*, und Satz 3 wird
gestrichen.

In § 18 Absatz 1 werden die Worter ,,Gesetzes Uber die Versorgung der Beamten und
Richter in Bund und Landern (Beamtenversorgungsgesetz — BeamtVG)* durch die
Angabe ,,Beamtenversorgungsgesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen
(Landesbeamtenversorgungsgesetz — LBeamtVG)*“ ersetzt.

§ 19 Absatz 3 wird aufgehoben.

§ 21 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes durch die
Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen* und die



13.

14.

b)

c)

Worter ,,ihrem* und ,,Besoldungsdienstalter* durch die Worter ,,ihre
Erfahrungsstufe” ersetzt.

In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,BeamtVG* durch die Angabe ,,.LBeamtVG*
ersetzt.

In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen ersetzt.

§ 22 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

d)

In Absatz 1 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
»,Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen® ersetzt.

In Absatz 2 wird die Angabe ,,BeamtVVG* durch die Angabe ,,LBeamtVG* ersetzt.
Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In den Satzen 1 und 2 wird jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

bb) In Satz 2 wird zudem die Angabe ,,§8 8 Absatz 3 Nr. 3 bis 6“ durch die Angabe
,»3 8 Absatz 2 Nr. 4 und Nr. 7 bis 9 ersetzt.

In Absatz 4 Satz 1 werden die Angabe ,,BeamtVG* durch die Angabe
»LBeamtenVG* und in Nr. 5 das Wort ,,Bundesbesoldungsgesetz* durch die Worte
,Ubergeleitetes Besoldungsgesetz* ersetzt.

§ 23 wird wie folgt geandert:

a)

b)

d)

In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes durch die
Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen“ und in
Nr. 1 die Angabe ,,8 94 Absatz 4 des Pfarrdienstgesetzes* durch die Angabe ,,8 94
Absatz 3 Satz 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD* ersetzt.

In Absatz 1 Satz 4 werden die Worter ,,Abberufung, Freistellung” durch die Worter
»Versetzung, Beurlaubung® ersetzt.

In Absatz 3 wird die Angabe ,,§ 90 des Pfarrdienstgesetzes* durch die Angabe ,,§ 85
des Pfarrdienstgesetzes der EKD* ersetzt.

In Absatz 4 werden die Angabe ,,8 30 des Disziplinargesetzes“ durch die Angabe
,»8 15 des Disziplinargesetzes“ und die Angabe ,,8 90 Absatz 2 des
Pfarrdienstgesetzes* durch die Angabe ,,8 85 Absatz 2 des Pfarrdienstgesetzes der
EKD* ersetzt.

15. § 24 wird wie folgt geandert:



a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
»,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen® ersetzt.

b) Folgende Absétze 2 und 3 werden eingefligt:

»(2) In Versorgungsfallen, die vor dem 1. Juli 2017 eintreten, gilt anstelle der nach
8 12 Absatz 1 Satz 1 und 8§ 66 Absatz 9 Satz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes flr
das Land Nordrhein-Westfalen hochstens anrechenbaren Zeit einer
Hochschulausbildung einschlielich Priifungszeit folgender Zeitraum:

Zeitpunkt des Zeitraum der hochstens anrechenbaren Zeit einer
Eintritts des Hochschulausbildung
Versorgungsfalles

vor dem

1. Juli 2014 1095 Tage

1. Oktober 2014 1065 Tage

1. Januar 2015 1035 Tage

1. Juli 2015 1005 Tage

1. Januar 2016 975 Tage

1. Juli 2016 945 Tage

1. Januar 2017 915 Tage

1. Juli 2017 885 Tage

(3) Fur die Anwendung des 8§ 85 Absatz 1 und 4 Beamtenversorgungsgesetz fiir das
Land Nordrhein-Westfalen gilt als Ausbildungszeit die Zeit des Hochschulstudiums
der evangelischen Theologie bis zu vier Jahren und die Prifungszeit bis zu sechs
Monaten. Hat sich das Studium durch abzulegende Sprachprufungen Gber die Zeit
nach Satz 1 verzogert, so sollen als Studienzeit berlicksichtigt werden sechs
sprachfreie Studiensemester und je zwei Studiensemester fur Latein und Griechisch
und ein Studiensemester fur Hebréisch sowie bis zu sechs Monaten Prufungszeit.
Die Bericksichtigung des Hochschulstudiums einschliel3lich der Priifungszeit darf
insgesamt sechs Jahre nicht Ubersteigen.*

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.

16. In § 25 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen® ersetzt.

17. In § 26a Absatz 1 und Absatz 2 wird jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

18. § 27 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:



19.

b)

d)

»(1) Auf Versorgungsfélle, die vor dem 1. Juli 2014 eingetreten sind, findet § 14
Absatz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006
geltenden Fassung nach Maligabe der Absétze 2 bis 8 Anwendung.*

In den Absétzen 2 und 7 werden jeweils nach dem Wort
,Beamtenversorgungsgesetzes* die Worter ,,in der bis zum 31. August 2006
geltenden Fassung“ eingefugt.

In Absatz 2 Nr. 2 wird die Angabe ,,8 92 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 des
Pfarrdienstgesetzes“ durch die Angabe ,,§ 88 Absatz 1 Nr. 1 des Pfarrdienstgesetzes
der EKD* ersetzt.

In Absatz 2 Nr. 4 b und c wird jeweils die Angabe ,,§ 92 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 des
Pfarrdienstgesetzes“ durch die Angabe ,,§ 88 Absatz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes
der EKD* ersetzt.

In Absatz 3 wird in der Angabe ,,§ 87 Absatz 2 Satz 2 PfDG.EKD* die Angabe
»Absatz 2 Satz 2* gestrichen.

In Absatz 6 wird die Angabe ,,§ 92 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes*
durch die Angabe ,,§ 88 Absatz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD* ersetzt.

Nach § 27 wird folgender § 27a eingefligt:

,827a

(1) Auf Versorgungsfélle, die nach dem 30. Juni 2014 eintreten, findet § 14 Absatz 3
des Beamtenversorgungsgesetzes flr das Land Nordrhein-Westfalen nach Mafgabe der
Absétze 2 bis 8 Anwendung.

(2) 8§ 14 Absatz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen
findet keine Anwendung

1. auf Pfarrerinnen und Pfarrer, die Altersteildienst von mindestens vier Jahren
geleistet haben, wenn sie zugleich mit dem Antrag auf Bewilligung des
Altersteildienstes unter Inanspruchnahme der Antragsaltersgrenze nach § 88
Absatz 1 Nr. 1 des Pfarrdienstgesetzes der EKD die Versetzung in den
Ruhestand mit Ablauf des Monats, bei Pfarrerinnen und Pfarrern in einer
Schulpfarrstelle mit Ablauf des Schuljahres oder Schulhalbjahres, in dem sie das
63. Lebensjahr vollenden, beantragt haben,

2. auf Pfarrerinnen und Pfarrer, deren fur mindestens vier Jahre beantragter
Altersteildienst durch Versetzung in den Ruhestand infolge Dienstunféhigkeit
oder durch Tod vorzeitig endet,

3. auf Pfarrerinnen und Pfarrer, die bis zum 16. November 1951 geboren und
mindestens seit dem 16. November 2000 schwerbehindert im Sinne des Teils 2
SGB IX sind sowie nach § 88 Absatz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes in den
Ruhestand versetzt werden.



20.

21.

22.

(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 % auch fiir jedes Jahr, um das die Pfarrerin
oder der Pfarrer vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er das 63. Lebensjahr
vollendet, wegen Dienstunfahigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in den
Ruhestand versetzt wird. Die Minderung darf 10,8% nicht Ubersteigen.

(4) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 % auch fiir jedes Jahr, um das die Pfarrerin
oder der Pfarrer vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er die fur sie oder ihn geltende
gesetzliche Altersgrenze erreicht, in unmittelbarem Anschluss an den Wartestand in den
Ruhestand tritt. Die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 % nicht tibersteigen.
Abweichend von Satz 1 und 2 darf die Minderung des Ruhegehaltes 7,2 % nicht
ubersteigen, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer von der Vorruhestandsregelung des 8
12 AG PfDG.EKD Gebrauch macht.

(5) Von dem fiir die Berechnung der Minderung maf3geblichen Zeitraum wird die Zeit
abgesetzt, um die bei Eintritt des Ruhestandes die ruhegehaltfahige Dienstzeit ohne
Anwendung von § 85 des Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen 40 Jahre Uberschreitet.

(6) Die Absétze 1 bis 5 gelten fur kunftige Hinterbliebene der jeweiligen Pfarrerinnen
und Pfarrer entsprechend.*
§ 28 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,BeamtVG“ durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW*
ersetzt.

§ 29 wird wie folgt geéndert:

a) Inden Abséatzen 1 bis 3 und 5 wird jeweils das Wort
»,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur
das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

b) In Absatz 1 werden die Angabe ,,8 77 des Pfarrdienstgesetzes* durch die Angabe ,,
8 70 des Pfarrdienstgesetzes der EKD* und das Wort ,,freigestellt” durch das Wort
»beurlaubt® ersetzt.

c) In Absatz 2 wird das Wort ,,Freistellung® durch das Wort ,,Beurlaubung* ersetzt.

d) In Absatz 4 wird die Angabe ,,.BeamtVG* durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW*
ersetzt.

§ 30 wird wie folgt geandert:



23.

24,

25.

26.

27

a) Inden Absétzen 1 bis 4 wird jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,§8 20 Absatz 3, § 21 Absatz 2 Nr. 1 oder 3 oder
8 21 Absatz 3 des Pfarrdienstgesetzes* durch die Angabe ,,8 13 Absatz 1 Satz 2, §
14 Absatz 2 Nr. 2 oder 8 14 Absatz 2 i.V.m. 8 16 Absatz 1 des Pfarrdienstgesetzes
der EKD* ersetzt.

§ 31 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,§8 98 Absatz 1 Nr. 1 oder 2 des
Pfarrdienstgesetzes“ durch die Angabe ,, § 97 Absatz 1 Nr. 1 oder 2 des
Pfarrdienstgesetzes der EKD* ersetzt.

b) In den Abséatzen 1, 4 und 5 wird jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

In 8 34 werden die Angabe ,,BeamtVG* durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW* und das
Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes
fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

§ 35 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 und Satz 2 wird jeweils die Angabe ,,.BeamtVG* durch die Angabe
,LBeamtVG NRW* ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte ,,in der Fassung vom 31. August 2006 oder eine diese
ersetzende Vorschrift gestrichen.

8 36 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) Das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetz wird durch die Worter
»,Beamtenversorgungsgesetz fir das Land Nordrhein-Westfalen ersetzt.

b) Die Angabe ,,BeamtVG* wird jeweils durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW*
ersetzt.

c) Nach dem Wort ,,EKvW* werden die Worte ,, oder vergleichbarer
Folgevorschriften* eingefligt.

. 8 38 wird wie folgt geandert:

a) Vor dem bisherigen Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 1 eingefligt:

»(1) Als Renten im Sinne von 8§ 55 Absatz 1 Satz 2 LBeamtVG gelten auch sonstige
Versorgungsleistungen, die auf Grund einer Berufstatigkeit im kirchlichen oder
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b)

c)

d)
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sonstigen Offentlichen Dienst im Sinne von § 17 Absatz 2 zur Versorgung des
Berechtigten fur den Fall der Erwerbsminderung oder wegen Alters und der
Hinterbliebenen fir den Fall des Todes bestimmt sind. Satz 1 gilt nicht fir
Versorgungsfalle, die vor dem 1. Juli 2014 eingetreten sind.*

Die bisherigen Absatze 1 und 2 werden die Absatze 2 und 3.

Im neuen Absatz 2 wird in Satz 1 das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die
Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

Im neuen Absatz 3 wird in Satz 3 die Angabe ,,BeamtVG* durch die Angabe
,LBeamtVG NRW* ersetzt.

28. In § 39 werden die Worte ,,§ 94 Absatz 4 des Pfarrdienstgesetzes* durch die Worte ,,§
94 Absatz 3 Satz 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD* ersetzt.

29. 8§ 41 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

In Absatz 1 Nr. 2 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:
»(8 94 Absatz 3 und § 95 Absatz 1 des Pfarrdienstgesetzes der EKD)“.

In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen.

§ 41 Absatz 3 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes® durch die Worter
~Beamtenversorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

30. In § 42 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

31.

32.

33.

34.

In § 44 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
»,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

In § 45 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

§ 46 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort ,,Bundesbesoldungsgesetzes* durch die Worter
,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir das Land fiir das Land Nordrhein-
Westfalen“ und nachfolgend jeweils das das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

In 8 46 Absatz 2 wird jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die
Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

In 8 47 wird jeweils das Wort ,,Beamtenbesoldungsgesetzes* durch die Worter
,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.
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35.In § 48 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Beamtenbesoldungsgesetzes* durch die Warter
,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

36. In der gesamten Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung wird der Klammerzusatz
,»(Entsendungsdienst)“ gestrichen.

Artikel 2
Anderung der Predigerbesoldungs- und -versorgungordnung

Die Predigerbesoldungs- und -versorgungsordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 18. Dezember 1980 (KABI. 1981 S. 77, S. 119), zuletzt geandert durch
gesetzesvertretende Verordnung zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechts der
Pfarrerinnen und Pfarrer, der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sowie der
Predigerinnen und Prediger vom 19. September 2013 (KABI. W. 2013 S. 223, S. 260, S.
299), wird wie folgt geéndert:

1. §4 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,,dem Besoldungsdienstalter durch die
Worter ,,der Erfahrungsstufe” ersetzt.

b) In Absatz 3 wird in Satz 3 das Wort ,,Dienstzeit” ersetzt durch ,,Zeit dienstlicher
Erfahrung*.

2. 86 wird wie folgt gefasst:
»Bei der Festsetzung der Erfahrungsstufe findet § 7 Absatz 2 PfBVO Kkeine
Anwendung.“

3. In § 8 wird das Wort ,,Beamtenbesoldungsgesetzes* durch die Worter
,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

4. §9 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird das Wort ,,Beamtenbesoldungsgesetzes* durch die Worter
»,Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen® ersetzt.

b) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:
,Bei Predigern mit einer Ausbildung gemal § 1 des Kirchengesetzes zur
Ergédnzung des Kirchengesetzes Uber das Amt des Predigers wird die Zeit des

vorgeschriebenen Fachhochschulstudiums geman § 12 des
Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen bei der Festsetzung
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der ruhegehaltfahigen Dienstzeit beriicksichtigt, wenn der Prediger bei Eintritt des
Versorgungsfalles eine ruhegehaltfahige Dienstzeit von 40 Jahren noch nicht
erreicht hat. Andere Ausbildungszeiten, die auf das Studium angerechnet worden
sind, werden entsprechend bertcksichtigt. § 24 Absatz 2 der Pfarrbesoldungs- und
Versorgungsordnung gilt entsprechend.*

c) In Absatz 3 werden nach den Wortern ,,Mindestzeit dieser Ausbildung* die Worter
Lunter entsprechender Berticksichtigung der Absétze 1 und 2 eingefigt.

Artikel 3
Anderung der Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsordnung

Die Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsordnung (KBVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 5. Dezember 2000 (KABI. EKIR 2001 S. 1 / KABI. EKvVW 2000 S.
267), zuletzt gedndert durch die gesetzesvertretende Verordnung zur Anderung des
Besoldungs- und Versorgungsrechts der Pfarrerinnen und Pfarrer, der Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten sowie der Predigerinnen und Prediger vom 19. September 2013
(KABI. EKVW 2013 S. 223, S. 260, S. 299), wird wie folgt geandert:

1. §1 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
»Insbesondere sind hiernach die fir die Landesbeamtinnen und Landesbeamten
geltenden Bestimmungen des Ubergeleiteten Beamtengesetzes fiir das Land
Nordrhein-Westfalen (UBesG NRW) und des Beamtenversorgungsgesetzes fiir das
Land Nordrhein-Westfalen (LBeamtVG NRW) anzuwenden.*

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,BBesG* durch die Angabe ,,UBesG NRW*
und die Angabe ,,BeamtVG“ durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW* ersetzt.

2. 8§ 3 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,,dem Besoldungsdienstalter” durch die
Worter ,,der Erfahrungsstufe” ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
.8 27 Absatz 1 Satz 2 des Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen findet mit der Mal’gabe Anwendung, dass der Aufstieg in die
nachsthéhere Stufe nur nach der dienstlichen Erfahrung erfolgt. § 27 Absatz 4 und
5 des Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen finden
keine Anwendung.*

c) Die Absétze 4 und 5 werden aufgehoben.

3. 84 wird wie folgt gedndert:
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a) InAbsatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Bundesbesoldungsgesetzes* durch die Warter
,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fur das Land NRW* ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,,Bundesbesoldungsgesetzes” durch die Worter
,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fur das Land NRW* ersetzt.

. § 5b wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 5 angehéngt: ,,Abweichend von Satz 1 entspricht
das Wartegeld wahrend der ersten 6 Monate des Wartestandes den bisherigen
Dienstbeziligen; die Satze 2, 3 und 4 gelten entsprechend.*

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,,§ 56 Absatz 1 KBG* durch die Angabe ,,8 62
Absatz 1 Kirchenbeamtengesetz* ersetzt.

c) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,,BeamtVG* durch die Angabe ,,LBeamtVG
NRW* ersetzt.

. 8 7 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 5 und Satz 7 wird die Angabe ,,8 56 des Kirchenbeamtengesetzes“ durch
die Angabe ,,§ 62 Absatz 1 des Kirchenbeamtengesetzes* ersetzt.

bb) In Satz 6 wird die Angabe ,,8 30" durch ,,8 15* ersetzt.
b) In den Absétzen 4 bis 6 und 8 wird jeweils das Wort
,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur

das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

c) In Absatz 7 wird die Angabe ,,.BeamtVG* durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW*
ersetzt.

d) Folgender Absatz 9 wird angefugt:
»(9) In Versorgungsféllen, die vor dem 1. Juli 2017 eintreten, gilt anstelle der nach

8 12 Absatz 1 Satz 1 und § 66 Absatz 9 Satz 1 hochstens anrechenbaren Zeit einer
Hochschulausbildung einschlieBlich Priifungszeit folgender Zeitraum:

Zeitpunkt des Zeitraum der hdchstens anrechenbaren Zeit einer
Eintritts des Hochschulausbildung

Versorgungsfalles

vor dem

1. Juli 2014 1095 Tage

1. Oktober 2014 1065 Tage

1. Januar 2015 1035 Tage
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1. Juli 2015 1005 Tage
1. Januar 2016 975 Tage
1. Juli 2016 945 Tage
1. Januar 2017 915 Tage
1. Juli 2017 885 Tage*

6. 8§ 10 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In den Abséatzen 1 und 2 wird jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

In Absatz 3 wird die Angabe ,,.BeamtVG* durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW*
ersetzt.

7. 811 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes durch die
Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen“ und die
Angabe ,,§ 4 Absatz 5 oder § 72 Absatz 1 Nr. 2, 3 oder 4 des
Kirchenbeamtengesetzes* durch die Angabe ,,8 82 Absatz 2 Nr. 1 oder Nr. 3 oder
Absatz 3 des Kirchenbeamtengesetzes* ersetzt.

In Absatz 3 Satz 1 und 3 wird jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

8. 8§12 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 werden die Angabe ,,8 70 Absatz 1 Nr. 1* durch die Angabe ,,8 76
Absatz 1 Nr. 1* und das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen® ersetzt.

In Absatz 4 und Absatz 5 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort
,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur
das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

9. 814 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetz wird durch die Worter
,Beamtenversorgungsgesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

Die Angabe ,,BeamtVG* wird jeweils durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW*
ersetzt.

10. § 17 wird wie folgt gedndert:

a)

Vor dem bisherigen Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 1 eingefligt:
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,» Als Renten im Sinne von § 55 Absatz 1 Satz 2 LBeamtVVG gelten auch sonstige
Versorgungsleistungen, die auf Grund einer Berufstatigkeit im kirchlichen oder
sonstigen Offentlichen Dienst im Sinne von § 17 Absatz 2 zur Versorgung des
Berechtigten fur den Fall der Erwerbsminderung oder wegen Alters und der
Hinterbliebenen fir den Fall des Todes bestimmt sind. Satz 1 gilt nicht fir
Versorgungsfalle, die vor dem 1. Juli 2014 eingetreten sind.*

b) Die bisherigen Absétze 1 und 2 werden die Absétze 2 und 3.

c) Imneuen Absatz 2 wird in Satz 1 das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch
die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

d) Im neuen Absatz 3 wird in Satz 3 die Angabe ,,BeamtVG* durch die Angabe
,LBeamtVG NRW* ersetzt.

. § 18 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

.»(1) Auf Versorgungsfélle, die vor dem 1. Juli 2014 eingetreten sind, findet § 14
Absatz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006
geltenden Fassung nach Maligabe der Absétze 2 bis 8 Anwendung.*

b) In den Abséatzen 2 und 7 werden jeweils nach dem Wort
»,Beamtenversorgungsgesetzes* die Worter ,,in der bis zum 31. August 2006
geltenden Fassung* eingefiigt.

c) In Absatz 2 Nr. 2 und Nr. 4 b und c, Absatz 4 und Absatz 6 werden jeweils hinter
dem Wort ,,Kirchenbeamtengesetz*“ die Worter ,,der EKU oder eine diese
ersetzende Vorschrift* eingefugt.

. Nach § 18 wird folgender § 18 a eingefiigt:
»318a

(1) Auf Versorgungsfélle, die nach dem 30. Juni 2014 eintreten, findet § 14 Absatz 3
des Beamtenversorgungsgesetzes flr das Land Nordrhein-Westfalen nach Mafgabe der
Absétze 2 bis 8 Anwendung.

(2) 8 14 Absatz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen
findet keine Anwendung
1. auf Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die Altersteildienst von mindestens
vier Jahren geleistet haben, wenn sie zugleich mit dem Antrag auf Bewilligung
des Altersteildienstes unter Inanspruchnahme der Antragsaltersgrenze nach § 67
Absatz 1 Nr. 1 Kirchenbeamtengesetz die Versetzung in den Ruhestand mit
Ablauf des Monats, bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Schuldienst
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14.

15.

16.

17.

- 16—

mit Ablauf des Schuljahres oder Schulhabjahres, in dem sie das 63. Lebensjahr
vollenden, beantragt haben,

2. auf Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, deren fur mindestens vier Jahre
beantragter Altersteildienst durch Versetzung in den Ruhestand infolge
Dienstunfahigkeit oder durch Tod vorzeitig endet,

3. auf Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die bis zum 16. November 1951
geborene und mindestens seit dem 16. November 2000 schwerbehindert im
Sinne des Teils 2 SGB IX sind sowie nach 8§ 67 Absatz 1 Nr. 2 des
Kirchenbeamtengesetzes der EKD in den Ruhestand versetzt werden.

(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 % auch fir jedes Jahr, um das die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er das
63. Lebensjahr vollendet, wegen Dienstunfahigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall
beruht, in den Ruhestand versetzt wird. Die Minderung darf 10,8% nicht libersteigen.

(4) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 % auch flr jedes Jahr, um das die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er die
fur sie oder ihn geltende gesetzliche Altersgrenze erreicht, in unmittelbarem Anschluss
an den Wartestand in den Ruhestand tritt. Die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 %
nicht Gbersteigen.

(5) Von dem fiir die Berechnung der Minderung maf3geblichen Zeitraum wird die Zeit
abgesetzt, um die bei Eintritt des Ruhestandes die ruhegehaltfahige Dienstzeit ohne
Anwendung von § 85 des Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen 40 Jahre Uberschreitet.

(6) Die Absétze 1 bis 5 gelten fir kunftige Hinterbliebene der jeweiligen
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten entsprechend.”

Der bisherige § 18a wird § 18b.

Im neuen 8§ 18b wird in den Absétzen 1 und 2 jeweils das Wort
»,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das
Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

In 8 20 wird in den Absatzen 1 und 2 jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

In 8 21 wird in den Absatzen 1 und 2 jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

In § 22 Satz 1 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Worter
»,Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen ersetzt.
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18. In § 23 Absatz 6 werden die Worter ,,BeamtVG in der Fassung vom 31. August 2006
oder eine diese ersetzende Vorschrift“ durch die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes
fur das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

19. In 8 24 wird Absatz 5 aufgehoben.

20. In § 26 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Bundesbesoldungsgesetzes” durch die Worter
,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

Artikel 4

Inkrafttreten

Diese gesetzesvertretende VVerordnung tritt zum 1. Juli 2014 in Kraft.

Bielefeld, 13. Marz 2014 Evangelische Kirche von Westfalen
Die Kirchenleitung
Henz Winterhoff

(L.S.)

Az.: 350.111; 350.112; 350.211



ANLAGE 2

Synopse Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung (Stand 24.01.2014)

Anmerkung: Soweit in einem Paragraphen lediglich die Gesetzeshezeichnung vom Beamtenversorgungsgesetz zum Landesbeamtenversorgungsgesetz
oder vom Bundesbesoldungsgesetz zum Ubergeleiteten Besoldungsgesetz fur das Land NRW zu andern war, wird in der Spalte ,,Neue Fassung* nur der
entsprechende Anderungsbefehl in Kursiv abgedruckt.

Alte Fassung Neue Fassung Erlauterungen Anmerkungen

Ordnung uber die Besoldung und Versorgung
der Pfarrerinngen und Pfarrer
sowie der Vikarinnen und Vikare
(Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung — PfBVO)

l. Geltungsbereich

§1
Diese Ordnung regelt die Besoldung und Versorgung so-
wie die sonstigen Beziige der Pfarrerinnen und Pfarrer auf
Lebenszeit und der Pfarrerinnen und Pfarrer im Probe-
dienst (Entsendungsdienst) sowie der Vikarinnen und Vi-
kare der Evangelischen Kirche im Rheinland und der
Evangelischen Kirche von Westfalen.

1. Besoldung

1. Allgemeines

§2
(1) Anspruch auf Besoldung und die sonstigen Bezlige
nach Maligabe dieser Ordnung haben die in das Pfarr-
dienstverhéltnis auf Lebenszeit oder in den Probedienst
(Entsendungsdienst) berufenen Pfarrerinnen und Pfarrer
sowie die Vikarinnen und Vikare.
(2) Die Bestimmungen dieser Ordnung gelten fur Pfarre-




rinnen und Pfarrer auf Lebenszeit. Sie finden fur Pfarrerin-
nen und Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst) ent-
sprechend Anwendung, soweit nicht in dieser Ordnung
oder durch sonstiges kirchliches Recht etwas anderes be-
stimmt ist.

§3
Der Anspruch auf die Dienstbezlige und die sonstigen Be-
ziige nach dieser Ordnung besteht gegeniiber der Landes-
Kirche.

2. Besoldung der Pfarrerinnen und Pfarrer

§4
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten die Besoldung von
dem Tage an, an dem ihr Dienstverhaltnis als Pfarrerinnen
oder Pfarrer der Landeskirche wirksam wird.

(2) Zur Besoldung gehoren

1. folgende Dienstbezige:
Grundgehalt,
Familienzuschlag,
Zulagen,
folgende sonstige Bezuge:
jahrliche Sonderzahlung,

b. vermdgenswirksame Leistung,
die Dienstwohnung

PNV T

(3) Die Dienstbeziige werden monatlich im Voraus ge-
zahlt.

(4) Pfarrerinnen und Pfarrer, die im eingeschrankten
Dienst verwendet werden, erhalten im gleichen Verhéltnis
verringerte Dienstbeziige. Die Gewahrung der Dienstwoh-




nung bleibt unberihrt.

(5) Die Besoldung, die Pfarrerinnen und Pfarrer nach

8 75 Abs. 1 oder § 87 Abs. 1 des Pfarrdienstgesetzes zu-
steht, wird um die Einkinfte vermindert, die sie aus einer
Beschéftigung erhalten.

(5) Die Besoldung, die Pfarrerinnen und Pfarrer
nach Beendigung einer befristet Gbertragenen
Stelle oder eines befristet Ubertragenen Auftrags
im Sinne des 8 25 des Pfarrdienstgesetzes der
EKD § 75 Abs. 1 oder § 87 Abs. 1 des Pfarr-
dienstgesetzes-zusteht, wird um die Einkinfte

vermindert, die sie aus einer Beschaftigung er-
halten.

§5
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer auf Lebenszeit erhalten von
dem Tage der erstmaligen Berufung in das Pfarramt ein
Grundgehalt, das in seiner Hohe der Besoldungsgruppe 13
der Bundesbesoldungsordnung A entspricht.

Eine Anpassung des Begriffs ,,Bun-
desbesoldungsordnung A“ ist derzeit
(noch) nicht angezeigt, da das Uber-
geleitete Besoldungsgesetz hier
selbst noch keine Begriffsanderung
vorgenommen hat.

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst (Entsendungs-
dienst) erhalten von ihrer Berufung in den Probedienst
(Entsendungsdienst) an ein Grundgehalt, das in seiner Ho-
he der Besoldungsgruppe A 12 entspricht. Sind sie zur
Wahrnehmung eines Auftrages im Sinne von § 5 des
friheren Hilfsdienstgesetzes oder § 19 Absatz 4 des Pfarr-
dienstgesetzes weiter im Hilfsdienst oder Probedienst
(Entsendungsdienst) geblieben, erhalten sie fur die Dauer
der Wahrnehmung dieses Dienstes eine nicht ruhegehalt-
fahige Zulage in Hohe der Differenz zwischen ihrer Besol-
dung und der Besoldung, die ihnen zustiinde, wenn sie als
Pfarrerin oder Pfarrer auf Lebenszeit den Dienst wahrneh-
men wirden. In begrindeten Ausnahmefdllen kann die
Kirchenleitung die Ruhegehaltsfahigkeit feststellen.

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst
(Entsendungsdienst) erhalten von ihrer Berufung
in den Probedienst (Entsendungsdienst) an ein
Grundgehalt, das in seiner Hohe der Besol-
dungsgruppe A 12 entspricht. Sind sie zur Wahr-
nehmung eines Auftrages im Sinne von 8 5 des
friheren Hilfsdienstgesetzes oder § 19 Absatz 4
des Pfarrdienstgesetzes der EKU oder 8 4 Abs. 3
des Ausfiihrungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz
der EKD weiter im Hilfsdienst oder Probedienst
(Entsendungsdienst) geblieben, erhalten sie fir
die Dauer der Wahrnehmung dieses Dienstes
eine nicht ruhegehaltfédhige Zulage in Hohe der
Differenz zwischen ihrer Besoldung und der Be-
soldung, die ihnen zustiinde, wenn sie als Pfarre-
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rin oder Pfarrer auf Lebenszeit den Dienst wahr-
nehmen wirden. In begriindeten Ausnahmefallen
kann die Kirchenleitung die Ruhegehaltsfahig-
keit feststellen.

(3) Das Grundgehalt wird nach Stufen bemessen. Das
Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich nach dem Besol-
dungsdienstalter. Das Grundgehalt steigt bis zur flinften
Stufe im Abstand von zwei Jahren, bis zur neunten Stufe
im Abstand von drei Jahren und dariiber hinaus im Ab-
stand von vier Jahren.

(3) Das Grundgehalt wird nach Stufen bemes-
sen. Das Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich
nach_der Erfahrungsstufe-dem-Beseldungsdienst-
alter. Das Grundgehalt steigt bis zur flinften Stu-
fe im Abstand von zwei Jahren, bis zur neunten
Stufe im Abstand von drei Jahren und dartber
hinaus im Abstand von vier Jahren.

Umstellung auf Erfahrungsstufen

(4) Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Stufen der
Besoldungsgruppe ruht, solange die Pfarrerin oder der
Pfarrer im Zusammenhang mit der Einleitung oder Durch-
fiihrung eines Disziplinarverfahrens beurlaubt oder vorlau-
fig des Dienstes enthoben ist. Dies gilt entsprechend, so-
lange die Pfarrerin oder der Pfarrer in einem Lehrbean-
standungsverfahren beurlaubt ist. Die Zeit des Ruhens
wird auf die Dienstzeit zur Anhebung des Grundgehalts in
die Besoldungsgruppe A 14 nicht angerechnet,

1. wenn das Disziplinarverfahren zur Amtsenthebung
oder Entfernung aus dem Dienst fiihrt,

2. wenn das Dienstverhaltnis zur Vermeidung oder
Erledigung des Disziplinar- oder Amtsenthebungs-
verfahrens durch Entlassung oder Ausscheiden en-
det,

3. wenn das Dienstverhaltnis infolge des Lehrbean-
standungsverfahrens durch Ausscheiden endet.

(4) Der Anspruch auf das Aufsteigen in den
Stufen der Besoldungsgruppe ruht, solange die
Pfarrerin oder der Pfarrer im Zusammenhang mit
der Einleitung oder Durchflihrung eines Diszip-
linarverfahrens beurlaubt oder vorlaufig des
Dienstes enthoben ist. Dies gilt entsprechend,
solange die Pfarrerin oder der Pfarrer in einem
Lehrbeanstandungsverfahren beurlaubt ist. Die
Zeit des Ruhens wird auf die Zeit dienstlicher
Erfahrung zum Aufsteigen in den Stufen Bienst-

zeitzur-Anhebung-des-Grundgehalts-in-die Be-
soldungsgruppe-A-14-nicht angerechnet,

1. wenn das Disziplinarverfahren zur Amts-
enthebung oder Entfernung aus dem
Dienst fihrt,

2. wenn das Dienstverhaltnis zur Vermei-
dung oder Erledigung des Disziplinar-
oder Amtsenthebungsverfahrens durch
Entlassung oder Ausscheiden endet,

3. wenn das Dienstverhaltnis infolge des
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Lehrbeanstandungsverfahrens durch Aus-
scheiden endet.

(5) Die Grundgehaltssatze ergeben sich aus den Anlagen.

3. Grundgehalt, Zulagen

8 ba
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer der Evangelischen Kirche im
Rheinland erhalten nach einer 12-jahrigen hauptberufli-
chen Dienstzeit als Pfarrerinnen oder Pfarrer auf Lebens-
zeit eine nicht ruhegehaltfahige Zulage in Hohe der Diffe-
renz zwischen ihrer Besoldung und der Besoldung, die sie
bei einer Eingruppierung in die Besoldungsgruppe 14 der
Bundesbesoldungsordnung A erhalten wiirden. Die Zulage
wird vom Ersten des Monats an gewahrt, in den der Tag
nach Ablauf der Dienstzeit gemal} Satz 1 fallt. Auf die
Dienstzeit sind anzurechnen

1. die Zeit, wahrend der die Pfarrerin oder der Pfarrer
zur Wahrnehmung eines Auftrages im Sinne von 8
5 des friheren Hilfsdienstgesetzes oder § 19 Absatz
4 des Pfarrdienstgesetzes weiter im Hilfsdienst oder
Probedienst (Entsendungsdienst) geblieben ist,

2. die Zeit, wéhrend der die Pfarrerin oder Pfarrer als
Pfarrstellenverwalterin oder Pfarrstellenverwalter
nach dem Kirchengesetz tiber das Amt der Predige-
rin oder des Predigers in der Evangelischen Kirche
von Westfalen oder als Gemeindemissionarin oder
Gemeindemissionar in der Evangelischen Kirche
im Rheinland ein Grundgehalt entsprechend der
Besoldungsgruppe A 13 erhalten hat,

3. die Zeit, in der die Pfarrerin oder der Pfarrer als
Pastorin oder Pastor im Hilfsdienst oder als Pfarre-

Anpassung nicht erforderlich, da
Vorschrift nur in der EKIR gilt.




rin oder Pfarrer im Probedienst (Entsendungs-
dienst) nach Zuerkennung der Anstellungsfahigkeit
wéhrend einer Beurlaubung (8 21 Absatz 2 oder 3
des friheren Pfarrerdienstgesetzes) oder einer Frei-
stellung (8 77 des Pfarrdienstgesetzes) einen haupt-
beruflichen (mindestens die Hélfte eines uneinge-
schrankten Dienstes umfassenden) pfarramtlichen
Dienst wahrgenommen hat. Zeiten einer Beurlau-
bung ohne Dienstbeziige, einer Freistellung, eines
Wartestandes oder eines Ruhestandes gelten nicht
als Dienstzeit im Sinne von Satz 1. Abweichend
davon sind anzurechnen

1. Zeiten eines hauptberuflichen pfarramtlichen
Dienstes wahrend einer Beurlaubung (§ 21 Absatz
2 oder 3 des fruheren Pfarrerdienstgesetzes) oder
einer Freistellung nach § 77 des Pfarrdienstgeset-
zes,

2. Zeiten eines hauptberuflichen pfarramtlichen
Dienstes nach § 90 Absatz 2 oder § 94 Absatz 4 des
Pfarrdienstgesetzes,

3. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zur Dauer von ei-
nem Jahr fur jedes vor dem 1. April 1995 geborene
Kind, von einem Jahr und sechs Monate flir jedes
nach dem 31. Marz 1995 geborene Kind.

Elternzeit wahrend eines Dienstes nach Satz 1, 3 oder 5 ist
uber die Zeit nach Satz 5 Nr. 3 hinaus anzurechnen, soweit
die Pfarrerin oder der Pfarrer wéhrend der Elternzeit
hauptberuflichen pfarramtlichen Dienst wahrgenommen
hat. Das Landeskirchenamt kann weitere Ausnahmen von
Satz 4 zulassen.

(2) Der Anspruch auf Zuerkennung der Zulage ruht, so-




lange die Pfarrerin oder der Pfarrer im Zusammenhang mit
der Einleitung oder Durchfiihrung eines Disziplinarverfah-
rens beurlaubt oder vorlaufig des Dienstes enthoben ist.
Dies gilt entsprechend, solange die Pfarrerin oder der Pfar-
rer in einem Lehrbeanstandungsverfahren beurlaubt ist.
Die Zeit des Ruhens wird auf die Dienstzeit zur Zuerken-
nung der Zulage nicht angerechnet,

1. wenn das Disziplinarverfahren zur Amtsenthebung
oder Entfernung aus dem Dienst fuhrt,

2. wenn das Dienstverhaltnis zur Vermeidung oder
Erledigung des Disziplinar- oder Amtsenthebungs-
verfahrens durch Entlassung oder Ausscheiden en-
det,

3. wenn das Dienstverhaltnis infolge des Lehrbean-
standungsverfahrens durch Ausscheiden endet.

§6
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer mit einem Grundgehalt ent-
sprechend der Besoldungsgruppe A 13 erhalten eine ruhe-
gehaltfahige Zulage, deren Hohe sich aus Abschnitt 111 der
Anlage 1 ergibt. Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst
(Entsendungsdienst) erhalten die Zulage nach Satz 1 vom
Ersten des Monats an, in dem die Zuerkennung der Anstel-
lungsfahigkeit wirksam wird.

(2) Assessorinnen und Assessoren sowie Superintenden-
tinnen und Superintendenten erhalten wahrend der Dauer
ihres Amtes eine das Grundgehalt erganzende ruhegehalt-
fahige Funktionszulage, deren Hohe sich aus Abschnitt 1V
der Anlage 1 ergibt. Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.

('3 ) Die hauptamtlichen theologischen Mitglieder der Kir-




chenleitung und die theologischen Mitglieder des Landes-
kirchenamtes im Pfarrdienstverhéltnis erhalten fir die
Dauer der Wahrnehmung ihres Amtes das Grundgehalt
nach einer héheren Besoldungsgruppe als nach § 5.
Fur andere Pfarrerinnen und Pfarrer, die Inhaberin oder
Inhaber einer Pfarrstelle mit besonders hervorgehobener
Funktion sind oder denen zusétzlich ein besonderer Auf-
gabenbereich von den Leitungsorganen der Landeskirche
oder des Kirchenkreises ubertragen worden ist, kann fur
die Dauer der Wahrnehmung dieser Funktion oder dieses
Aufgabenbereiches
1. das Grundgehalt nach einer htheren Besoldungs-
gruppe als nach § 5 bemessen werden oder
2. eine das Grundgehalt erganzende ruhegehaltfahige
Zulage vorgesehen werden.
Die Zulage nach Satz 2 Nr. 2 muss
1. nach der Ephoralzulage (Absatz 2) oder
2. nach dem Unterschied zwischen dem Grundgehalt
der Pfarrerinnen und Pfarrer und dem Grundgehalt,
das sie bei Zuordnung zu einer hoheren Besol-
dungsgruppe erhalten wirden, oder
3. nach einer Zulage, die Beamtinnen und Beamte des
Landes Nordrhein-Westfalen im gleichen oder ver-
gleichbaren Aufgabenbereich zusteht,
bemessen werden.
Das Grundgehalt nach der héheren Besoldungsgruppe oder
die Zulage wird fir die Zeit vom Beginn des Monats bis
zum Ende des Monats gezahlt, in denen die VVoraussetzun-
gen nach Satz 1 oder 2 vorliegen, langstens bis zum Ende
des Anspruchs auf Besoldung.
Das Nahere regelt die Kirchenleitung durch Verordnung,
soweit die Regelung nicht durch Kirchengesetz erfolgt; die




Maoglichkeit der Zuerkennung einer Zulage fur hervorge-
hobene Stellen in Amtern und Einrichtungen der Landes-
kirche durch die Kirchenleitung im Einzelfall bleibt
dadurch unberthrt.

(4) Beurlaubten oder freigestellten Pfarrerinnen und Pfar-
rer, die als Militar-, Gefangnis- oder Krankenhauspfarrerin
oder -pfarrer im sonstigen 6ffentlichen Dienst ein Grund-
gehalt erhalten, das niedriger ist als der Betrag, den sie als
Pfarrerinnen oder Pfarrer nach dieser Ordnung als Grund-
gehalt zuzuglich der Zulage nach Absatz 2 erhalten wir-
den, kann eine nichtruhegehaltfahige Ausgleichszulage in
Hohe des Unterschiedsbetrages gewéhrt werden.

4. Besoldungsdienstalter

4. Erfahrungsstufen

§7
(1) Das Besoldungsdienstalter wird bei der erstmaligen
Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer innerhalb des
Geltungsbereiches dieser Ordnung nach deren Bestim-
mungen festgesetzt. Beim Wechsel des Dienstherrn inner-
halb des Geltungsbereiches dieser Ordnung behalt die
Pfarrerin oder der Pfarrer das nach deren Bestimmungen
vorschriftsméalig festgesetzte Besoldungsdienstalter.

(1) Die ErfahrungsstufeBas-Besoldungsdienst-

alter-wird bei der erstmaligen Berufung zur Pfar-
rerin oder zum Pfarrer innerhalb des Geltungsbe-
reiches dieser Ordnung nach deren Bestimmun-
gen festgesetzt. Beim Wechsel des Dienstherrn
innerhalb des Geltungsbereiches dieser Ordnung
behélt die Pfarrerin oder der Pfarrer die das-nach
deren Bestimmungen vorschriftsmaRig festge-

setzte Erfahrungsstufe-Beseldungsdienstalter.

(2) Hat die Pfarrerin oder der Pfarrer bei der erstmaligen
Berufung im Geltungsbereich dieser Ordnung das flinf-
unddreiBigste Lebensjahr noch nicht vollendet, kann von
einer formlichen Festsetzung des Besoldungsdienstalters
abgesehen werden.

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer werden bei der ers-
ten Berufung in ein Pfarrdienstverhaltnis zur Ev.
Kirche von Westfalen eine Erfahrungsstufe
oberhalb der Erfahrungsstufe eingestuft, in die
sie in Anwendung von 8 27 Abs. 2 S. 1 des
Ubergeleiteten Besoldungsgesetz fiir das Land
Nordrhein-Westfalen einzustufen waren. Satz 1

Die hohere Stufenzuordnung bei der
ersten Berufung in ein Pfarrdienst-
verhaltnis stellt einen Ausgleich fur
langere Studienzeiten (auch durch
notw. Sprachsemester) dar. Pfarre-
rinnen und Pfarrer, die sich bereits
im Pfarrdienst befinden, bleiben von
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gilt nicht, soweit eine Pfarrerin oder ein Pfarrer
ein Dienstverhaltnis zur EKVW durch Verset-
zung begrindet und im Wege der Versetzung
eine Erfahrungsstufe zu beriicksichtigen ist, die
sich nach dem Besoldungsdienstalter bestimmt
oder infolge der Uberleitung von Dienstaltersstu-
fen in Erfahrungsstufen bestimmt.

den Auswirkungen der Umstellung
auf Erfahrungsstufen verschont, da
sie aus ihren bisherigen Dienstal-
tersstufen gemaR den Uberleitungs-
vorschriften in die Erfahrungsstufe
ubergeleitet werden, die ziffernma-
Rig ihrer Dienstaltersstufe ent-
spricht.

(3) Der Aufstieq in eine nachsthdhere Stufe er-
folgt nach bestimmten Zeiten mit dienstlicher
Erfahrung. § 27 Abs. 4 und 5 des Ubergeleiteten
Besoldungsgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen finden keine Anwendung.

Die im Landesrecht enthaltenen
Leistungselemente bleiben damit
ausgeschlossen

§8
(1) Das Besoldungsdienstalter beginnt am Ersten des
Monats, in dem die Pfarrerin oder der Pfarrer das einund-
zwanzigste Lebensjahr vollendet hat.

§ 8 (neugefasst)
(1) Bei der ersten Stufenfestsetzung nach 8§ 7
Abs. 2 werden als berticksichtigungsfahige Zei-
ten anerkannt, soweit in § 30 Ubergeleitetes Be-
soldungsgesetz fiir das Land Nordrhein-
Westfalen nichts anderes bestimmt ist:

1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei
Jahren fir jedes Kind,

2. Zeiten der tatsachlichen Pflege von nach
arztlichem Gutachten pflegebediirftigen
nahen Angehdrigen (Eltern, Schwiegerel-
tern, Eltern von Lebenspartnerinnen und
Lebenspartnern nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz, Ehegatten, Lebenspartne-
rinnen und Lebenspartnern nach dem Le-
benspartnerschaftsgesetz, Geschwistern

Gewaéhrleistet, dass bei der Stufen-
zuordnung forderliche Vordienstzei-
ten sowie familien- und gesell-
schaftspolitisch erwiinschte Zeiten
angemessen berlcksichtigt werden.
Absatz 1 regelt, dass die dort aufge-
fuhrten Zeiten bei der ersten Stufen-
festsetzung als beriicksichtigungsfa-
hige Zeiten anerkannt werden, Ab-
satz 2 bestimmt, dass entsprechende
Zeiten ohne Grundgehalt den Auf-
stieg in den Stufen nicht verzégern.
Die beriicksichtigungsfahigen Zeiten
entsprechen im Wesentlichen den
staatlichen Tatbestdnden und wur-
den nur um wenige Kirchenspezifi-

10



-11 -

oder Kindern) bis zu drei Jahren fir jeden
nahen Angehdrigen,

3. Pflegezeiten nach dem Pflegezeitgesetz
in der jeweils geltenden Fassung,

4. Zeiten einer hauptberuflichen Tétigkeit
im kirchlichen oder sonstigen 6ffentli-
chen Dienst oder im Dienst eines sonsti-
gen Arbeitgebers, der die im 6ffentlichen
Dienst geltenden Tarifvertrage oder Ta-
rifvertrage wesentlich gleichen Inhalts
anwendet

5. Zeiten von mindestens vier Monaten bis
Zu insgesamt zwei Jahren, in denen
Wehrdienst, Zivildienst, Bundesfreiwilli-
gendienst, Entwicklungsdienst oder ein
freiwilliges soziales oder 6kologisches
Jahr geleistet wurde,

6. Zeiten einer Eignungsibung nach dem
Eignungstibungsgesetz und

7. Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen
Rehabilitierungsgesetz, soweit eine Er-
werbstatigkeit, die einem Dienst gem. Nr.
4 entspricht, nicht ausgelibt werden konn-

te.

Weitere hauptberufliche Zeiten, die nicht VVo-
raussetzung fir den Erwerb der Anstellungsfa-
higkeit sind, kbnnen ganz oder teilweise aner-
kannt werden, soweit sie fir die Verwendung der
Pfarrerin_oder des Pfarrers forderlich sind. Zei-
ten fir zusétzliche Qualifikationen, die nicht im
Rahmen einer hauptberuflichen Tétigkeit erwor-

sche Tatbestande erganzt.

11
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ben wurden, kénnen in besonderen Einzelféllen,
insbesondere zur Deckung des Personalbedarfs,
mit insgesamt bis zu 3 Jahren als beriicksichti-
gungsfahige Zeiten anerkannt werden. Die Ent-
scheidung nach den Sétzen 2 und 3 trifft das
Landeskirchenamt. Zeiten nach den Satzen 1 und
2 werden durch Unterbrechungszeiten nach Ab-
satz 2 nicht vermindert. Die Summe der Zeiten
nach den Sétzen 1 bis 3 wird auf volle Monate

aufgerundet.

(2) Der Beginn des Besoldungsdienstalters nach Absatz 1
wird um die Halfte der Zeit nach Vollendung des flinfund-
dreiBigsten Lebensjahres, in der kein Anspruch auf Besol-
dung bestand, hinausgeschoben. Die Zeit wird auf volle
Monate abgerundet.

Zur Besoldung im Sinne des Satzes 1 gehdren auch Vi-
kars- und Anwaérterbeziige. 4 Der Besoldung im Sinne des
Satzes 1 stehen gleich Beziige aus einer hauptberuflichen
Tatigkeit im Kirchlichen oder sonstigen o6ffentlichen Dienst
oder im Dienst eines sonstigen Arbeitsgebers, der die im
offentlichen Dienst geltenden Tarifvertrage oder Tarifver-
trage wesentlich gleichen Inhalts anwendet.

(2) Abweichend von 8§ 27 Abs. 3 Satz 2 des
Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir das Land
Nordrhein-Westfalen wird der Aufstieq in den
Stufen durch folgende Zeiten nicht verzdgert:

1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei
Jahren fir jedes Kind,

2. Zeiten der tatsachlichen Pflege von nach
arztlichem Gutachten pflegebedirftigen
nahen Angehdrigen (Eltern, Schwiegerel-
tern, Eltern von Lebenspartnerinnen und
Lebenspartnern nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz, Ehegatten, Lebenspartne-
rinnen und Lebenspartnern nach dem Le-
benspartnerschaftsgesetz, Geschwistern
oder Kindern) bis zu drei Jahren fir jeden

nahen Angehdrigen,

3. Pflegezeiten in entsprechender Anwen-
dung des Pflegezeitgesetzes in der je-
weils geltenden Fassung,

4. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbe-

12
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zlige, wenn die oberste Dienstbehérde
oder die von ihr bestimmte Stelle schrift-
lich anerkannt hat, dass der Urlaub
dienstlichen Interessen oder 6ffentlichen
Belangen dient

5. Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutz-
gesetz in der jeweils geltenden Fassung
nicht zu dienstlichen Nachteilen fiihren
durfen und

6. Zeiten einer Eignungsibung nach dem
Eignungsiibungsgesetz.

7. Zeiten eines hauptberuflichen Dienstes,
zu dem die Pfarrerin oder der Pfarrer aus
dienstlichen Griinden beurlaubt wurde
oder nach 8§ 21 des friiheren Pfarrdienst-
gesetzes in den Wartestand ohne Warte-
geld versetzt oder als Pastorin oder Pastor
im Hilfsdienst beurlaubt war,

8. Zeiten eines hauptberuflichen Dienstes
nach 8 94 Absatz 3 Satz 2 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD,

9. Zeiten der Wahrnehmung eines Mandats
in einem Gesetzgebungsorgan, wenn die
Pfarrerin oder der Pfarrer anstelle der
Zahlung einer Versorgungsabfindung
nach den staatlichen Abgeordnetengeset-
zen beantragt, diese Zeit als Dienstzeit im
Sinne des Besoldungs- und Versorgungs-
rechts zu bertcksichtigen,

(3) 1 Absatz 2 gilt nicht fur
1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren fur

(3) Eine Mehrfachberiicksichtigung von Zeiten

nach den Abséatzen 1 und 2 sowie aus der ent-

13
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jedes Kind,

2. Zeiten der tatsachlichen Pflege von nach arztlichem
Gutachten pflegebedurftigen nahen Angehérigen
(Eltern, Schwiegereltern, Ehegatten, Geschwistern
oder Kindern) bis zu drei Jahren fur jeden nahen
Angehorigen,

3. Zeiten eines Urlaubs, wenn schriftlich anerkannt
ist, dass dieser kirchlichen Interessen dient,

4. Zeiten eines hauptberuflichen Dienstes, zu dem die
Pfarrerin oder der Pfarrer nach § 77 des Pfarr-
dienstgesetzes freigestellt worden ist oder nach
§ 21 des friiheren Pfarrerdienstgesetzes in den War-
testand versetzt oder als Pastorin oder Pastor im
Hilfsdienst beurlaubt war,

5. Zeiten eines hauptberuflichen Dienstes nach § 94
Abs. 4 des Pfarrdienstgesetzes,

6. Zeiten der Wahrnehmung eines Mandats in einem
Gesetzgebungsorgan, wenn die Pfarrerin oder der
Pfarrer an Stelle der Zahlung einer Versorgungsab-
findung nach den staatlichen Abgeordnetengeset-
zen beantragt, diese Zeit als Dienstzeit im Sinne
des Besoldungs- und Versorgungsrechts zu berlck-
sichtigen,

7. Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabili-
tierungsgesetz, soweit eine Erwerbstatigkeit, die ei-
nem Dienst bei einem Dienstherrn des kirchlichen
oder sonstigen 6ffentlichen Dienstes entspricht,
nicht ausgelibt werden konnte.

sprechenden Anwendung von § 27 Absatz 2 Satz

4 des Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir das
Land Nordrhein-Westfalen ist unzuldssig.

(4) Fur die Gleichstellung von Bezligen nach Absatz 2
Satz 4 werden Zeiten, die aufgrund von § 30 des Bundes-
besoldungsgesetzes fur die Beamtinnen und Beamten des

4) Fur die Gleichstellung von Bezligen nach Ab-
satz 1 Nr. 4 werden Zeiten, die gem. 8§ 30 des
Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fir das Land

14
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Landes Nordrhein-Westfalen nicht berticksichtigungsféahig
sind, nicht berticksichtigt.

Nordrhein-Westfalen fir die Beamtinnen und
Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen nicht
beriicksichtigungsfahiqg sind, nicht berticksich-

tigt.

5. Dienstwohnung

§9

(1) Die Pfarrerin oder der Pfarrer erhélt von der Anstel-
lungskorperschaft in der Regel eine Dienstwohnung.
Steht neben der Pfarrerin auch ihr Ehegatte oder neben
dem Pfarrer auch seine Ehegattin in einem Dienstverhélt-
nis als Pfarrer oder Pfarrerin oder als Prediger oder Predi-
gerin nach dem Kirchengesetz tiber das Amt des Predigers
in der Evangelischen Kirche von Westfalen, erhalt nur
einer der Eheleute eine Dienstwohnung. In besonderen
Fallen kann mit Einwilligung des Landeskirchenamtes

1. beiden Eheleuten gemeinsam

oder

2. jedem der Eheleute
eine Dienstwohnung zugewiesen werden. In Fallen des
Satzes 3 Nr. 1 gilt die Dienstwohnung als jedem der Ehe-
leute zur Halfte zugewiesen.

(2) Bei der Gewahrung einer Dienstwohnung wird die
Dienstwohnungsvergltung auf die Dienstbezlige ange-
rechnet. Daneben kann bestimmt werden, dass von der
Pfarrerin oder dem Pfarrer Nebenkosten, eine Vergutung
fur die Garage und ein Anteil an den Kosten fur Schon-
heitsreparaturen zu tragen sind.

(3) Die Einziehung der Dienstwohnung oder von Teilen
der Dienstwohnung ist mit Genehmigung des Landeskir-
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chenamtes zuldssig.

(4) Artund Umfang der von der Pfarrerin oder dem Pfar-
rer zu tragenden Kosten fr die Nutzung der Dienstwoh-
nung und die weiteren Dienstwohnungsregelungen be-
stimmt die Kirchenleitung durch Verordnung.

6. Familenzuschlag

§10

(1) Auf den Familienzuschlag finden die fiir vergleichbar
besoldete Beamtinnen und Beamte des Landes Nordrhein-
Westfalen geltenden Bestimmungen entsprechend Anwen-
dung. Der Familienzuschlag wird nach Abschnitt Il der
Anlage 1 gewahrt. Seine Hohe richtet sich nach der Stufe,
die den Familienverhaltnissen der Pfarrerin oder des Pfar-
rers entspricht.

In 8 10 wird jeweils in Absatz 2, Absatz 3, Absatz
5 Nr. 2 und Absatz 6 das Wort ,,Bundesbesol-
dungsgesetzes* durch die Worter ,,Ubergeleite-
tes Besoldungsgesetz fiir das Land Nordrhein-
Westfalen** ersetzt.

(2) Bei Anwendung des 8 40 Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 des
Bundesbesoldungsgesetzes erhélt die Pfarrerin oder der
Pfarrer die Stufe 1 des Familienzuschlages (Ehegattenan-
teil) in Hohe des Anteils, der sich aus der Zahl der Berech-
tigten im kirchlichen und sonstigen 6ffentlichen Dienst
einschlieBlich ihm selbst ergibt.

(3) Stiinde neben der Pfarrerin dem Ehegatten oder neben
dem Pfarrer der Ehegattin, der oder die im kirchlichen
Dienst steht oder aufgrund einer Téatigkeit im kirchlichen
Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsétzen versor-
gungsberechtigt ist, ebenfalls der Ehegattenanteil oder eine
entsprechende Leistung in Hohe von mindestens der Halfte
des Ehegattenanteils der hochsten Tarifklasse zu, so findet
8 40 Abs. 4 des Bundesbesoldungsgesetzes entsprechend
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Anwendung.

(4) Stunde neben der Pfarrerin dem Ehegatten oder neben
dem Pfarrer der Ehegattin, der oder die im sonstigen 6f-
fentlichen Dienst steht oder aufgrund einer Tatigkeit im
sonstigen offentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen
Grundsatzen versorgungsberechtigt ist, ebenfalls der Ehe-
gattenanteil oder eine entsprechende Leistung mindestens
in Hohe des Ehegattenanteils der hochsten Tarifklasse zu,
so erhdlt die Pfarrerin oder der Pfarrer den Ehegattenanteil
in Hohe des Anteils, um den die Arbeitszeit des Ehegatten
oder der Ehegattin niedriger als die Arbeitszeit einer oder
eines entsprechenden Vollbeschéaftigten ist.

Wird die Pfarrerin oder der Pfarrer in einem eingeschrank-
ten Dienst verwendet und ist der Ehegatte oder die Ehegat-
tin mit weniger als der Halfte der regelmaRigen Arbeitszeit
beschaftigt, erhalt die Pfarrerin oder der Pfarrer abwei-
chend von Satz 1 den Ehegattenanteil in Hohe des Anteils,
der sich ergibt, wenn die Summe der Anteile, die ihr und
ihrem Ehegatten oder ihm und seiner Ehegattin bei gleich-
zeitiger Beschaftigung im kirchlichen Dienst zustehen
wirden, um den Anteil, den der Ehegatte oder die Ehegat-
tin tatsachlich erh&lt, vermindert wird. Versorgungsberech-
tigte gelten im Sinne von Satz 1 als Vollbeschéftigte. 4 Die
Satze 1 und 2 gelten auch fur die Zeit, fur die die Ehegattin
Mutterschaftsgeld bezieht.

(5) Im Sinne der Absétze 2 bis 4 ist
1. kirchlicher Dienst die Tatigkeit im Dienst der in
§ 17 Abs. 2 aufgeflihrten Rechtstrager im Inland,
2. sonstiger offentlicher Dienst die bei den Beamtin-
nen und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen
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nach 8§ 40 Abs. 6 des Bundesbesoldungsgesetzes zu
berucksichtigende Tétigkeit.

(6) Stiinde neben der Pfarrerin oder dem Pfarrer einer
anderen Person, die im kirchlichen Dienst steht oder auf-
grund einer Téatigkeit im kirchlichen Dienst nach beamten-
rechtlichen Grundsatzen versorgungsberechtigt ist, der
Familienzuschlag nach Stufe 2 oder einer der folgenden
Stufen (Kinderanteil) zu, so findet § 40 Abs. 5 des Bun-
desbesoldungsgesetzes entsprechend Anwendung.

Dem Kinderanteil steht der Sozialzuschlag oder die Kin-
derzulage nach den Tarifvertragen des 6ffentlichen Diens-
tes oder entsprechenden Arbeitsrechtsregelungen der Kir-
chen, eine sonstige entsprechende Leistung oder das Mut-
terschaftsgeld gleich.

('7) Stiinde neben der Pfarrerin oder dem Pfarrer einer
anderen Person, die im sonstigen 6ffentlichen Dienst steht
oder aufgrund einer Téatigkeit im sonstigen 6ffentlichen
Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsatzen oder nach
einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist, der
Kinderanteil zu, so erhalt die Pfarrerin oder der Pfarrer als
Familienzuschlag den Kinderanteil in Hohe des Anteils,
um den die Arbeitszeit der anderen Person niedriger als die
Arbeitszeit einer oder eines entsprechenden Vollbeschéaf-
tigten ist. Wird die Pfarrerin oder der Pfarrer in einem ein-
geschrénkten Dienst verwendet und ist die andere Person
mit weniger als der Hélfte der regelméligen Arbeitszeit
beschaftigt, erhalt die Pfarrerin, wenn ihr, oder der Pfarrer,
wenn ihm das Kindergeld gewahrt wird oder ohne Ber(ck-
sichtigung des § 65 des Einkommensteuergesetzes oder
des 8§ 4 des Bundeskindergeldgesetzes vorrangig gewéhrt
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wirde, abweichend von Satz 1 als Familienzuschlag den
Kinderanteil in Hohe des Anteils, der sich ergibt, wenn der
Anteil ihres oder seines eingeschrankten Dienstes an einem
uneingeschrankten Dienst um den Anteil der Teilbeschaf-
tigung der anderen Person an einer Vollbeschéftigung
vermindert wird. Absatz 4 Satz 2 und Absatz 6 Satz 2 gel-
ten entsprechend.

(8) Absatz 7 gilt nicht

1.

2.

3.

fiir ledige, geschiedene oder getrennt lebende Pfar-
rerinnen und Pfarrer sowie fur Pfarrerinnen und
Pfarrer, deren Ehe aufgehoben oder fur nichtig er-
klart worden ist, wenn sie die Kinder nicht nur vo-
ribergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben
und fur sie das Kindergeld nach dem Einkommen-
steuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldge-
setz erhalten,

wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer nach Nummer
1 heiratet und der Ehegatte oder die Ehegattin we-
der im sonstigen 6ffentlichen Dienst steht noch
aufgrund einer Téatigkeit im sonstigen 6ffentlichen
Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsétzen oder
nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt
ist,

fur Pfarrerinnen und Pfarrer, die Stief-, Pflege- oder
Enkelkinder nicht nur voriibergehend in ihre Woh-
nung aufgenommen haben, sofern sie oder ihr Ehe-
gatte oder ihre Ehegattin das Kindergeld nach dem
Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundes-
kindergeldgesetz erhalten und die Ehegattin oder
der Ehegatte weder im sonstigen offentlichen
Dienst steht noch aufgrund einer Téatigkeit im sons-
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tigen 6ffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen
Grundsatzen oder nach einer Ruhelohnordnung
versorgungsberechtigt ist.

(9) Auf die Absatze 6 bis 8 findet Absatz 5 entsprechende
Anwendung.

7. Jahrliche Sonderzahlung

§11
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten eine Sonderzahlung
in entsprechender Anwendung der fiir die Beamtinnen und
Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen geltenden Best-
immungen.

(2) Bei der Berechnung der Sonderzahlung ist § 4 Abs. 5
ist zu bertcksichtigen.

(3) Auf den Sonderbetrag (8 8 SZG-NRW) findet 8 10
Abs. 6 entsprechend Anwendung.

Stlinde neben der Pfarrerin oder dem Pfarrer einer anderen
Person, die im sonstigen 6ffentlichen Dienst steht oder
aufgrund einer Téatigkeit im sonstigen 6ffentlichen Dienst
nach beamtenrechtlichen Grundsétzen oder nach einer Ru-
helohnordnung versorgungsberechtigt ist, der Sonderbetrag
oder eine entsprechende Leistung zu, so erhélt die Pfarre-
rin oder der Pfarrer als Sonderbetrag den Unterschiedsbe-
trag zwischen der Summe, die ihr oder ihm und der ande-
ren Person bei gleichzeitiger Téatigkeit im sonstigen 6ffent-
lichen Dienst an Sonderbetrag und entsprechender Leis-
tung zustehen wirde, und dem Betrag, der der anderen
Person zusteht. Diese Einschrankung gilt nicht in den Fal-
len des 8 10 Abs. 8. Diese Einschrankung gilt ferner nicht,
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wenn der anderen Person der Sonderbetrag oder die ent-
sprechende Leistung wegen einer Teilzeitbeschaftigung
nur anteilig zusteht.

8 8 Abs. 2 des Sonderzahlungsgesetzes findet keine An-
wendung.

(4) Verlieren Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus dem sons-
tigen 6ffentlichen Dienst in den kirchlichen Dienst iber-
nommen werden, einen Anspruch auf die Sonderzahlung
nach dem Recht des bisherigen Dienstherrn nur deshalb,
weil der kirchliche Dienst nicht dem sonstigen 6ffentlichen
Dienst gleichgestellt ist, wird ihnen insoweit die Sonder-
zahlung aus kirchlichen Mitteln gewéhrt.

(5) Absatz 4 gilt entsprechend, wenn Pfarrerinnen und
Pfarrer in den sonstigen Offentlichen Dienst Ubertreten,
soweit sie ausschliel3lich aus dem in Absatz 4 genannten
Grund keinen Anspruch auf die Sonderzahlung erwerben
oder wenn sie in den Dienst einer anderen kirchlichen Ein-
richtung treten, soweit die Zeiten des bisherigen kirchli-
chen Dienstes bei der Sonderzahlung nicht anerkennt oder
soweit diese eine Sonderzahlung nicht gewéhrt.

8. Vermogenswirksame Leistung

8§12
Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten eine vermégenswirksame
Leistung in entsprechender Anwendung der fur die Beam-
tinnen und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen gel-
tenden Bestimmungen.

9

§13
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gestrichen

10. Besoldung wahrend der Mutterschutzfristen
und der Elternzeit

8§14
(1) Fur die Bezuge wahrend der Mutterschutzfristen und
der Elternzeit finden die fir die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten jeweils geltenden Bestimmungen entspre-
chend Anwendung. Die zugewiesene Dienstwohnung
bleibt auch wéhrend dieser Zeiten belassen.

(2) Fur die Zeit der Elternzeit erhalten Pfarrerinnen und
Pfarrer keine Dienstbezige. Leisten sie wéhrend der El-
ternzeit einen eingeschrankten pfarramtlichen Dienst, er-
halten sie abweichend von Satz 1 Dienstbeziige gemaR § 4
Abs. 4. Der Anspruch auf die jahrliche Sonderzahlung
bleibt wéhrend der Elternzeit und wéhrend des einge-
schrénkten Dienstes im Rahmen der flr die Beamtinnen
und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen geltenden
Bestimmungen und unter Berlicksichtigung des § 11 Abs.
5 bestehen. 8 11 Abs. 6 gilt entsprechend.

(2) Fur die Zeit der Elternzeit erhalten Pfarre-
rinnen und Pfarrer keine Dienstbeziige. Leisten
sie wahrend der Elternzeit einen eingeschrénkten
pfarramtlichen Dienst, erhalten sie abweichend
von Satz 1 Dienstbeziige gemaR 8 4 Abs. 4. Der
Anspruch auf die jéhrliche Sonderzahlung bleibt
wéhrend der Elternzeit und wahrend des einge-
schrankten Dienstes im Rahmen der fiir die Be-
amtinnen und Beamten des Landes Nordrhein-
Westfalen geltenden Bestimmungen und unter
Berlicksichtigung des § 11 Abs. 5 bestehen. §44

e e

Entbehrlich nach Wiedereinfiihrung
der Sonderzahlung.

11. Aufwands- und Vertretungsentschadigung

8§15
(1) Entstehen aus dienstlicher Veranlassung Aufwendun-
gen, deren Ubernahme fiir die Pfarrerin oder den Pfarrer
nicht zumutbar ist, kann ihm oder ihr eine Aufwandsent-
schadigung gezahlt werden.

(2) Pfarrerinnen und Pfarrern kann flr die Vertretung
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anderer Pfarrerinnen und Pfarrer, Predigerinnen und Predi-
ger oder Gemeindemissionarinnen und Gemeindemissio-
nare sowie fur die Versorgung freier Pfarrstellen von der
Stelle, die den Vertretungsdienst in Anspruch nimmt, eine
Entschadigung gezahlt werden.

(3) Das Néhere zu Absatz 1 bis 2 regelt die Kirchenlei-
tung.

12. Vikarsbezige

§16
(1) Vikarinnen und Vikare erhalten Vikarsbezige fir die
Zeit vom Tage ihrer Berufung zur Vikarin oder zum Vikar
bis zum Ende des Dienstverhaltnisses als Vikarin oder Vi-
kar.

(2) Zu den Vikarsbeziigen gehoren
1. der Grundbetrag,
2. der Familienzuschlag,
3. folgende sonstige Beziige:
a) jéhrliche Sonderzahlung,
b) vermogenswirksame Leistung.

(3) Vikarinnen und Vikare erhalten einen Grundbetrag
entsprechend den Bestimmungen des Bundesbesoldungs-
gesetzes Uber die Anwarterbezuge in der fur die Beamten-
anwarterinnen und Beamtenanwarter des Landes Nord-
rhein-Westfalen mit einem spéteren Eingangsamt nach der
Besoldungsgruppe A 13 mit Zulage geltenden Fassung.
Der Grundbetrag wird monatlich im Voraus gezahlt. 3 Sei-
ne Héhe ergibt sich aus der Anlage 2.

In 8 16 Absatz 3 und Absatz 8 wird jeweils
das Wort ,,Bundesbesoldungsgesetzes*
durch die Worter ,,Ubergeleitetes Besol-
dungsgesetz fur das Land Nordrhein-
Westfalen** ersetzt.
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(4 ) Bestehen Vikarinnen oder Vikare die Zweite Theolo-
gische Prifung nicht oder verzdgert sich die Ausbildung
aus einem von ihnen zu vertretenden Grund, kann der
Grundbetrag bis auf 30 % des Anfangsgrundgehaltes der
Besoldungsgruppe A 13 herabgesetzt werden. VVon der
Herabsetzung wird bei Verlangerung des Vorbereitungs-
dienstes infolge eines genehmigten Fernbleibens oder
Ruicktritts von der Priifung und in besonderen Hartefallen
abgesehen.

(5) Fur den Familienzuschlag gilt 8 10 entsprechend. Sei-
ne Hohe ergibt sich aus der Anlage 2.

(6) Vikarinnen und Vikare erhalten eine jahrliche Son-
derzahlung und eine vermégenswirksame Leistung in ent-
sprechender Anwendung der fur die Beamtenanwarterin-
nen und Beamtenanwaérter des Landes Nordrhein-
Westfalen geltenden Bestimmungen. Dariber hinaus gel-
ten flr die Sonderzahlung 8 11 Absétze 3 bis 5 dieser Ord-
nung entsprechend.

(7) Vikarinnen erhalten wéhrend der Mutterschutzfristen
Vikarsbeziige in entsprechender Anwendung der fir die
Beamtenanwarterinnen des Landes Nordrhein-Westfalen
geltenden Bestimmungen.

Fur die Zeit der Elternzeit erhalten Vikarinnen und Vikare
keine Vikarsbezilige. Der Anspruch auf die sonstigen Be-
zlige bleibt bestehen.

(8) Die Vikarsbeziige werden um die Einkunfte vermin-
dert, die die Vikarinnen und Vikare aus einem Dienst nach
§ 19 Abs. 3 des Pfarrausbildungsgesetzes®”. erhalten; inso-
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fern findet 8 65 des Bundesbesoldungsgesetzes keine An-
wendung.

12.a Wartegeld

§ 16a
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand erhalten War-
tegeld in Héhe von 75 % der Besoldung einer im uneinge-
schrénkten Dienst beschéftigten Pfarrerin bzw. eines im
uneingeschréankten Dienst beschéftigten Pfarrers. Bei Pfar-
rerinnen und Pfarrern, die unmittelbar aus einem unbefris-
teten eingeschrankten Dienst in den Wartestand versetzt
werden, tritt an die Stelle des Prozentsatzes nach Satz 1 der
Prozentsatz, der dem Anteil des eingeschrénkten Dienstes
an einem uneingeschrankten Dienst entspricht. Dies gilt
nicht, wenn der Anteil des eingeschrénkten Dienstes min-
destens 75 % betragt. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern, die
unmittelbar aus einem befristeten eingeschrankten Dienst
in den Wartestand versetzt werden, gelten die Sétze 2 und
3 bis zum Ablauf dieser Befristung. Die Satze 2, 3 und 4
gelten entsprechend fir Pfarrerinnen und Pfarrer, die nach
einer Abberufung, Freistellung oder Beendigung einer be-
fristeten Amtszeit in den Wartestand treten.

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand
erhalten Wartegeld in Hohe von 75 % der Besol-
dung einer im uneingeschrankten Dienst be-
schaftigten Pfarrerin bzw. eines im uneinge-
schrénkten Dienst beschéaftigten Pfarrers. Bei
Pfarrerinnen und Pfarrern, die unmittelbar aus
einem unbefristeten eingeschrankten Dienst in
den Wartestand versetzt werden, tritt an die Stel-
le des Prozentsatzes nach Satz 1 der Prozentsatz,
der dem Anteil des eingeschrankten Dienstes an
einem uneingeschrankten Dienst entspricht. Dies
gilt nicht, wenn der Anteil des eingeschrénkten
Dienstes mindestens 75 % betragt. Bei Pfarrerin-
nen und Pfarrern, die unmittelbar aus einem be-
fristeten eingeschrankten Dienst in den Warte-
stand versetzt werden, gelten die Satze 2 und 3
bis zum Ablauf dieser Befristung. Die Sétze 2, 3
und 4 gelten entsprechend fir Pfarrerinnen und
Pfarrer, die nach einer-Abberufung,FreisteHung
Versetzung, Beurlaubung oder Beendigung einer
befristeten Amtszeit in den Wartestand treten.
Abweichend von Satz 1 entspricht das Wartegeld

wahrend der ersten 6 Monate des Wartestandes
den bisherigen Dienstbeziigen; die Satze 2, 3 und

4 gelten entsprechend.

Anpassung an PfDG.EKD

Die voriubergehende Belassung der
vollen Beziige erleichtert z.B. die
einvernehmliche Versetzung wegen
einer nachhaltigen Stérung im pfarr-
amtlichen Dienst. Stellt vergleichba-
re Situation zum PfDG.EKU wieder
her — dort wurden die bisherigen
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Dienstbeziige sogar fir 12 Monate
belassen.

(2) Wartegeld wird nicht gezahlt, solange die Pfarrerin
bzw. der Pfarrer im Wartestand eine pfarramtliche Tatig-
keit (ibertragen ist, deren Umfang auf eigenen Antrag 75%
eines uneingeschrankten Dienstes nicht tbersteigt. Wah-
rend des Dienstes nach 8 90 Abs. 2 PfDG wird das Warte-
geld nur insoweit gezahlt, als es die Bezlige aus diesem
Dienst Ubersteigt. Satz 2 gilt entsprechend, wenn die Pfar-
rerin oder der Pfarrer Erwerbseinkiinfte im Sinne von § 53
BeamtVG erhalt oder Anspruch auf Ubergangsgeld nach
§ 47 BeamtVG hat.

In Satz 2 wird die Angabe ,,8 90 Abs. 2 PfDG*
durch die Angabe ,,8 85 Abs. 2 des Pfarrdienst-
gesetzes der EKD** ersetzt.

In Satz 3 wird jeweils die Angabe ,,BeamtVG*
durch die Angabe ,,LBeamtVG** ersetzt.

( 3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand verlieren ih-
ren Anspruch auf Wartegeld
1. mit dem Zeitpunkt, zu dem der Wartstand endet,
2. solange sie die Ubernahme eines ihnen vom Lan-
deskirchenamt (ibertragenen Dienstes ohne hinrei-
chenden Grund verweigern (8 90 Abs. 2 und 3
PfDG),
3. mit dem Beginn des Ruhestandes,
4. mit der Beendigung des Dienstverhaltnisses.
Im Falle der Nr. 2 stellt das Landeskirchenamt den Verlust
des Anspruchs auf das Wartegeld fest und teilt dies der
Pfarrerin bzw. dem Pfarrer mit. 8 61 Abs. 2 PfDG findet
entsprechend Anwendung.

( 3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand
verlieren ihren Anspruch auf Wartegeld

1. mit dem Zeitpunkt, zu dem der Wartstand
endet,

2. solange sie die Ubernahme eines ihnen
vom Landeskirchenamt tbertragenen
Dienstes ohne hinreichenden Grund ver-
weigern (8 85 Abs. 2 des Pfarrdienstge-
setzes der EKD §-90-Abs2und-3-PfDG),

3. mit dem Beginn des Ruhestandes,

4. mit der Beendigung des Dienstverhaltnis-
ses.

Im Falle der Nr. 2 stellt das Landeskirchenamt
den Verlust des Anspruchs auf das Wartegeld
fest und teilt dies der Pfarrerin bzw. dem Pfarrer

mit. § 61 Abs. 2 PIDG findet entsprechend An-
pchenes

Der Regelung des nunmehr gestri-
chene Satz 3 entsprach inhaltlich

Satz 2 und ist insofern entbehrlich.
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8 16b
Pfarrerinnen und Pfarrern auf Lebenszeit und ordinierten
Pfarrerinnen und Pfarrern im Probedienst (Entsendungs-
dienst), die sich zur Wahl in ein Gesetzgebungsorgan stel-
len, kdnnen vom Landeskirchenamt fir die Dauer der Be-
urlaubung in den letzten zwei Monaten bis zum Ablauf des
Wahltages aus besonderen Griinden Besoldung bis zur
Hohe der Dienstbezilige bewilligt werden, die sie bei einer
Beschéftigung mit 75 % im eingeschrénkten Dienst erhal-
ten warden. “

13. Besondere Bestimmungen

8§17
(1) Soweit nicht in dieser Ordnung oder durch sonstiges
kirchliches Recht etwas anderes bestimmt ist, finden die
fiir die Beamtinnen und Beamten des Landes Nordrhein-
Westfalen geltenden Besoldungsbestimmungen entspre-
chend Anwendung. Soweit Anderungen der staatlichen
Bestimmungen kirchlichen Belangen entgegenstehen, kann
die Kirchenleitung bestimmen, dass sie vorlaufig keine
Anwendung finden; innerhalb eines Jahres seit Veroffent-
lichung der Anderungen ist endgiiltig zu entscheiden.

(2) Bei der Anwendung des staatlichen Rechts ist der
kirchliche Dienst als Dienst bei 6ffentlich-rechtlichen
Dienstherren oder als 6ffentlicher Dienst anzusehen.
Kirchlicher Dienst im Sinne dieser Ordnung ist die Tatig-
keit bei
1. evangelisch-kirchlichen Kdrperschaften, Anstalten
und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts innerhalb
der Evangelischen Kirche in Deutschland,
2. dem Bund Evangelischer Kirchen, seinen Gliedkir-
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chen und deren Untergliederungen und Zusammen-
schliissen vor der Herstellung der Einheit der
Evangelischen Kirche in Deutschland,

3. auslandischen evangelischen Kirchengemeinden,
die der Evangelischen Kirche in Deutschland oder
einer ihrer Gliedkirchen angeschlossen sind,

4. auslandischen evangelischen Kirchen,

5. evangelischen Kirchengemeinschaften im In- oder
Ausland.

Dem kirchlichen Dienst nach Unterabsatz 2 steht gleich

a. die Tatigkeit bei evangelisch-missionarischen,
evangelisch-diakonischen oder sonstigen evange-
lisch-kirchlichen Werken und Einrichtungen im In-
oder Ausland ohne Rucksicht auf deren Rechts-
form,

b. die Tatigkeit bei einer anderen christlichen Kirche
im In- oder Ausland einschlieRlich ihrer diakoni-
schen und missionarischen Werke und Einrichtun-
gen ohne Rucksicht auf deren Rechtsform.

Sonstiger 6ffentlicher Dienst im Sinne dieser Ordnung ist
die Tatigkeit bei einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn
nach den fir die Beamtinnen und Beamten des Landes
Nordrhein-Westfalen jeweils mal3geblichen Bestimmun-
gen.

(3) Fur die Festsetzungen und Bewilligungen sowie fir
die Entscheidungen aufgrund von Kann-Bestimmungen ist
das Landeskirchenamt zusténdig, soweit nicht in dieser
Ordnung oder durch sonstiges kirchliches Recht etwas
anderes bestimmt ist. Widerspriiche und Klagen gegen
Festsetzungen und Bewilligungen auf der Grundlage dieser
Ordnung oder entsprechend anzuwendender staatlicher
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Bestimmungen haben keine aufschiebende Wirkung.

(4 ) Werden Pfarrerinnen oder Pfarrer oder Angehorige
von ihnen kdrperlich verletzt oder getdtet, so ist ein gesetz-
licher Schadenersatzanspruch, der diesen Personen oder
den Hinterbliebenen infolge der Korperverletzung oder der
Totung gegen einen Dritten zusteht, insoweit an die Lan-
deskirche abzutreten, als diese wahrend einer auf der Kor-
perverletzung beruhenden Aufhebung der Dienstfahigkeit
oder infolge der Korperverletzung oder der Tétung zur
Gewahrung von Leistungen verpflichtet ist. Die Abtretung
kann nicht zum Nachteil der Verletzten oder der Hinter-
bliebenen geltend gemacht werden.

Solange die Abtretung verweigert wird, kénnen die Leis-
tungen zurtickbehalten werden.

(5) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, dem Lan-
deskirchenamt alle Ereignisse, die sich auf die Zahlung
ihrer Beziige auswirken konnten, unverziiglich anzuzeigen
und auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Dazu gehéren
insbesondere alle Anderungen des Familienstandes und der
Verhaltnisse, die die Zahlung des Familienzuschlages be-
einflussen, sowie die Anderung von Wohnsitz und Konten.

(6) Die Absatze 4 und 5 gelten fur Vikarinnen und Vikare
entsprechend.

I11. Versorgung

1. Allgemeines

§18
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer auf Lebenszeit und ihre Hin-
terbliebenen erhalten Versorgung in entsprechender An-

In § 18 Abs. 1 werden die Worter ,,Gesetzes
uber die Versorgung der Beamten und Rich-
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wendung des Gesetzes Uber die Versorgung der Beamten
und Richter in Bund und Landern (Beamtenversorgungs-
gesetz — BeamtVG) in der fir die Beamtinnen und Beam-
ten des Landes Nordrhein-Westfalen geltenden Fassung,
soweit nicht in dieser Ordnung oder durch sonstiges kirch-
liches Recht etwas anderes bestimmt ist.

ter in Bund und Landern (Beamtenversor-
gungsgesetz — BeamtVG)*“ durch die Angabe
,,Beamtenversorgungsgesetz fir das Land
Nordrhein-Westfalen (Landesbeamtenver-
sorgungsgesetz — LBeamtVG)*“ ersetzt.

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst (Entsen-
dungsdienst) sowie ihre Hinterbliebenen erhalten Versor-
gung in entsprechender Anwendung der fiir Pfarrerinnen
und Pfarrer auf Lebenszeit und deren Hinterbliebene gel-
tenden Bestimmungen, soweit nicht in dieser Ordnung
oder durch sonstiges kirchliches Recht etwas anderes be-
stimmt ist.

(3) Vikarinnen und Vikare sowie ihre Hinterbliebenen
erhalten Unfallfirsorge, ihre Hinterbliebenen ferner Ster-
begeld in entsprechender Anwendung der fur die Beam-
tenanwarterinnen und Beamtenanwarter des Landes Nord-
rhein-Westfalen geltenden Bestimmungen, soweit nicht in
dieser Ordnung oder durch sonstiges kirchliches Recht
etwas anderes bestimmt ist.

(4) 817 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

8§19
(1) Die Versorgungsbezige tragt die Landeskirche. Dies
gilt nicht fur Bezlige, die Pfarrerinnen und Pfarrer auf Le-
benszeit oder ihre Hinterbliebenen fiir den Sterbemonat
und als Sterbegeld beim Tod wéhrend des aktiven Diens-
tes, als Unfallflrsorgeleistungen wéhrend des aktiven
Dienstes sowie als Leistungen beim Ersatz von Sachscha-
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den und als besondere Aufwendungen, die durch einen
wéhrend des aktiven Dienstes eingetretenen Dienstunfall
entstanden sind, erhalten; diese Zahlungen tragt die An-
stellungskorperschaft im Sinne des § 24 Abs. 3 des Pfarr-
dienstgesetzes. 8 17 Abs. 4 gilt entsprechend.

(2) Die von der Landeskirche zu tragenden Versorgungs-
bezlige werden von der Gemeinsamen Versorgungskasse
fiir Pfarrer und Kirchenbeamte festgesetzt und gezahlt.
Sind an Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst (Entsen-
dungsdienst) oder ihre Hinterbliebenen Bezlige im Sinne
von Absatz 1 Satz 2 zu zahlen, so werden sie abweichend
von Satz 1 vom Landeskirchenamt festgesetzt und gezahit.
3 Im Ubrigen werden die nach dem Beamtenversorgungs-
gesetz der obersten Dienstbehtrde zugewiesenen Befug-
nisse vom Landeskirchenamt wahrgenommen. 4 § 17 Abs.
3 gilt entsprechend.

(3) 8§ 107b des Beamtenversorgungsgesetzes wird ent- (13) 8 107h des Beamtenversorgungsgesetzes Entbehrlich nachdem § 107 b in der
sprechend angewandt, soweit die Landeskirche und der wird entsprechend angewandt, soweit die Lan- bisherigen Fassung nicht mehr exis-
andere Dienstherr entsprechende Erklarungen abgegeben deskirche und-der-andere Dienstherrentspre- tiert und nunmehr bei Dienstherren-
oder eine entsprechende Vereinbarung getroffen haben. chende Erklarungen abgegeben oder eine ent- wechsel Vereinbarungen ber die
sprechende-Vereinbarung-getroffen-haben: Versorgungslastenteilung geschlos-
sen werden.
§20
gestrichen
2. Ruhegehaltféhige Dienstbezlige
8§21 §21

(1) Bei Anwendung des 8 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Be-
amtenversorgungsgesetzes ist fur Pfarrerinnen und Pfarrer,

(1) Bei Anwendung des 8 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
des Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land
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die aus einer Freistellung oder aus einer Beurlaubung ohne
Besoldung oder einem Wartestand ohne Wartegeld in den
Ruhestand treten oder versetzt werden, das Grundgehalt
malgebend, das sie nach ihrem Besoldungsdienstalter er-
halten wirden, wenn sie an dem Tage, an dem der Ruhe-
stand beginnt, erneut Anspruch auf Besoldung hatten.

Nordrhein-Westfalen Beamtenversorgungsgeset-

zes-ist fUr Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus einer
Freistellung oder aus einer Beurlaubung ohne
Besoldung oder einem Wartestand ohne Warte-
geld in den Ruhestand treten oder versetzt wer-
den, das Grundgehalt maRgebend, das sie nach
ihrer Erfahrungsstufeirrem-Beseldungsdienstal-
ter-erhalten wirden, wenn sie an dem Tage, an
dem der Ruhestand beginnt, erneut Anspruch auf
Besoldung hétten.

(2) Tritt der Versorgungsfall nicht in unmittelbarem An-
schluss an die Zahlung einer Zulage oder einer htheren
Besoldungsgruppe, die aufgrund der Wahrnehmung des
Amtes oder der besonders herausgehobenen Funktion nach
8 6 Abs. 2 oder 3 zustand, ein, gehort der Unterschiedsbe-
trag zwischen den Dienstbeziigen, die die Pfarrerin oder
der Pfarrer unter Beruicksichtigung des hoheren Grundgeh-
altes oder der Zulage erhalten hat, und den Dienstbeziigen,
die sie oder er nach § 5 erhalten hatte, flr jedes volle Jahr,
fur das der Pfarrerin oder dem Pfarrer das erhdhte Grund-
gehalt oder die Zulage gezahlt worden ist, mit einem Ach-
tel bis zu ihrem vollen Betrag zu den ruhegehaltfahigen
Dienstbeziigen (8 5 Abs. 1 Nr. 3 BeamtVG). Dabei bleibt
die Zeit unbericksichtigt, fir die die hohere Besoldung
oder die Zulage wahrend der Freistellungszeit eines Alters-
teildienstes gezahlt und fiir den Altersteildienstzuschlag
berucksichtigt worden ist. Hat die Pfarrerin oder der Pfar-
rer verschiedene Zahlungen nach 8 6 Abs. 2 oder 3 erhal-
ten, ist maximal der volle Betrag des hochsten Unter-
schiedsbetrages oder der hochsten Zulage ruhegehaltfahig.

In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,Be-
amtVG* durch die Angabe ,,LBe-
amtVG** ersetzt.
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(3) Haben Pfarrerinnen oder Pfarrer friher als Militar-,
Gefangnis- oder Krankenhauspfarrerin oder -pfarrer im
sonstigen Offentlichen Dienst Dienstbeziige mit einem
Grundgehalt oberhalb der Besoldungsgruppe, die ihnen
nach landeskirchlichem Recht zustehen, erhalten, so gilt
Absatz 2 Satz 1 entsprechend flr den Unterschiedsbetrag
zwischen den ruhegehaltfahigen Dienstbeziigen, die ihrem
Ruhegehalt aus dem Pfarramt zugrunde zu legen sind, und
den ruhegehaltfahigen Dienstbezigen, die ihrem Ruhegeh-
alt aus dem friheren Amt als Beamtin oder Beamter im
sonstigen Offentlichen Dienst zum Zeitpunkt des Eintritts
des Versorgungsfalls zugrunde zu legen waren.

(4) Haben Pfarrerinnen oder Pfarrer aus einem Dienst
nach § 43 hohere Dienstbezlge als aus dem Pfarramt er-
halten, so gilt Absatz 2 Satz 1 entsprechend fiir den Unter-
schiedsbetrag zwischen den ruhegehaltfahigen Dienstbe-
ziigen, die ihrem Ruhegehalt aus dem Pfarramt zu Grunde
zu legen sind, und den ruhegehaltfédhigen Dienstbezigen,
die ihrem Ruhegehalt aus dem Dienst nach § 43 zum Zeit-
punkt des Eintritts des Versorgungsfalls zu Grunde zu le-
gen waéren.

(2) Tritt der Versorgungsfall nicht in unmittelbarem An-
schluss an die Zahlung einer Zulage oder einer hoheren
Besoldungsgruppe, die aufgrund der Wahrnehmung des
Amtes oder der besonders herausgehobenen Funktion nach
8 6 Abs. 2 oder 3 zustand, ein, gehdrt der Unterschiedsbe-
trag zwischen den Dienstbeziigen, die die Pfarrerin oder
der Pfarrer unter Bertcksichtigung des héheren Grundgeh-
altes oder der Zulage erhalten hat, und den Dienstbezligen,
die sie oder er nach § 5 erhalten hétte, fir jedes volle Jahr,
fur das der Pfarrerin oder dem Pfarrer das erhdhte Grund-
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gehalt oder die Zulage gezahlt worden ist, mit einem Ach-
tel bis zu ihrem vollen Betrag zu den ruhegehaltfahigen
Dienstbeziigen (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BeamtVG). Dabei bleibt
die Zeit unbericksichtigt, fir die die hohere Besoldung
oder die Zulage wahrend der Freistellungszeit eines Alters-
teildienstes gezahlt und fiir den Altersteildienstzuschlag
berucksichtigt worden ist. Hat die Pfarrerin oder der Pfar-
rer verschiedene Zahlungen nach § 6 Abs. 2 oder 3 erhal-
ten, ist maximal der volle Betrag des hochsten Unter-
schiedsbetrages oder der hochsten Zulage ruhegehaltféhig.
Enthélt das staatliche Besoldungsrecht fiir eine Zulage
nach 8 6 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 eine besondere Regelung der
Ruhegehaltfahigkeit dieser Zulage, findet statt des Satzes 1
diese Regelung entsprechend Anwendung.

(5) Bei Anwendung des 8 5 Abs. 2 des Beamtenversor-
gungsgesetzes ist fiir wegen Dienstunfahigkeit in den Ru-
hestand versetzte oder im Amt verstorbene Pfarrerinnen
oder Pfarrer, die bei Eintritt des Versorgungsfalles ein
Grundgehalt entsprechend der Besoldungsgruppe A 13
erhalten haben, diese Besoldungsgruppe maRgebend.

In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort ,,Beam-
tenversorgungsgesetzes durch die Wor-
ter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fiir
das Land Nordrhein-Westfalen** ersetzt.

3. Ruhegehaltféhige Dienstzeiten

§22
(1) Bei Anwendung des 8 6 Abs. 1 Satz 1 des Beamten-
versorgungsgesetzes steht der ersten Berufung in das Be-
amtenverhaltnis die erste Berufung in das Dienstverhaltnis
als Vikarin oder Vikar, als Pfarrerin oder Pfarrer im Pro-
bedienst (Entsendungsdienst), als Pfarrerin oder Pfarrer auf
Lebenszeit, als Predigerin oder Prediger nach dem Kir-
chengesetz Uber das Amt des Predigers in der Evangeli-
schen Kirche von Westfalen®. Oder in eine diesen Dienst-

In Absatz 1 wird das Wort ,,Beamtenver-
sorgungsgesetzes* durch die Worter
,,.Beamtenver-sorgungsgesetzes fir das
Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.
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verhaltnissen entsprechende Tétigkeit gleich.

(2 ) Dienstzeiten, die im Ausland zurtckgelegt wurden,
sind nicht ruhegehaltféhig. Sie kénnen jedoch ganz oder
teilweise als ruhegehaltféahige Dienstzeit beriicksichtigt
werden, wenn und soweit sich durch ihre Bericksichtigung
keine hohere Gesamtversorgung (Versorgung nach dieser
Ordnung und sonstige auslandische Versorgungsleistungen
und Renten) ergeben wirde als die in § 55 Abs. 2 Be-
amtVG bezeichnete Hochstgrenze.

In Absatz 2 wird die Angabe ,,BeamtVG*
durch die Angabe ,,LBeamtVG** ersetzt.

(3) Bei Anwendung des 8 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 des Be-
amtenversorgungsgesetzes stehen die Freistellung ohne
Besoldung nach dem Pfarrdienstgesetz und der Wartestand
ohne Wartegeld nach dem friiheren Pfarrerdienstgesetz
einer Beurlaubung ohne Dienstbeziige gleich. Die Zeiten
einer Freistellung oder einer Beurlaubung ohne Dienstbe-
ziige werden jedoch unter entsprechender Anwendung des
8 6 Abs. 1 Satz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes als
ruhegehaltfahige Dienstzeit berticksichtigt, wenn eine der
Voraussetzungen des § 8 Abs. 3 Nr. 3 bis 6 erfillt ist. Ab-
satz 2 gilt entsprechend.

(3) Bei Anwendung des 8 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5
des Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen Beamtenversorguhgsgeset-
zes-stehen die Freistellung ohne Besoldung nach
dem Pfarrdienstgesetz und der Wartestand ohne
Wartegeld nach dem friiheren Pfarrerdienstge-
setz einer Beurlaubung ohne Dienstbezlige
gleich. Die Zeiten einer Freistellung oder einer
Beurlaubung ohne Dienstbezilige werden jedoch
unter entsprechender Anwendung des 8 6 Abs. 1
Satz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes fir das
Land Nordrhein-Westfalen Beamtenverser-
gungsgesetzes-als ruhegehaltfahige Dienstzeit
berticksichtigt, wenn eine der Voraussetzungen
des 8§ 8 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 7 bis 9 §8-Abs:-3
N—3-bis-6-erflllt ist. Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Nicht ruhegehaltfahige Dienstzeiten (§ 6 Abs. 2 Be-
amtVG) sind ferner
1. Dienstzeiten in einem 6ffentlich-rechtlichen
Dienstverhéltnis, das durch Disziplinarurteil, durch

In Absatz 4 Satz 1 werden die Angabe
,.BeamtVG** durch die Angabe ,,LBeam-
tenVG* und in Nr. 5 das Wort ,,Bundes-
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gerichtliches Urteil oder durch Entlassung auf An-
trag der Pfarrerin oder des Pfarrers beendet worden
ist, weil ihm oder ihr zur Zeit der Antragstellung
ein Lehrbeanstandungsverfahren, ein Verfahren mit
der Folge des Verlustes der Rechte aus dem
Dienstverhéltnis oder der Entfernung aus dem
Dienst drohte,

2. Dienstzeiten in einem Dienstverhaltnis als Beamtin
oder Beamter auf Probe oder auf Widerruf oder als
Vikarin oder Vikar, wenn die Pfarrerin oder der
Pfarrer im Hinblick auf ein Dienstvergehen entlas-
sen worden ist, auch wenn sie oder er die Entlas-
sung selbst beantragt hatte, um den drohenden Wi-
derruf des Beamtenverhaltnisses oder die Entlas-
sung durch den Dienstherrn zu vermeiden,

3. Dienstzeiten in einem Dienstverhaltnis als Pfarrerin
oder Pfarrer, als Pastorin oder Pastor im Hilfs-
dienst, als Predigerin oder Prediger oder als Kir-
chenbeamtin oder Kirchenbeamter, das durch Aus-
scheiden aus dem Dienst beendet worden ist,

4. Dienstzeiten in einem Kirchenbeamtenverhaltnis,
das infolge Kirchenaustritts oder Beitritts zu einer
anderen Religionsgemeinschaft durch Entlassung
beendet worden ist,

5. Dienstzeiten, die aufgrund von § 30 des Bundesbe-
soldungsgesetzes fur die Beamtinnen und Beamten
des Landes Nordrhein-Westfalen nicht berticksich-
tigungsfahig sind.

besoldungsgesetz** durch die Worte
,,Ubergeleitetes Besoldungsgesetz*“ er-
setzt.

8§23
(1) Die ruhegehaltféhige Dienstzeit erhoht sich tber die
Regelungen in § 7 des Beamtenversorgungsgesetzes hin-

§23
(1) Die ruhegehaltfahige Dienstzeit erhoht sich
uber die Regelungen in § 7 des Beamtenversor-
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aus
1. um die Zeit eines Dienstes nach § 94 Abs. 4 des
Pfarrdienstgesetzes., der die Arbeitskraft der Pfar-
rerin oder des Pfarrers voll beansprucht hat,
2. um die Zeit des Wartestandes, fiir die die Pfarre-
rin oder der Pfarrer Wartegeld erhalten hat oder
ohne Beriicksichtigung der Bestimmungen uber das
Zusammentreffen von Wartegeld mit anderen Ein-
kinften erhalten hatte.
Ist dem Wartestand ein auf eigenen Antrag eingeschrankter
Dienst unmittelbar vorangegangen, so erfolgt die Erho-
hung nach Satz 1 Nr. 2 flr die Falle, in denen der Warte-
stand nach dem 31. Juli 2001 beginnt, nur in dem Umfang,
der dem Anteil des eingeschrénkten Dienstes an einem
uneingeschrankten Dienst entspricht. Dies gilt entspre-
chend bei einem dem Wartestand unmittelbar vorangegan-
genen eingeschrankten Dienst in einer Pfarrstelle, in der
nach besonderer Feststellung nur eingeschrankter Dienst
wahrgenommen werden kann. Dies gilt ferner entspre-
chend, wenn einer Abberufung, Freistellung oder Beendi-
gung einer befristeten Amtszeit, aus der der Eintritt in den
Wartestand erfolgte, ein eingeschrankter Dienst unmittel-
bar vorangegangen ist. War der eingeschrénkte Dienst be-
fristet, so gelten die Satze 2 und 3 bis zum Ablauf dieser
Befristung.

gungsgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen
Beamtenversorgungsgesetzes hinaus

1. um die Zeit eines Dienstes nach ,,§ 94
Abs. 3 Satz 2 des Pfarrdienstgesetzes der
EKD§94-Abs-4-desPlarrdienstgesetzes:,
der die Arbeitskraft der Pfarrerin oder des
Pfarrers voll beansprucht hat,

2. um die Zeit des Wartestandes, fur die die
Pfarrerin oder der Pfarrer Wartegeld er-
halten hat oder ohne Beriicksichtigung
der Bestimmungen ber das Zusammen-
treffen von Wartegeld mit anderen Ein-
klinften erhalten hatte.

Ist dem Wartestand ein auf eigenen Antrag ein-
geschrankter Dienst unmittelbar vorangegangen,
so erfolgt die Erhéhung nach Satz 1 Nr. 2 flr die
Falle, in denen der Wartestand nach dem 31. Juli
2001 beginnt, nur in dem Umfang, der dem An-
teil des eingeschrankten Dienstes an einem un-
eingeschrankten Dienst entspricht. Dies gilt ent-
sprechend bei einem dem Wartestand unmittel-
bar vorangegangenen eingeschrankten Dienst in
einer Pfarrstelle, in der nach besonderer Feststel-
lung nur eingeschrankter Dienst wahrgenommen
werden kann. Dies gilt ferner entsprechend,
wenn einer Versetzung, Beurlaubung Abberu-
fung-Freistelung-oder Beendigung einer befris-
teten Amtszeit, aus der der Eintritt in den Warte-
stand erfolgte, ein eingeschrénkter Dienst unmit-
telbar vorangegangen ist. War der eingeschrank-
te Dienst befristet, so gelten die Sétze 2 und 3 bis
zum Ablauf dieser Befristung.

Anpassung an die Begrifflichkeiten
des PIDG.EKD
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(2) Beginnt der Wartestand nach dem 31. Dezember
2003, erhoht sich die ruhegehaltsfahige Dienstzeit nach
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 nur in dem Umfang, in dem die Besol-
dung wahrend des Wartestandes gezahlt wird oder ohne
Anwendung des § 16a Abs. 2 Satz 3 zu zahlen wére.

(3) Nehmen Pfarrerinnen oder Pfarrer wahrend des War-
testandes einen Dienst nach § 90 des Pfarrdienstgesetzes.
Mit einem Umfang wahr, der
1. den Umfang des vorangegangenen eingeschrankten
Dienstes ubersteigt oder
2. auf ihren Antrag den Umfang des vorangegangenen
Dienstes unterschreitet,
erfolgt die Erhéhung in dem Umfang, der dem Anteil des
Beschaftigungsauftrages an einem gleichen vollen Dienst
entspricht.

In Absatz 3 wird die Angabe ,,§ 90 des
Pfarrdienstgesetzes* durch die Angabe
,»3 85 des Pfarrdienstgesetzes der EKD**
ersetzt.

(4) Nicht angerechnet wird die Zeit eines Wartestandes
infolge Amtsenthebung nach § 30 des Disziplinargesetzes
der Evangelischen Kirche in Deutschland, es sei denn, dass
die Pfarrerin oder der Pfarrer einen hauptberuflichen
Dienst nach § 90 Abs. 2 des Pfarrdienstgesetzes wahrge-
nommen hat. Die Zeit dieses Dienstes ist zu dem Teil ru-
hegehaltfahig, der dem Verhdltnis der tatsachlichen zur
regelméaliigen Arbeitszeit entspricht.

(4) Nicht angerechnet wird die Zeit eines War-
testandes infolge Amtsenthebung nach § 15 36
des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, es sei denn, dass die Pfarre-
rin oder der Pfarrer einen hauptberuflichen
Dienst nach 8 85 Abs. 2 des Pfarrdienstgesetzes
der EKD §-90-Abs—2-desPfarrdienstgesetzes
wahrgenommen hat. Die Zeit dieses Dienstes ist
zu dem Teil ruhegehaltfahig, der dem Verhaltnis
der tatsachlichen zur regelméRigen Arbeitszeit
entspricht.

8§24
(1) Die Anrechnung von Ausbildungszeiten gem. § 12

In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Beam-
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des Beamtenversorgungsgesetzen erfolgt von Amts wegen.
Bei Verzogerung des Hochschulstudiums durch abzule-
gende Sprachprifungen kdnnen fir jede erfolgreich abge-
legte Sprachpriifung bis zu sechs Monate bertcksichtigt
werden.

tenversorgungsgesetzes* durch die Wor-
ter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fiir das
Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

(Neu eingeflgt:)

(2) In Versorgungsfallen, die vor dem 1. Juli
2017 eintreten, gilt anstelle der nach 8 12 Abs. 1
Satz 1 und § 66 Abs. 9 Satz 1 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes fiur das Land Nordrhein-
Westfalen héchstens anrechenbaren Zeit einer
Hochschulausbildung einschlieBlich Priifungszeit
folgender Zeitraum:

Die Zeitpunkte der Einfuhrung der
Verkurzung der anrechenbaren Zeit
einer Hochschulausbildung wurden
aus Griinden des Vertrauensschutzes
in den ersten beiden Stufen etwas
spater gesetzt als beim Land NRW,
da die gesetzliche Anderung inner-
halb der EKVW fast ein Jahr spéater

Zeitpunkt des Zeitraum der erfolgt.

Eintritts des hochstens

Versorgungsfal- | anrechenbaren Zeit

les vor dem einer Hochschul-
ausbildung

1. Juli 2014 1095 Tage

1. Oktober 2014 1065 Tage

1. Januar 2015 1035 Tage

1. Juli 2015 1005 Tage

1. Januar 2016 975 Tage

1. Juli 2016 945 Tage

1. Januar 2017 915 Tage

1. Juli 2017 885 Tage

(3) Fir die Anwendung des 8§ 85 Abs. 1 und 4
Beamtenversorqgungsgesetz fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen gilt als Ausbildungszeit die Zeit
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des Hochschulstudiums der evangelischen Theo-

logie bis zu vier Jahren und die Prifungszeit bis

zu sechs Monaten. Hat sich das Studium durch
abzulegende Sprachprifungen tber die Zeit nach
Satz 1 verzdgert, so sollen als Studienzeit be-
rucksichtigt werden sechs sprachfreie Studien-
semester und je zwei Studiensemester fir Latein
und Griechisch und ein Studiensemester fiir Heb-

raisch sowie bis zu sechs Monaten Prifungszeit.
Die Bericksichtigung des Hochschulstudiums
einschliellich der Prifungszeit darf insgesamt
sechs Jahre nicht tbersteigen.

Bei der in Abs. 3 enthaltenen Rege-
lung handelt es sich um eine Uber-
gangsvorschrift fiir am 31.12.1991
vorhandene Personen, die im Rah-
men von § 12 BeamtVG bzw. § 12
LBeamtVG anzuwenden ist. Die
beschriebenen Inhalte werden hier
nur noch einmal sichtbar gemacht;
sie gelten ohnehin.

(2) Andere Ausbildungszeiten, die bei der Berufung zur
Pfarrerin oder zum Pfarrer als Ersatz fir die vorgeschrie-
bene Hochschulausbildung anerkannt worden sind, kénnen
ganz oder teilweise als ruhegehaltfahige Dienstzeit beriick-
sichtigt werden.

(4 2) Andere Ausbildungszeiten, die bei der
Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer als Er-
satz fur die vorgeschriebene Hochschulausbil-
dung anerkannt worden sind, kdnnen ganz oder
teilweise als ruhegehaltfahige Dienstzeit beriick-
sichtigt werden.

8§25
Abweichend von 8§ 12b des Beamtenversorgungsgesetzes
wird die im kirchlichen Dienst verbrachte Zeit als ruhe-
gehaltféhige Dienstzeit bertcksichtigt.

In § 25 wird das Wort ,,Beamtenversor-
gungsgesetzes* durch die Worter ,,Beamten-
versorgungsgesetzes fir das Land Nord-
rhein-Westfalen* ersetzt.

4. Ruhegehalt

8§26
gestrichen
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§ 26a

(1) Furam 1. Januar 2002 vorhandene Pfarrerinnen und

Pfarrer,

1. deren Versorgungsfall vor dem 1. Januar 2002 einge-
treten ist oder eintritt, oder

2. die vor dem 1. Januar 1943 geboren sind sowie nach
dem 31. Dezember 2001 wegen Dienstunfahigkeit in
den Ruhestand versetzt werden und zu diesem Zeit-
punkt ohne Beriicksichtigung der Zurechnungszeit
nach § 13 Abs. 1 und ohne Anwendung von § 85 des
Beamtenversorgungsgesetzes mindestens 40 Jahre ru-
hegehaltfahige Dienstzeit zuriickgelegt haben,

finden § 13 Abs. 1 Satz 1 und § 36 Abs. 2 des Beamten-

versorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2000

glltigen Fassung Anwendung.

In § 26 a Absatz 1 und Absatz 2 wird jeweils
das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsge-
setzes fur das Land Nordrhein-Westfalen*
ersetzt.

(2) Firam 1. Januar 2002 vorhandene Pfarrerinnen und
Pfarrer, die in der Zeit vom 1. Januar 2002 bis 31. Dezem-
ber 2004 wegen Dienstunféhigkeit in den Ruhestand ver-
setzt werden, findet § 13 Abs. 1 Satz 1 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes mit folgender MalRgabe Anwendung:

Zeitpunkt der Versetzung ~ Umfang der Beriicksichtigung
in den Ruhestand als Zurechnungszeit in
Zwolfteln

vor dem 1. Januar 2003 5
vor dem 1. Januar 2004 6
vor dem 1. Januar 2005 7

§27
(1) 814 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes findet
nach MaRgabe der Absatze 2 bis 8 Anwendung.

(Neugefasst):
(1) Auf Versorgungsfalle, die vor dem 1. Juli

2014 eingetreten sind, findet § 14 Abs. 3 des

Schreibt die bisher geltenden Rege-
lungen (Abs. 2 — 8) fur den Fall der
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Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum
31.08.2006 geltenden Fassung nach MaRgabe
der Absétze 2 bis 8 Anwendung

Ruhestandsversetzung bis zum
30.06.2014 einschliellich fest und
halt die Regelungen gleichzeitig im
Gesetz sichtbar, so dass ,,Altfalle”
gut nachvollziehbar bleiben

(2) 814 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes findet
keine Anwendung

1.

2.

fur Pfarrerinnen und Pfarrer, deren Versorgungsfall vor
dem 1. Januar 2002 eingetreten ist oder eintritt,
fiir Pfarrerinnen und Pfarrer, die Altersteildienst von
mindestens vier Jahren geleistet haben, wenn sie zu-
gleich mit dem Antrag auf Bewilligung des Altersteil-
dienstes unter Inanspruchnahme der Antragsaltersgren-
ze nach 8 92 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Pfarrdienstgeset-
zes die Versetzung in den Ruhestand mit Ablauf des
Monats, bei Pfarrerinnen und Pfarrern in einer Schul-
pfarrstelle mit Ablauf des Schuljahres oder Schulhalb-
jahres, in dem sie das 63. Lebensjahr vollenden, bean-
tragt haben,
fiir Pfarrerinnen und Pfarrer, deren fur mindestens vier
Jahre bewilligter Altersteildienst durch Versetzung in
den Ruhestand infolge Dienstunféhigkeit oder durch
Tod vorzeitig endet.
fiir am 1. Januar 2002 vorhandene Pfarrerinnen und
Pfarrer, die
a. vor dem 1. Januar 1943 geboren sind sowie nach
dem 31. Dezember 2001 wegen Dienstunféhigkeit
in den Ruhestand versetzt werden und zu diesem
Zeitpunkt ohne Anwendung von § 85 des Beam-
tenversorgungsgesetzes mindestens 40 Jahre ruhe-
gehaltfahige Dienstzeit zuriickgelegt haben, oder

(2) § 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgeset-
zes_in der bis zum 31.08.2006 geltenden Fassung
findet keine Anwendung

1. fir Pfarrerinnen und Pfarrer, deren Versor-
gungsfall vor dem 1. Januar 2002 eingetreten
ist oder eintritt,

2. fir Pfarrerinnen und Pfarrer, die Altersteil-
dienst von mindestens vier Jahren geleistet
haben, wenn sie zugleich mit dem Antrag auf
Bewilligung des Altersteildienstes unter In-
anspruchnahme der Antragsaltersgrenze nach
8 88 Abs. 1 Nr. 1 des Pfarrdienstgesetzes der
EKD §92 Abs.2 Satz 1 Nr—1-des-Pfarr-
dienstgesetzes-die Versetzung in den Ruhe-
stand mit Ablauf des Monats, bei Pfarrerin-
nen und Pfarrern in einer Schulpfarrstelle mit
Ablauf des Schuljahres oder Schulhalbjahres,
in dem sie das 63. Lebensjahr vollenden, be-
antragt haben,

3. fur Pfarrerinnen und Pfarrer, deren fur min-
destens vier Jahre bewilligter Altersteildienst
durch Versetzung in den Ruhestand infolge
Dienstunfahigkeit oder durch Tod vorzeitig
endet.

4—fir am 1. Januar 2002 vorhandene Pfarrerin-
nen und Pfarrer, die
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b. vor dem 1. Januar 1942 geboren und nach dem 16.

November 2000 schwerbehindert im Sinne des
Teils 2 SGB X geworden sind oder werden sowie
nach § 92 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgeset-
zes in den Ruhestand versetzt werden, oder

bis zum 16. November 1951 geboren und mindes-
tens seit dem 16. November 2000 schwerbehindert
im Sinne des Teils 2 SGB 1X sind sowie nach § 92
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes in den
Ruhestand versetzt werden.

a) vor dem 1. Januar 1943 geboren sind so-
wie nach dem 31. Dezember 2001 wegen
Dienstunfahigkeit in den Ruhestand versetzt
werden und zu diesem Zeitpunkt ohne An-
wendung von 8§ 85 des Beamtenversorgungs-
gesetzes in der bis zum 31.08.2006 geltenden
Fassung mindestens 40 Jahre ruhegehaltfahi-
ge Dienstzeit zuriickgelegt haben, oder

b) vor dem 1. Januar 1942 geboren und nach
dem 16. November 2000 schwerbehindert im
Sinne des Teils 2 SGB 1X geworden sind o-
der werden sowie nach § 88 Abs. 1 Nr. 2 des
Pfarrdienstgesetzes der EKD §-92-Abs-2
Satz L Nr-2-des-Pfarrdienstgesetzes-in den
Ruhestand versetzt werden, oder

C) bis zum 16. November 1951 geboren und
mindestens seit dem 16. November 2000
schwerbehindert im Sinne des Teils 2 SGB
IX sind sowie nach § 88 Abs. 1 Nr. 2 des
Pfarrdienstgesetzes der EKD §-92-Ahs—2
Satz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes in den

Ruhestand versetzt werden.

(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 % auch fur
jedes Jahr, um das die Pfarrerin oder der Pfarrer vor Ab-
lauf des Monats, in dem sie oder er die flr sie oder ihn
geltende gesetzliche Altersgrenze nach § 87 Absatz 2 Satz
2 PfDG.EKD erreicht, in unmittelbarem Anschluss an den
Wartestand in den Ruhestand tritt. Die Minderung des Ru-
hegehalts darf 10,8 % nicht Ubersteigen.

Abweichend von Satz 1 und 2 darf die Minderung des Ru-

(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 %
auch flr jedes Jahr, um das die Pfarrerin oder der
Pfarrer vor Ablauf des Monats, in dem sie oder
er die flr sie oder ihn geltende gesetzliche Al-
tersgrenze nach 8 87 Absatz2-Satz2-PfDG.EKD | de Regelaltersgrenze, als auch in
erreicht, in unmittelbarem Anschluss an den Abs. 2 die Ubergangsvorschrift ent-
Wartestand in den Ruhestand tritt. Die Minde- hélt.

rung des Ruhegehalts darf 10,8 % nicht Uberstei-

Mit der Streichung wird auf den
gesamten § 87 PfTDG.EKD Bezug
genommen, der in Abs. 1 die gelten-
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hegehalts

1. 3,6 % nicht tbersteigen, wenn die Pfarrerin oder
der Pfarrer vor dem 1. Januar 2005 in den Ruhe-
stand versetzt wird,

2. 7,2 % nicht Ubersteigen, wenn die Pfarrerin oder
der Pfarrer vor dem 1. Januar 2006 in den Ruhe-
stand versetzt wird,

3. 7,2 % nicht Ubersteigen, wenn die Pfarrerin oder
der Pfarrer von der VVorruhestandsregelung des § 12
AG PfDG®. Gebrauch macht.

gen.
Abweichend von Satz 1 und 2 darf die Minde-
rung des Ruhegehalts

1. 3,6 % nicht Ubersteigen, wenn die Pfarre-
rin oder der Pfarrer vor dem 1. Januar
2005 in den Ruhestand versetzt wird,

2. 7,2 % nicht Gbersteigen, wenn die Pfarre-
rin oder der Pfarrer vor dem 1. Januar
2006 in den Ruhestand versetzt wird,

3. 7,2 % nicht Ubersteigen, wenn die Pfarre-
rin oder der Pfarrer von der VVorruhe-
standsregelung des § 12 AG PfDG62.
Gebrauch macht.

(4) Hat das Dienstverhéltnis, aus dem die Pfarrerin oder
der Pfarrer in den Ruhestand tritt, am 31. Dezember 2001
bestanden, so vermindert sich das Ruhegehalt wie folgt:
Bei Erreichen der Altersgrenze betragt der Prozentsatz
nach 8 92 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Minderung flr jedes J
des Pfarrdienstgesetzes oder bei
Versetzung in den Ruhestand
nach dem Wartestand

oder wegen Dienstunfahigkeit

vor dem 1. 1.2002 0,0 %
nach dem 31.12.2001 0,6 %
nach dem 31.12.2002 1,2 %
nach dem 31.12.2003 1,8 %
nach dem 31.12.2004 2,4 %
nach dem 31.12.2005 3,0%

nach dem 31.12.2006 3,6 %
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(5) Furam 1. Januar 2002 vorhandene Pfarrerinnen und

Pfarrer, die in der Zeit vom 1. Januar 2002 bis 31. Dezem-

ber 2005 wegen Dienstunféhigkeit in den Ruhestand ver-

setzt werden, darf die Gesamtminderung des Ruhegehalts

1. 3,6 % nicht ibersteigen, wenn die Pfarrerin oder der
Pfarrer vor dem 1. Januar 2005 in den Ruhestand ver-
setzt wird,

2. 7,2 % nicht Ubersteigen, wenn die Pfarrerin oder der
Pfarrer vor dem 1. Januar 2006 in den Ruhestand ver-
setzt wird.

(6) Furam 1. Januar 2002 vorhandene Pfarrerinnen und
Pfarrer, die nach dem 16. November 2000 schwerbehindert
im Sinne des Teils 2 SGB IX geworden sind oder werden
und nach dem 31. Dezember 2001 aufgrund von § 92 Abs.
2 Satz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes®*. in den Ruhestand
versetzt werden, tritt an die Stelle der Vollendung des 63.
Lebensjahres
1. die Vollendung des 61. Lebensjahres, wenn sie vor
dem 1. Januar 1943 geboren sind,
2. die Vollendung des 62. Lebensjahres, wenn sie vor
dem 1. Januar 1944 geboren sind.

In Absatz 6 wird die Angabe ,,§ 92 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes**
durch die Angabe ,,8 88 Abs. 1 Nr. 2 des
Pfarrdienstgesetzes der EKD* ersetzt.

(7) Von dem fir die Berechnung der Minderung mafgeb-
lichen Zeitraum wird die Zeit abgesetzt, um die bei Eintritt
des Ruhestandes die ruhegehaltfahige Dienstzeit ohne
Anwendung von § 85 des Beamtenversorgungsgesetzes 40
Jahre Uberschreitet.

(7) Von dem fir die Berechnung der Minde-
rung maflgeblichen Zeitraum wird die Zeit abge-
setzt, um die bei Eintritt des Ruhestandes die
ruhegehaltfédhige Dienstzeit ohne Anwendung
von § 85 des Beamtenversorgungsgesetzes_in der
bis zum 31.08.2006 geltenden Fassung 40 Jahre
uberschreitet.

(8) Die Absatze 1 bis 7 gelten fiir kiinftige Hinterbliebene
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der jeweiligen Pfarrerinnen und Pfarrer entsprechend.

§ 27 a (neu eingefugt)

(1) Auf Versorgungsfalle, die nach dem 30.
Juni 2014 eintreten, findet § 14 Abs. 3 des
Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen nach MaRgabe der Ab-
satze 2 bis 8 Anwendung.

(2) 8 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsge-

setzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen

findet keine Anwendung

1. auf Pfarrerinnen und Pfarrer, die Al-

tersteildienst von mindestens vier
Jahren geleistet haben, wenn sie zu-
gleich mit dem Antrag auf Bewilli-
gung des Altersteildienstes unter In-
anspruchnahme der Antragsalters-
grenze nach 8 88 Abs. 1 Nr. 1 des
Pfarrdienstgesetzes der EKD die Ver-
setzung in den Ruhestand mit Ablauf
des Monats, bei Pfarrerinnen und
Pfarrern in einer Schulpfarrstelle mit
Ablauf des Schuljahres oder Schul-
halbjahres, in dem sie das 63. Lebens-

jahr vollenden, beantragt haben.

2. auf Pfarrerinnen und Pfarrer, deren
flr mindestens vier Jahre beantragter
Altersteildienst durch Versetzung in
den Ruhestand infolge Dienstunfa-
higkeit oder durch Tod vorzeitig en-

Ubernimmt grundsatzlich die neuen
Minderungsvorschriften des LBe-
amtVG unter Berucksichtigung der
neuen Regelaltersgrenze 67.

Abs. 2 tragt in erster Linie Vertrau-
ensschutztatbestdnden Rechnung.
Neue Falle im Bereich des Alters-
teildienstes sind nicht zu erwarten,
das die Altersteildienstregelungen
ausgelaufen sind.
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det.

3. auf Pfarrerinnen und Pfarrer, die bis
zum 16. November 1951 geboren und
mindestens seit dem 16. November
2000 schwerbehindert im Sinne des
Teils 2 SGB IX sind sowie nach § 88
Abs. 1 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes
der EKD in den Ruhestand versetzt
werden.

(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6
% auch fir jedes Jahr, um das die Pfarrerin
oder der Pfarrer vor Ablauf des Monats, in
dem sie oder er das 63. Lebensjahr vollendet,
wegen Dienstunfahigkeit, die nicht auf einem
Dienstunfall beruht, in den Ruhestand ver-
setzt wird. Die Minderung darf 10,8% nicht

ubersteigen.

(4) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6
% auch fir jedes Jahr, um das die Pfarrerin
oder der Pfarrer vor Ablauf des Monats, in
dem sie oder er die fiir sie oder ihn geltende
gesetzliche Altersgrenze erreicht, in unmit-
telbarem Anschluss an den Wartestand in den

Ruhestand tritt. Die Minderung des Ruhege-
halts darf 10,8 % nicht ibersteigen. Abwei-
chend von Satz 1 und 2 darf die Minderung
des Ruhegehaltes 7,2 % nicht Ubersteigen,
wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer von der
Vorruhestandsregelung des § 12 AG
PfDG.EKD Gebrauch macht.

Nach Abs. 3 wird die Berechnung
der Minderung bei vorzeitiger
Dienstunfahigkeit ohne Dienstunfall
auf die Zeit bis zur Vollendung des
63. Lebensjahres, statt wie im staat-
lichen Bereich bis zum 65. Lebens-
jahr beschrankt. Damit werden die
Betroffenen den Schwerbehinderten
gleichgestellt. Dies wird angesichts
der Tatsache, dass die Ruhestands-
versetzung auch gegen den Willen
der Betroffenen von Amts wegen
betrieben werden kann, fiir sachge-
recht gehalten.

Die Sonderregelung in Abs. 4 ist
notwendig, da die Minderungsmég-
lichkeit andernfalls durch die Anhe-
bung der Regelaltersgrenze unver-
héltnisméalig ansteigt. Dies gilt ins-
besondere, da Pfarrerinnen und Pfar-
rer , bei nachhaltiger Stérung im
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(5) Von dem fir die Berechnung der Minde-
rung maRgeblichen Zeitraum wird die Zeit
abgesetzt, um die bei Eintritt des Ruhestan-
des die ruhegehaltfédhige Dienstzeit ohne
Anwendung von § 85 des Beamtenversor-
gungsgesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen 40 Jahre Uberschreitet.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten fir kiinftige
Hinterbliebene der jeweiligen Pfarrerinnen
und Pfarrer entsprechend.*

Dienst ggf. auch unverschuldet in
den Wartestand und dann in den
Ruhestand versetzt werden kdnnen,
und ihre Dienstzeit im Wartestand
auch nur anteilig entsprechend dem
Besoldungsumfang angerechnet
wird.

Erhalten bleibt mit Abs. 5 die bishe-
rige Moglichkeit bei mehr als 40
ruhegehaltfahigen Dienstjahren,
diese Zeiten Minderungen entspre-
chen zu vermeiden.

5. Sterbegeld

§28
(1) Bei Anwendung des 8§ 18 des Beamtenversorgungsge-
setzes sind dem Sterbegeld beim Tode von wéhrend des
aktiven Dienstes verstorbenen Pfarrerinnen und Pfarrern
die Dienstbeziige nach § 4 Abs. 2 Nr. 1, die ihnen fur den
Sterbemonat zugestanden haben, sowie der Familienzu-
schlag nach § 10, der ihnen fur den Sterbemonat zustand,
zugrunde zu legen.

In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Beam-
tenversorgungsgesetzes* durch die Wor-

ter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das
Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

(2) Sind mehrere Personen zum Bezug des Sterbegeldes
gleichberechtigt (8 18 BeamtVG), bestimmt beim Tode
von Pfarrerinnen und Pfarrern wéhrend des aktiven Diens-
tes das Landeskirchenamt, im Ubrigen die Gemeinsame
Versorgungskasse flr Pfarrer und Kirchenbeamte, an wen
das Sterbegeld zu zahlen oder wie es unter den Berechtig-
ten aufzuteilen ist.

In Absatz 2 wird die Angabe ,,BeamtVG**
durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW* er-
setzt.
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6. Unfallflrsorge

8§29
(1) Unfallfiirsorge nach § 31 Abs. 5 des Beamtenversor-
gungsgesetzes kann auch Pfarrerinnen und Pfarrern ge-
wahrt werden, die nach § 77 des Pfarrdienstgesetzes®. zu
einer Dienstleistung freigestellt worden sind.

8§29
(1) Unfallfiirsorge nach § 31 Abs. 5 des Beam-
tenversorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-
Westfalen Beamtenversergungsgesetzes-kann
auch Pfarrerinnen und Pfarrern gewéhrt werden,
die nach 8 70 des Pfarrdlenstqesetzes der

EKDS§ 77-desPfarrdienstgesetzes™. zu einer
Dienstleistung beurlaubt freigestelit-worden sind.

(2 ) Der Unfallausgleich nach § 35 des Beamtenversor-
gungsgesetzes wird auch wéhrend einer Freistellung oder
eines Wartestandes gewahrt.

(2) Der Unfallausgleich nach § 35 des Beam-
tenversorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-
Westfalen Beamtenversergungsgesetzes-wird

auch wahrend einer Beurlaubung Freistelung
oder eines Wartestandes gewahrt.

(3) Die Unfallmeldung nach 8§ 45 des Beamtenversor-
gungsgesetzes ist im Rahmen der dort bestimmten Fristen
an das Landeskirchenamt zu richten. Unabhédngig davon
sind Antrége auf Gewéhrung von Sachschadenersatz nach
8§ 32 Satz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes innerhalb
einer Ausschlussfrist von drei Monaten an das Landeskir-
chenamt zu richten. Dieses trifft die notwendigen Ent-
scheidungen.

(3) Die Unfallmeldung nach 8§ 45 des Beamten-
versorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen Beamtenversergungsgesetzes-ist im
Rahmen der dort bestimmten Fristen an das Lan-
deskirchenamt zu richten. Unabhéngig davon
sind Antrage auf Gewéahrung von Sachschaden-
ersatz nach 8§ 32 Satz 1 des Beamtenversor-
gungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen

Beamtenversergungsgesetzes-innerhalb einer

Ausschlussfrist von drei Monaten an das Lan-
deskirchenamt zu richten. Dieses trifft die not-
wendigen Entscheidungen.

(4) Beim Wechsel des Dienstherrn innerhalb des Gel-
tungsbereiches dieser Ordnung finden die Bestimmungen
uber den Ubergang des Unfallflirsorgeanspruchs (8 46

(4) Beim Wechsel des Dienstherrn innerhalb
des Geltungsbereiches dieser Ordnung finden die
Bestimmungen (ber den Ubergang des Unfall-
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Abs. 1 BeamtVG) entsprechend Anwendung.

fursorgeanspruchs (8 46 Abs. 1 LBeamtVG-Be-
amt\VG) entsprechend Anwendung.

(5) Neben den Unfallfiirsorgebestimmungen des Beam-
tenversorgungsgesetzes findet 8 91 des Beamtengesetzes
fiir das Land Nordrhein-Westfalen entsprechend Anwen-
dung.

(5) Neben den Unfallfursorgebestimmungen
des Beamtenversorgungsgesetzes fiir das Land
Nordrhein-Westfalen Beamtenversorgungsgeset-
zes-findet § 91 des Beamtengesetzes fir das
Land Nordrhein-Westfalen entsprechend An-
wendung.

7. Ubergangsgeld, Unterhaltsbeitrag

8§30
(1) Das Ubergangsgeld nach § 47 des Beamtenversor-
gungsgesetzes erhalten aufgrund des § 20 Abs. 3, § 21
Abs. 2 Nr. 1 oder 3 oder § 21 Abs. 3 des Pfarrdienstgeset-
zes entlassene Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst
(Entsendungsdienst).
Dies gilt ferner fur aufgrund des 8 21 Abs. 4 des Pfarr-
dienstgesetzes in Verbindung mit 8 4 des rheinischen Aus-
fihrungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz entlassene Pfarre-
rinnen und Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst),
sofern sie nicht zur Pfarrerin oder zum Pfarrer auf Lebens-
zeit oder nach dem rheinischen Sonderdienstgesetz in das
Kirchenbeamtenverhaltnis als Pastorin oder Pastor im
Sonderdienst berufen werden. Erfolgt diese Berufung nicht
im unmittelbaren Anschluss an die Entlassung aus dem
Pfarrdienstverhaltnis, steht fiir die Zwischenzeit Uber-
gangsgeld zu.

8§30
(1) Das Ubergangsgeld nach § 47 des Beam-
tenversorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-
Westfalen Beamtenversergungsgesetzes-erhalten
aufgrund des § 13 Abs. 1S. 2,814 Abs. 2 Nr. 2
oder 8 14 Abs. 2i.V.m. 8§ 16 Abs. 1 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD §20-Abs—3,821-Abs2
setzes-entlassene Pfarrerinnen und Pfarrer im
Probedienst (Entsendungsdienst).
Dies gilt ferner fiir aufgrund des § 21 Abs. 4 des
Pfarrdienstgesetzes in Verbindung mit 8 4 des
rheinischen Ausfiihrungsgesetzes zum Pfarr-
dienstgesetz entlassene Pfarrerinnen und Pfarrer
im Probedienst (Entsendungsdienst), sofern sie
nicht zur Pfarrerin oder zum Pfarrer auf Lebens-
zeit oder nach dem rheinischen Sonderdienstge-
setz in das Kirchenbeamtenverhaltnis als Pasto-
rin oder Pastor im Sonderdienst berufen werden.
Erfolgt diese Berufung nicht im unmittelbaren
Anschluss an die Entlassung aus dem Pfarr-
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dienstverhdltnis, steht fur die Zwischenzeit
Ubergangsgeld zu.

(2) Fiir die Berechnung des Ubergangsgeldes sind als
Beschaftigungszeit die ununterbrochenen Zeiten eines
hauptberuflichen Dienstes als Vikarin oder Vikar, als Pfar-
rerin oder Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst) oder
auf Lebenszeit, als Gemeindemissionarin oder Gemeinde-
missionar, als Predigerin oder Prediger nach dem Kirchen-
gesetz Uber das Amt des Predigers in der Evangelischen
Kirche von Westfalen und als Pastorin oder Pastor im
Sonderdienst nach dem Sonderdienstgesetz der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland sowie in einer diesen Dienst-
verhaltnissen entsprechenden Tatigkeit zu berticksichtigen.
Bei Anwendung des 8 47 Abs. 2 des Beamtenversorgungs-
gesetzes steht die Freistellung ohne Besoldung einer Beur-
laubung ohne Dienstbeztige gleich.

In den Absétzen 2 bis 4 wird jeweils das
Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes**
durch die Worter ,,Beamtenversorgungs-
gesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen* ersetzt.

(3) Pfarrerinnen und Pfarrern im Probedienst (Entsen-
dungsdienst) kann statt des Ubergangsgeldes ein widerruf-
licher Unterhaltsbeitrag bis zur Hohe des Ruhegehaltes,
das sie bis zum Zeitpunkt der Entlassung erdient hatten,
bewilligt werden. Dies gilt fiir nach 8 21 Abs. 2 des Pfarr-
dienstgesetzes entlassene Pfarrerinnen und Pfarrer im Pro-
bedienst (Entsendungsdienst) nur, wenn das Dienstverhélt-
nis als Pfarrerin oder Pfarrer im Probedienst (Entsen-
dungsdienst) langer als zehn Jahre gedauert hat. Der Un-
terhaltsbeitrag darf in seiner Gesamthohe nicht geringer
sein als das Ubergangsgeld. 4 Die 88§ 17 und 18 des Beam-
tenversorgungsgesetzes finden entsprechend Anwendung.

(4) Den Witwern oder Witwen, den geschiedenen Ehe-
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méannern oder Ehefrauen, den friiheren Ehemannern oder
Ehefrauen und den Kindern friiherer Pastorinnen und Pas-
toren im Hilfsdienst oder friherer Pfarrerinnen und Pfarrer
im Probedienst (Entsendungsdienst), denen im Zeitpunkt
des Todes ein Unterhaltsbeitrag nach Absatz 3 bewilligt
worden ist oder hatte bewilligt werden kénnen, kann als
widerruflicher Unterhaltsbeitrag die in den 88 19, 20 und
22 bis 25 des Beamtenversorgungsgesetzes vorgesehene
Versorgung bis zu der dort bezeichneten Hohe bewilligt
werden. Das dem Unterhaltsbeitrag zugrunde zu legende
Ruhegehalt darf den Unterhaltsbeitrag nach Absatz 3 nicht
Ubersteigen; Unterhaltsbeitrage fir mehrere Hinterbliebene
dirfen ebenfalls diese Hochstgrenze nicht tibersteigen. 3
Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 4 Ferner finden die

88 18 und 21 des Beamtenversorgungsgesetzes entspre-
chend Anwendung.

(5) Bei Bewilligung eines Unterhaltsbeitrages bestimmt
das Landeskirchenamt die Zahlungsempféangerin oder den
Zahlungsempfanger.

8§31
(1) Scheiden Pfarrerinnen oder Pfarrer aufgrund von § 98
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des Pfarrdienstgesetzes aus dem Dienst
der Kirche aus, kann ihnen das Landeskirchenamt einen
widerruflichen Unterhaltsbeitrag oder stattdessen Uber-
gangsgeld in entsprechender Anwendung des § 47 des Be-
amtenversorgungsgesetzes bewilligen. Dies gilt hinsicht-
lich des Unterhaltsbeitrages fur Pfarrerinnen und Pfarrer
im Ruhestand entsprechend.

In den Absétzen 1, 4 und 5 wird jeweils
das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes**
durch die Worter ,,Beamtenversorgungs-
gesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen** ersetzt.

(1) Scheiden Pfarrerinnen oder Pfarrer aufgrund
von § 97 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des Pfarrdienstge-
setzes der EKD §98-Abs—1-N+r—1-oder2-des

Pfarrdienstgesetzes aus dem Dienst der Kirche

52



—-53-

aus, kann ihnen das Landeskirchenamt einen
widerruflichen Unterhaltsbeitrag oder stattdessen
Ubergangsgeld in entsprechender Anwendung
des § 47 des Beamtenversorgungsgesetzes flr
das Land Nordrhein-Westfalen Beamtenversor-
gungsgesetzes-bewilligen. Dies gilt hinsichtlich
des Unterhaltsbeitrages fur Pfarrerinnen und
Pfarrer im Ruhestand entsprechend.

(2) Pfarrerinnen und Pfarrern, die aus dem Dienst entfernt
oder die zur Vermeidung oder zur Erledigung eines Dis-
ziplinarverfahrens auf ihren Antrag aus dem Dienst entlas-
sen werden, kann das Landeskirchenamt einen widerrufli-
chen Unterhaltsbeitrag bewilligen, soweit sie dessen be-
dirftig und nicht unwirdig erscheinen. Dies gilt entspre-
chend fir Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand, die den
Anspruch auf Ruhegehalt infolge disziplinarischer Ent-
scheidung oder infolge Entlassung auf ihren Antrag zur
Vermeidung oder zur Erledigung eines Disziplinarverfah-
rens verlieren.

(3) Der Unterhaltsbeitrag nach Absatz 1 und 2 darf fiir
langstens funf Jahre hdchstens 75 % und uber diesen Zeit-
raum hinaus hochstens 50 % des Ruhegehaltes betragen,
das die Pfarrerin oder der Pfarrer im Zeitpunkt des Aus-
scheidens oder der Entlassung erdient hatte.

Fur die Berechnung eines nach Absatz 1 bewilligten Uber-
gangsgeldes gilt 8 30 Abs. 2 entsprechend.

(4) Den Witwern oder Witwen und den Kindern friiherer
Pfarrerinnen und Pfarrer, denen im Zeitpunkt des Todes
ein Unterhaltsbeitrag nach Absatz 1 oder 2 bewilligt wor-
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den ist oder héatte bewilligt werden kénnen, kann das Lan-
deskirchenamt als widerruflichen Unterhaltsbeitrag die in
den 88 19, 20 und 23 bis 25 des Beamtenversorgungsge-
setzes vorgesehene Versorgung bis zu der dort bezeichne-
ten Hohe bewilligen. Das dem Unterhaltsbeitrag zugrunde
zu legende Ruhegehalt darf den Unterhaltsbeitrag nach
Absatz 3 nicht Ubersteigen; Unterhaltsbeitrége fiir mehrere
Hinterbliebene durfen ebenfalls diese Hochstgrenze nicht
Ubersteigen.

(5) In den Fallen der Absétze 1 und 2 finden die 88 17
und 18 des Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend
Anwendung. In den Fallen des Absatzes 4 findet § 18 des
Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend Anwendung.

(6) 830 Abs. 5 gilt entsprechend.

8§32
gestrichen

§33
Die besonderen Bestimmungen Uber die Bewilligung eines
Unterhaltsbeitrages oder einer Unterhaltsbeihilfe nach den
Bestimmungen des Disziplinar- und Lehrbeanstandungs-
rechts bleiben unberihrt.

8. Familienzuschlag, Unterschiedsbetrag

§34
Auf den Familienzuschlag (§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, § 50
Abs. 1 BeamtVG) und die Bemessung des Unterschiedsbe-
trages nach § 50 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes
findet § 10 entsprechend Anwendung.

In § 34 werden die Angabe ,,BeamtVG*
durch die Angabe ,,LBeamtVG NRW** und
das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes**
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsge-
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setzes fir das Land Nordrhein-Westfalen
ersetzt.

9. Jahrliche Sonderzahlung

8§35
Fur die Gewéhrung der Sonderzahlung (8 50 Abs. 4 Be-
amtVG) gelten die 88 11 und 37 entsprechend. 2 § 50 Ab-
satz 4 BeamtVG in der Fassung vom 31. August 2006 oder
eine diese ersetzende Vorschrift sowie das Sonderzah-
lungsgesetz NRW finden in der Evangelischen Kirche von
Westfalen keine Anwendung.

§35
Fur die Gewahrung der Sonderzahlung (8§ 50
Abs. 4 | BeamtVG-Beamt\/G) gelten die §§ 11
und 37 entsprechend. 2 § 50 Absatz 4 LBe-
amtVGBeamtVG in der Fassung vom 31. August
2008 gl plnetlhosoprselzonde Woree el LsOwIe
das Sonderzahlungsgesetz NRW finden in der
Evangelischen Kirche von Westfalen keine An-
wendung.

10. Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen
mit anderen EinklUnften

§ 36
(1) Beim Zusammentreffen eines Ruhegehaltes mit Er-
werbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 53
Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVVG) bemisst sich die
Hochstgrenze fir Pfarrerinnen und Pfarrer, die nach § 10 a
des AGPfDG der EkvW nach dem 28. Februar 2009 in den
Ruhestand versetzt werden, nach § 53 Absatz 2 Nr. 3 Be-
amtVG.

836
(1) Beim Zusammentreffen eines Ruhegehaltes
mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im
Sinne des 8 53 Beamtenversorgungsgesetz fur
das Land Nordrhein-Westfalen Beamtenversor-
gungsgesetz-(LBeamtV GBeamt\YG) bemisst sich
die Hochstgrenze fir Pfarrerinnen und Pfarrer,
die nach 8 10 a des AGPfDG der EkvW oder
vergleichbarer Folgevorschriften nach dem 28.
Februar 2009 in den Ruhestand versetzt werden,
nach § 53 Absatz 2 Nr. 3 BeamtVG.

(2) Fur Pfarrerinnen und Pfarrer nach Absatz 1, die vor
dem 1. Mdrz 2009 in den Ruhestand versetzt worden sind,
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gilt Absatz 1 entsprechend, wenn sie nach dem 28. Februar
2009 eine Beschaftigung oder Tatigkeit aufnehmen.

8§37
(1) Haben Pfarrerinnen oder Pfarrer im Ruhestand neben
ihrem Anspruch auf kirchliche Versorgungsbeziige An-
spruch auf weitere Versorgungsbeziige nach beamtenrecht-
lichen Vorschriften oder Grundsétzen oder nach den fir
Abgeordnete oder Mitglieder einer Regierung geltenden
Bestimmungen, und wendet die fir die Zahlung der weite-
ren Versorgungsheziige zustandige Stelle die Bestimmun-
gen Uber das Zusammentreffen mehrerer VVersorgungsbe-
ziige nicht an, so sind den Pfarrerinnen oder Pfarrern die
Kirchlichen Versorgungsbeziige nur bis zum Erreichen des
Betrages, den sie als Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhe-
standsbeamte des Landes Nordrhein-Westfalen insgesamt
an Versorgungsbeziigen erhalten wirden, zu zahlen. Satz 1
gilt entsprechend beim Bezug einer Entschadigung aus der
Mitgliedschaft im Europdischen Parlament, im Deutschen
Bundestag oder in einer gesetzgebenden Kdorperschaft ei-
nes Landes sowie bei Gewéhrung von Amtsbezligen aus
einer Mitgliedschaft in einer Regierung oder als parlamen-
tarische Staatssekretdrin oder parlamentarischer Staatssek-
retar entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt fiir die Hinterbliebenen der Pfarrerinnen
oder Pfarrer entsprechend.

§38
(1) Bei Anwendung des 8§ 55 des Beamtenversorgungsge-
setzes in Verbindung mit Artikel 2 § 2 des 2. Haushalts-
strukturgesetzes beruht die Versorgung auch dann auf ei-

838
Neu eingefugt: (1) Als Renten im Sinne von 8§ 55
Abs. 1 Satz 2 LBeamtVVG gelten auch sonstige
Versorgungsleistungen, die aufgrund einer Be-

Abs. 1 flhrt eine neue Anrech-
nungsvorschrift ein, um Kkirchliche
Betriebsrenten bei einer etwaige,
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nem vor dem 1. Januar 1966 begriindeten offentlich-
rechtlichen Dienstverhaltnis, wenn dem Dienstverhéltnis
als Pfarrerin oder Pfarrer auf Lebenszeit oder im Probe-
dienst (Entsendungsdienst), aus dem der Eintritt oder die
Versetzung in den Ruhestand erfolgt, ein vor dem 1. Janu-
ar 1966 begriindetes offentlich-rechtliches Dienstverhéltnis
in unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang vorausgegan-
gen ist. Diese Voraussetzung ist auch dann erfullt, wenn
zwischen dem vor dem 1. Januar 1966 begriindeten ¢ffent-
lich-rechtlichen Dienstverhaltnis und dem Dienstverhéltnis
als Pfarrerin oder Pfarrer auf Lebenszeit oder im Probe-
dienst (Entsendungsdienst), aus dem der Eintritt oder die
Versetzung in den Ruhestand erfolgt, 6ffentlich-rechtliche
Dienstverhdltnisse in unmittelbarem Anschluss und ohne
zeitliche Unterbrechung bestanden haben. Einem 6ffent-
lich-rechtlichen Dienstverhdltnis steht ein Beschaftigungs-
verhéltnis im Sinne des 8 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und des § 6
Abs. 1 Nr. 2 des Sechsten Buches des Sozialgesetzbuches
gleich.

rufstatigkeit im kirchlichen oder sonstigen 6f-
fentlichen Dienst im Sinne von § 17 Abs. 2 zur
Versorgung des Berechtigten fiir den Fall der
Erwerbsminderung oder wegen Alters und der
Hinterbliebenen flr den Fall des Todes bestimmt
sind. Satz 1 gilt nicht fiir Versorgungsfalle, die
vor dem 1. Juli 2014 eingetreten sind.

(2% ) Bei Anwendung des 8 55 des_ Beamten-
versorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-
Westfalen-Beamtenversergungsgesetzes in Ver-
bindung mit Artikel 2 § 2 des 2. Haushaltsstruk-
turgesetzes beruht die Versorgung auch dann auf
einem vor dem 1. Januar 1966 begriindeten 6f-
fentlich-rechtlichen Dienstverhéltnis, wenn dem
Dienstverhéltnis als Pfarrerin oder Pfarrer auf
Lebenszeit oder im Probedienst (Entsendungs-
dienst), aus dem der Eintritt oder die Versetzung
in den Ruhestand erfolgt, ein vor dem 1. Januar
1966 begrundetes 6ffentlich-rechtliches Dienst-
verhaltnis in unmittelbarem zeitlichem Zusam-
menhang vorausgegangen ist. Diese VVorausset-
zung ist auch dann erfullt, wenn zwischen dem
vor dem 1. Januar 1966 begriindeten 6ffentlich-
rechtlichen Dienstverhaltnis und dem Dienstver-
haltnis als Pfarrerin oder Pfarrer auf Lebenszeit
oder im Probedienst (Entsendungsdienst), aus
dem der Eintritt oder die Versetzung in den Ru-
hestand erfolgt, 6ffentlich-rechtliche Dienstver-
haltnisse in unmittelbarem Anschluss und ohne
zeitliche Unterbrechung bestanden haben. Einem
offentlich-rechtlichen Dienstverhaltnis steht ein

spateren Versorgung bertcksichti-
gen zu koénnen.
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Beschéftigungsverhaltnis im Sinne des § 5 Abs.
1 Satz 1 Nr. 2 und des 8 6 Abs. 1 Nr. 2 des
Sechsten Buches des Sozialgesetzbuches gleich.

(2) Hat ein kirchlicher Dienstherr wahrend eines friiheren
offentlich rechtlichen Dienstverhéltnisses die Beitrage zur
gesetzlichen Rentenversicherung in vollem Umfang getra-
gen, oder hat der Dienstherr wahrend des Dienstverhéltnis-
ses einen Zuschuss in Hohe des Versichertenanteils am
Pflichtbeitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung auf-
grund eines Kirchengesetzes gewahrt, so sind die Versor-
gungsbeziige von dem Zeitpunkt an, ab dem die Voraus-
setzung flr den Rentenbezug vorliegen, um den Betrag der
Rente oder des hierauf entfallenden Teiles der Rente zu
kiirzen. Rentenminderungen, die auf § 1587 b des Burger-
lichen Gesetzbuches oder § 1 des Gesetzes zur Regelung
von Hérten im Versorgungsausgleich beruhen, bleiben
unberucksichtigt. Bei Anwendung des § 55 BeamtVG ist
dieser Teil der Rente so zu behandeln, als héatte die Pfarre-
rin oder der Pfarrer die Beitrage aufgrund einer freiwilli-
gen Weiterversicherung allein getragen. Die Satze 1 und 2
gelten flr die Hinterbliebenen einer Pfarrerin oder eines
Pfarrers entsprechend.

(3 2) Hat ein kirchlicher Dienstherr wahrend
eines friheren 6ffentlich rechtlichen Dienstver-
haltnisses die Beitrage zur gesetzlichen Renten-
versicherung in vollem Umfang getragen, oder
hat der Dienstherr wéhrend des Dienstverhéltnis-
ses einen Zuschuss in Hohe des Versichertenan-
teils am Pflichtbeitrag zur gesetzlichen Renten-
versicherung aufgrund eines Kirchengesetzes
gewadhrt, so sind die Versorgungsbeziige von
dem Zeitpunkt an, ab dem die Voraussetzung fr
den Rentenbezug vorliegen, um den Betrag der
Rente oder des hierauf entfallenden Teiles der
Rente zu kirzen. Rentenminderungen, die auf

8 1587 b des Biirgerlichen Gesetzbuches oder

8 1 des Gesetzes zur Regelung von Hérten im
Versorgungsausgleich beruhen, bleiben unbe-
riicksichtigt. Bei Anwendung des § 55 LBe-
amtVGBeamt\G ist dieser Teil der Rente so zu
behandeln, als hatte die Pfarrerin oder der Pfarrer
die Beitrage aufgrund einer freiwilligen Weiter-
versicherung allein getragen. Die Sétze 1 und 2
gelten flr die Hinterbliebenen einer Pfarrerin
oder eines Pfarrers entsprechend.

839
Wird Pfarrerinnen oder Pfarrern im Ruhestand ein Dienst
nach § 94 Abs. 4 des Pfarrdienstgesetzes ibertragen, so
erhalten sie dafuir ohne Ricksicht auf die VVersorgungsbe-

8§39
Wird Pfarrerinnen oder Pfarrern im Ruhestand
ein Dienst nach § 94 Abs. 3 Satz 2 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD §94-Abs—4-des-Pfarr-
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ziige die gleiche Besoldung, die ihnen bei einem Dienst
gleichen Umfangs als Inhaberin oder Inhaber einer Pfarr-
stelle zustehen wiirde.

dienstgesetzes-libertragen, so erhalten sie dafur

ohne Ricksicht auf die Versorgungsbeziige die
gleiche Besoldung, die ihnen bei einem Dienst
gleichen Umfangs als Inhaberin oder Inhaber
einer Pfarrstelle zustehen wirde.

840
Erfullen Pfarrerinnen oder Pfarrer die VVoraussetzungen
zum Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung oder aus einer zusétzlichen Alters- und Hinter-
bliebenenversorgung fur Angehorige des kirchlichen oder
sonstigen Offentlichen Dienstes, so sind sie verpflichtet,
die Zahlung dieser Rente zu beantragen, wenn diese Rente
angerechnet werden kénnte. Dies gilt entsprechend fir die
Hinterbliebenen einer Pfarrerin oder eines Pfarrers, die die
Voraussetzungen zum Bezug einer solchen Rente aus der
Tatigkeit der Pfarrerin oder des Pfarrers erfillen.

11.Verlust des Anspruchs auf Versorgungsbeztige,
Weitergewahrung des Waisengeldes

8§41
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand verlieren ihren
Anspruch auf Ruhegehalt

1. mit dem Zeitpunkt, zu dem ihnen Besoldung aus
einer erneuten Berufung in ein aktives Dienstver-
héltnis als Pfarrerin oder Pfarrer zusteht,

2. solange sie der Aufforderung der Kirchenleitung
zur Ubernahme einer Pfarrstelle ohne hinreichen-
den Grund nicht nachkommen (§ 94 des Pfarr-
dienstgesetzes),

3. mit der Beendigung des Dienstverhaltnisses.

8§41
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand ver-
lieren ihren Anspruch auf Ruhegehalt

1. mit dem Zeitpunkt, zu dem ihnen Besol-
dung aus einer erneuten Berufung in ein
aktives Dienstverhaltnis als Pfarrerin o-
der Pfarrer zusteht,

2. solange sie der Aufforderung der Kir-
chenleitung zur Ubernahme einer Pfarr-
stelle ohne hinreichenden Grund nicht
nachkommen (8 94 Abs. 3 und § 95 Abs.

1 des Pfarrdienstgesetzes der EKD§-94
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des-Pfarrdienstgesetzes),
3. mit der Beendigung des Dienstverhaltnis-
ses.

(2) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 stellt das Landeskirchen-
amt den Verlust des Anspruchs auf die Versorgungsbeziige
fest und teilt dies der Pfarrerin oder dem Pfarrer mit. § 61
Abs. 2 des Pfarrdienstgesetzes findet entsprechend An-
wendung.

(2) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 stellt das Lan-
deskirchenamt den Verlust des Anspruchs auf
die Versorgungsbeziige fest und teilt dies der
Pfarrerin oder dem Pfarrer mit. §61-Abs-—2-des

Pfarrdienstgesetzes findet-entsprechend-Anwen-
duhg-

(3 ) Das Landeskirchenamt kann der Witwe oder dem
Witwer und den Waisen die Versorgungsbeziige ganz oder
teilweise entziehen, wenn die Voraussetzung des § 61 Abs.
1 Satz 1 Nr. 4 des Beamtenversorgungsgesetzes erfillt ist
und der Entzug im kirchlichen Interesse geboten erscheint.

(3 ) Das Landeskirchenamt kann der Witwe oder
dem Witwer und den Waisen die Versorgungs-
bezlige ganz oder teilweise entziehen, wenn die
Voraussetzung des § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des
Beamtenversorgungsgesetzes fiir das Land Nord-
rhein-WestfalenBeamtenversergungsgesetzes
erfllt ist und der Entzug im kirchlichen Interes-
se geboten erscheint.

8§42
Das Waisengeld wird nach Vollendung des achtzehnten
Lebensjahres bei VVorliegen der Ubrigen VVoraussetzungen
des § 61 Abs. 2 des Beamtenversorgungsgesetzes von
Amts wegen gewahrt.

In § 42 wird das Wort ,,Beamtenversor-
gungsgesetzes* durch die Worter ,,Beamten-
versorgungsgesetzes fir das Land Nord-
rhein-Westfalen* ersetzt.

12. Zusicherung von Versorgung
in besonderen Fallen

§43
(1) Einer Pfarrerin oder einem Pfarrer im Dienst von mis-
sionarischen, diakonischen oder sonstigen kirchlichen
Werken und Einrichtungen innerhalb der Landeskirche
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kann die Landeskirche Versorgung nach dieser Ordnung
zusichern, soweit sie nach § 19 von ihr zu tragen ist. Vo-
raussetzung ist, dass zwischen der Landeskirche und dem
Anstellungstrager, in dessen Dienst die Pfarrerin oder der
Pfarrer tritt, eine schriftliche Vereinbarung abgeschlossen
wird, nach der die Landeskirche die Stelle der Pfarrerin
oder des Pfarrers bei der Gemeinsamen Versorgungskasse
fur Pfarrer und Kirchenbeamte anschlie3t und der Anstel-
lungstréger sich verpflichtet, die an die Versorgungskasse
zu entrichtenden Stellenbeitrége zu tragen. Es ist darauf
hinzuwirken, dass die Beziige der Pfarrerin oder des Pfar-
rers entsprechend dem Besoldungsrecht der Pfarrerinnen
und Pfarrer nach dieser Ordnung geregelt werden.

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt fur Pfarrerinnen oder Pfarrer einer
Anstaltskirchengemeinde, denen Leitungsaufgaben der
Anstalt Ubertragen sind, hinsichtlich der tber die Dienst-
bezuge als Anstaltskirchengemeindepfarrerin oder -pfarrer
hinausgehenden Beziige entsprechend, wenn die Anstalt
sich verpflichtet, die Stellenbeitrage fiir die hdheren Bezi-
ge zu tragen.

(3) Absatz 1 kann in Ausnahmeféllen auch fir Pfarrerin-
nen und Pfarrer anderer kirchlicher Werke und Einrichtun-
gen angewendet werden, wenn dies im Kirchlichen Interes-
se liegt.

(4) Nimmt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im Anschluss
an einen Dienst nach Absatz 1, 2 oder 3 einen pfarramtli-
chen Dienst in der Landeskirche auf, aus dem ihr oder ihm
nur niedrigere Bezlge zustehen als zuletzt aus dem ande-
ren Dienst, findet 8 21 Abs. 2 Satz 1 und 3 entsprechend
Anwendung.
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13. Anzeigepflicht, Gleichstellung,
nicht anzuwendende Vorschriften

844
Die Anzeigepflicht nach 8 62 des Beamtenversorgungsge-
setzes besteht gegeniiber der Gemeinsamen Versorgungs-
kasse fur Pfarrer und Kirchenbeamte. Die Anzeigepflicht
erstreckt sich auch auf die in 8 17 Abs. 5 aufgefiihrten Er-
eignisse.

In 8 44 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsge-
setzes* durch die Worter ,,Beamtenversor-
gungsgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen* ersetzt.

§ 45
Fur die Anwendung des Abschnitts VII des Beamtenver-
sorgungsgesetzes steht ein Unterhaltsbeitrag nach den
88 30 bis 32 dem Ruhegehalt, Witwen- oder Waisengeld
gleich.

In § 45 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsge-
setzes* durch die Worter ,,Beamtenversor-
gungsgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen* ersetzt.

8§ 46
(1) §42a des Bundesbesoldungsgesetzes sowie 8§ 4 Abs.
1,85 Abs. 3 bis 5, §6 Abs. 1 Satz 4, § 12 Abs. 5, § 13
Abs. 1 Satz 3, 8 15, § 59, § 61 Abs. 1 Satz 2 bis 4 und § 64
des Beamtenversorgungsgesetzes finden keine Anwen-
dung. Ferner finden in 8 19 Abs. 1 Satz 1 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes der Nebensatz ,,der die VVoraussetzungen
des 8§ 4 Abs. 1 erflllt hat” und in § 23 Abs. 1 des Beam-
tenversorgungsgesetzes der Nebensatz ,,wenn der Beamte
die Voraussetzungen des 4 Abs. 1 erfullt hat* keine An-
wendung.

In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort ,,Bun-
desbesoldungsgesetzes*“ durch die Worter
,,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir das
Land fur das Land Nordrhein-Westfalen*
und nachfolgend jeweils das das Wort ,,Be-
amtenversorgungsgesetzes*“ durch die Wor-
ter ,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das
Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

(2) Soweit Anderungen des Beamtenversorgungsgesetzes
kirchlichen Belangen entgegenstehen, kann die Kirchenlei-
tung bestimmen, dass sie vorlaufig keine Anwendung fin-
den. Innerhalb eines Jahres seit Veroffentlichung der An-

In 8 46 Abs. 2 wird jeweils das Wort ,,Beam-
tenversorgungsgesetzes* durch die Worter
,,Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land
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derungen des Beamtenversorgungsgesetzes ist endgultig zu
entscheiden.

Nordrhein-Westfalen*“ ersetzt.

14. Anwendung bisherigen Rechts

8 47
Soweit nach den 88 69 bis 91 des Beamtenversorgungsge-
setzes fur die am 1. Januar 1977 und die am 1. Januar 1992
vorhandenen Versorgungsempfangerinnen und Versor-
gungsempféanger sowie fir die am 31. Dezember 1991
vorhandenen Beamtinnen und Beamten Bestimmungen des
bisherigen Rechts weiterhin anzuwenden sind, finden diese
fiir die unter diese Ordnung fallenden vergleichbaren Per-
sonen mit der MaRgabe Anwendung, dass auch die zu die-
sen Bestimmungen ergangenen Vorschriften dieser Ord-
nung in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung
anzuwenden sind. Soweit in den Ubergangsbestimmungen
des Beamtenversorgungsgesetzes auf die Dauer eines uber
den 31. Dezember 1998 oder den 1. Januar 1999 hinaus
bestehenden Beschaftigungsverhaltnisses abgestellt wird,
tritt an die Stelle dieses Datums der 31. Marz 1999 oder
der 1. April 1999.

In 8 47 wird jeweils das Wort ,,Beamtenbesol-
dungsgesetzes* durch die Worter ,,Beamtenver-
sorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen** ersetzt.

IV. Ubergangs- und Schlussbestimmungen

8§48
(1) 8 14a des Bundesbesoldungsgesetzes findet entspre-
chend Anwendung. Der jahrliche Unterschiedsbetrag, der
sich durch die Verminderung der Besoldungsanpassungen
des laufenden Jahres und der VVorjahre ergibt, darf nur zur
Finanzierung kinftiger Versorgungsausgaben verwendet
werden. Jahrlicher Unterschiedsbetrag ist der Betrag, der
sich ergibt, wenn die Ist-Ausgaben fur die Besoldung fur
das jeweilige Vorjahr auf den Betrag hochgerechnet wer-

In § 48 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort ,,Beamten-
besoldungsgesetzes* durch die Wérter ,,Uberge-
leitetes Besoldungsgesetz fur das Land Nord-
rhein-Westfalen* ersetzt.
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den, der sich ergeben hatte, wenn die Verminderung der
Besoldungsanpassungen unterblieben ware. Die Verminde-
rung betréagt fir das Jahr 1999 0,2 %. 5 In den Folgejahren
von 2000 bis einschliellich 2017 erhoht sich dieser Pro-
zentsatz jeweils um 0,2 gegentiber dem Vorjahr.

(2 ) Das Landeskirchenamt fiihrt den jahrlichen Unter-
schiedsbetrag, der sich aus der Verminderung der Besol-
dungsanpassung ergibt, flir die der Gemeinsamen Versor-
gungskasse flr Pfarrer und Kirchenbeamte angeschlosse-
nen Pfarrstellen jeweils zum 1. Juli des Folgejahres der
Versorgungskasse zu.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 5 wird der Verminde-
rungsprozentsatz fir das Jahr 2002 und die folgenden Jah-
re bis zum Ablauf des Jahres, das dem Wirksamwerden der
neunten auf den 31. Dezember 2002 folgenden allgemei-
nen Anpassung der Besoldung vorangeht, nicht erhéht. Der
fiir die Jahre 1999 bis 2001 entstandene Verminderungs-
prozentsatz von 0,6 % bleibt unberihrt.

849
Die Evangelische Kirche im Rheinland und die Evangeli-
sche Kirche von Westfalen sind bestrebt, das Besoldungs-
und Versorgungsrecht einheitlich zu gestalten. Abwei-
chungen von den einheitlichen Regelungen setzen das Be-
nehmen mit der jeweils anderen Landeskirche voraus.

§ 50
Die Kirchenleitung wird ermachtigt, durch Beschluss die
Anlagen zu dieser Ordnung den Anderungen der Bezlige
fir die vergleichbaren Beamtinnen und Beamten des Lan-
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des Nordrhein-Westfalen anzupassen.

§51
Die zur Ausfihrung dieser Ordnung erforderlichen Best-
immungen erlésst das Landeskirchenamt.

§52
Diese Ordnung tritt am 1. April 1957 in Kraft. Zu dem
gleichen Zeitpunkt treten die bisherigen besoldungs- und
versorgungsrechtlichen VVorschriften fur den Pfarrerstand
der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangeli-
schen Kirche von Westfalen auler Kraft,...

In der gesamten Pfarrbesoldungs- und —
versorgungsordnung wird der Klammerzusatz
,.(Entsendungsdienst)* gestrichen.
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ANLAGE 3
Synopse Predigerbesoldungs- und -versorgungsordnung (Stand 24.01.2014)

Anmerkung: Soweit in einem Paragraphen lediglich die Gesetzeshezeichnung vom Beamtenversorgungsgesetz zum Landesbeamtenversorgungsgesetz
oder vom Bundesbesoldungsgesetz zum Ubergeleiteten Besoldungsgesetz fiir das Land NRW zu andern war, wird in der Spalte ,,Neue Fassung* nur der
entsprechende Anderungsbefehl in Kursiv abgedruckt.

Alte Fassung Neue Fassung Erlauterungen Anmerkungen

Ordnung Uber die Besoldung und Versorgung der
Prediger
(Predigerbesoldungs- und -versorgungsordnung —
PrBVvO)

I. Einleitende VVorschriften

§1
(1) Der von einer Kirchengemeinde, einem Kir-
chenkreis, einem aus solchen Kdrperschaften
gebildeten Verband oder der Landeskirche beru-
fene Prediger erhélt Besoldung und andere Bez(-
ge in entsprechender Anwendung der fir die
Pfarrer geltenden Bestimmungen, so weit nicht in
dieser Ordnung oder durch sonstiges kirchliches
Recht etwas anderes bestimmt ist.

(2) Der Prediger und seine Hinterbliebenen er-
halten VVersorgung in entsprechender Anwendung
der fir die Pfarrer geltenden Bestimmungen, so
weit nicht in dieser Ordnung oder durch sonstiges
kirchliches Recht etwas anderes bestimmt ist.




§2
(1) Die Besoldung und die anderen Beziige nach
dieser Ordnung tragt fur den nach Zuerkennung
der Anstellungsféahigkeit als Prediger oder Pfarr-
stellenverwalter berufenen Prediger die Anstel-
lungskorperschaft (Kirchengemeinde, Kirchen-
kreis, Verband, Landeskirche).

(2) Die Versorgungsbeziige tragt die Landeskir-
che. Abweichend von Satz 1 tragt die Anstel-
lungskdrperschaft die Beziige, die Prediger oder
ihre Hinterbliebenen fiir den Sterbemonat und als
Sterbegeld beim Tod wahrend des aktiven Diens-
tes, als Unfallflirsorgeleistungen wéhrend des
aktiven Dienstes sowie als Leistungen beim Er-
satz von Sachschéden und als besondere Auf-
wendungen, die durch einen wahrend des aktiven
Dienstes eingetretenen Dienstunfall entstanden
sind, erhalten.

11. Besoldung




83
(1) Der Prediger erhélt die Besoldung von dem
Tage an, an dem sein Dienstverhéltnis als Predi-
ger in der Evangelischen Kirche von Westfalen
wirksam wird.
(2) Wird ein Prediger zum Pfarrstellenverwalter
berufen, so erhalt er vom Tage der Berufung an
Besoldung als Pfarrstellenverwalter.
(3) Zur Besoldung gehdren
1. folgende Dienstbezige:
a. Grundgehalt,
b. Familienzuschlag,
c. Zulagen,
2. folgende sonstige Beziige:
a. jahrliche Sonderzahlung,
b. vermdgenswirksame Leistungen.
3. die Dienstwohnung.

84
(1) Das Grundgehalt entspricht in seiner Hohe

a. bei einem Prediger, der nicht Pfarrstellen-
verwalter ist, der Besoldungsgruppe 12 der
Bundesbesoldungsordnung A,

b. bei einem Prediger, der Pfarrstellenverwalter
ist, der Besoldungsgruppe 13 der Bundesbe-
soldungsordnung A.

(2) Das Grundgehalt wird nach Stufen bemes-
sen. Das Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich
nach dem Besoldungsdienstalter. Das Grundgeh-
alt steigt bis zur funften Stufe im Abstand von
zwei Jahren, bis zur neunten Stufe im Abstand

(2) Das Grundgehalt wird nach Stufen bemes-
sen. Das Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich
nach der Erfahrungsstufedem-Beseldungsdienst-
alter. Das Grundgehalt steigt bis zur flinften Stufe
im Abstand von zwei Jahren, bis zur neunten Stu-

Umstellung auf Erfahrungsstufen
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von drei Jahren und dartber hinaus im Abstand
von vier Jahren.

fe im Abstand von drei Jahren und dariber hinaus
im Abstand von vier Jahren.

(3) Der Anspruch auf das Aufsteigen in den
Stufen ruht, solange der Prediger im Zusammen-
hang mit der Einleitung oder Durchfiihrung eines
Disziplinarverfahrens beurlaubt oder vorlaufig
des Dienstes enthoben ist. Dies gilt entsprechend,
solange der Prediger in einem Lehrbeanstan-
dungsverfahren beurlaubt ist. Die Zeit des Ru-
hens wird auf die Dienstzeit zum Aufsteigen in
den Stufen nicht angerechnet,

a. wenn das Disziplinarverfahren zur Entfer-
nung aus dem Dienst fuhrt,

b. wenn das Dienstverhaltnis zur Vermeidung
oder Erledigung des Disziplinar- oder Lehr-
beanstandungsverfahrens durch Entlassung
oder Ausscheiden endet,

c. wenn das Dienstverhaltnis infolge des Lehr-
beanstandungsverfahrens durch Ausscheiden
endet.

(3) Der Anspruch auf das Aufsteigen in den
Stufen ruht, solange der Prediger im Zusammen-
hang mit der Einleitung oder Durchfiihrung eines
Disziplinarverfahrens beurlaubt oder vorlaufig
des Dienstes enthoben ist. Dies gilt entsprechend,
solange der Prediger in einem Lehrbeanstan-
dungsverfahren beurlaubt ist. Die Zeit des Ru-
hens wird auf die Zeit dienstlicher Erfahrung
Dienstzeit-zum Aufsteigen in den Stufen nicht
angerechnet,

a. wenn das Disziplinarverfahren zur Entfer-
nung aus dem Dienst fiihrt,

b. wenn das Dienstverhaltnis zur Vermeidung
oder Erledigung des Disziplinar- oder Lehr-
beanstandungsverfahrens durch Entlassung
oder Ausscheiden endet,

c. wenn das Dienstverhaltnis infolge des Lehr-
beanstandungsverfahrens durch Ausscheiden
endet.

(4) Die Grundgehaltssatze ergeben sich aus Ab-
schnitt 1 der Anlage.




85
Der Prediger erhélt eine ruhegehaltfahige Zulage,
deren Hohe sich aus Abschnitt 111 der Anlage
ergibt.

86
Bei der Festsetzung des Besoldungsdienstalters
gilt anstelle von 8 Abs. 2 Satz 1 der Pfarrbesol-
dungs- und -versorgungsordnung folgendes:
Der Beginn des Besoldungsdienstalters nach § 8
Abs. 1 der Pfarrbesoldungs- und —
versorgungsordnungwird um die Zeit nach Voll-
endung des einunddreiRigsten Lebensjahres, in
der kein Anspruch auf Besoldung bestand, hin-
ausgeschoben, und zwar um ein Viertel der Zeit
bis zum vollendeten finfundreiigsten Lebens-
jahr und um die Halfte der weiteren Zeit.

8§ 6 (neugefasst)
Bei der Festsetzung der Erfahrungsstufe findet §
7 Abs. 2 PfBVO keine Anwendung

8 7 Abs. 2 PfBVO tréagt der besonderen Studien-
zeiten von Pfarrerinnen und Pfarrern Rechnung,
die mit der Situation von Predigerinnen und Pre-
digern nicht vergleichbar ist.

87
Die Hohe des Familienzuschlages, den der Predi-
ger bei entsprechender Anwendung des 8§ 10 der
Pfarrbesoldungs- und —versorgungsordnung_er-
halt, ergibt sich aus Abschnitt Il der Anlage.

I11. Versorgung

88
Bei Anwendung des § 6 Abs. 1 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes steht der ersten Berufung in das
Beamtenverhaltnis die erste Berufung in das
Dienstverhéltnis als Prediger nach dem Kirchen-
gesetz Uber das Amt des Predigers in der Evange-
lischen Kirche von Westfalen oder in eine diesem

In 8§ 8 wird das Wort ,,Beamtenbesoldungsgeset-
zes* durch die Worter ,,Beamtenversorgungsge-
setzes fir das Land Nordrhein-Westfalen* er-
setzt.




Dienstverhéltnis entsprechende Tatigkeit gleich.

89
(1) Fur Prediger mit einer Zuriistung gemafi § 3
des Kirchengesetzes tiber das Amt des Predigers
findet 8 12 des Beamtenversorgungsgesetzes kei-
ne Anwendung.

In Absatz 1 wird das Wort ,,Beamtenbesol-
dungsgesetzes* durch die Worter ,,Beamten-
versorgungsgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen* ersetzt.

(2) Bei Predigern mit einer Ausbildung geman
8 1 des Kirchengesetzes zur Ergédnzung des Kir-
chengesetzes uber das Amt des Predigers wird als
Ausbildungszeit (8 12 BeamtVVG) die Zeit des
vorgeschriebenen Fachhochschulstudiums bis zu
drei Jahren bei der Festsetzung der ruhegehaltfa-
higen Dienstzeit beriicksichtigt, wenn der Predi-
ger bei Eintritt des Versorgungsfalles eine ruhe-
gehaltféahige Dienstzeit von 40 Jahren noch nicht
erreicht hat. Andere Ausbildungszeiten, die auf
das Studium angerechnet worden sind, werden
entsprechend bertcksichtigt.

Neugefasst: (2) Bei Predigern mit einer Ausbil-
dung gemaR 8 1 des Kirchengesetzes zur Ergan-
zung des Kirchengesetzes iber das Amt des Pre-
digers wird die Zeit des vorgeschriebenen Fach-
hochschulstudiums gemal § 12 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen bei der Festsetzung der ruhegehaltfa-
higen Dienstzeit berticksichtigt, wenn der Predi-
ger bei Eintritt des Versorqgungsfalles eine ruhe-
gehaltféahige Dienstzeit von 40 Jahren noch nicht
erreicht hat. Andere Ausbildungszeiten, die auf
das Studium angerechnet worden sind, werden
entsprechend berilicksichtigt. 8 24 Abs. 2 der
Pfarrbesoldungs- und Versorgungsordnung gilt
entsprechend.

Ubertragt die staatliche Kiirzung der anerkennba-
ren Ausbildungszeiten auf die Situation der Pre-
digerinnen und Prediger.

(3 ) Bei Predigern, die in einer anderen Gliedkir-
che der Evangelischen Kirche in Deutschland fir
einen dem Amt des Predigers entsprechenden
Dienst ausgebildet sind, kann die vorgeschriebe-
ne Mindestzeit dieser Ausbildung ganz oder teil-
weise als ruhegehaltfahige Dienstzeit beriicksich-
tigt werden.

( 3) Bei Predigern, die in einer anderen Gliedkir-
che der Evangelischen Kirche in Deutschland fur
einen dem Amt des Predigers entsprechenden
Dienst ausgebildet sind, kann die vorgeschriebe-
ne Mindestzeit dieser Ausbildung_unter entspre-
chender Beriicksichtigung der Absatze 1 und 2
ganz oder teilweise als ruhegehaltfédhige Dienst-
zeit berucksichtigt werden.

IV. Schlussbestimmungen




§10
Die Kirchenleitung wird ermachtigt, durch Be-
schluss die Anlagen zu dieser Ordnung den An-
derungen der vergleichbaren Bezuge fiir die Be-
amten des Landes Nordrhein-Westfalen anzupas-
sen.

§11
Die zur Ausfiihrung dieser Ordnung erforderli-
chen Bestimmungen erlésst das Landeskirchen-
amt.

8§12
(1) Diese Notverordnung tritt am 1. Januar 1969
in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Predigerbe-
soldungsordnung in der Fassung vom 13. Januar
1966 (KABI. 1966 S. 11) aulRer Kraft.




ANLAGE 4
Anderung der Ordnung tiber die Besoldung und Versorgung der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
(Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsordnung — KBVO) (Stand: 24.01.2014)

Anmerkung: Soweit in einem Paragraphen lediglich die Gesetzeshezeichnung vom Beamtenversorgungsgesetz zum Landesbeamtenversor-
gungsgesetz oder vom Bundesbesoldungsgesetz zum Ubergeleiteten Besoldungsgesetz fiir das Land NRW zu andern war, wird in der Spalte

,.Neue Fassung“ nur der entsprechende Anderungsbefehl in Kursiv abgedruckt.

Aktuelle Fassung

Neue Fassung

Ordnung uber die Besoldung und Versor-
gung der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten
(Kirchenbeamtenbesoldungs- und -
versorgungsordnung — KBVO)

I. Allgemeines

§1'

(1) Fir die Besoldung, Versorgung und
sonstigen dienstlichen Bezuge der Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten gilt das
jeweilige Recht der Landesbeamtinnen und
Landesbeamten in Nordrhein-Westfalen
sinngemaR, soweit das kirchliche Recht
nichts anderes bestimmt. Insbesondere sind
hiernach die fur die Landesbeamtinnen und
Landesbeamten geltenden Bestimmungen
des Landesbesoldungsgesetzes (LBesG) und
des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG)
sowie des Beamtenversorgungsgesetzes

(1) Fir die Besoldung, Versorgung und
sonstigen dienstlichen Bezuige der Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten gilt das
jeweilige Recht der Landesbeamtinnen und
Landesbeamten in Nordrhein-Westfalen
sinngeman, soweit das kirchliche Recht
nichts anderes bestimmt. Insbesondere sind
hiernach die fir die Landesbeamtinnen und
Landesbeamten geltenden Bestimmungen
des Ubergeleiteten Beamtengesetzes fiir das
Land Nordrhein-Westfalen (UBesG NRW)
und des Beamtenversorgungsgesetzes fir
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(BeamtVG) anzuwenden. Soweit Anderun-
gen der staatlichen Bestimmungen kirchli-
chen Belangen entgegenstehen, kann die
Kirchenleitung bestimmen, dass sie vorldu-
fig keine Anwendung finden; innerhalb ei-
nes Jahres seit Veroffentlichung der Ande-
rungen ist endguiltig zu entscheiden.

das Land Nordrhein-Westfalen (LBeamtVG
NRW) anzuwenden.trsbesendere-sind-hier-

b die fiir di e ;
e
des L andeshesoldungsgesetzes (L BesG) und
des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG)
sowie des Beamtenversorgungsgesetzes
{Beamt\/G)-anzuwenden-Soweit Anderun-
gen der staatlichen Bestimmungen kirchli-
chen Belangen entgegenstehen, kann die
Kirchenleitung bestimmen, dass sie vorlau-
fig keine Anwendung finden; innerhalb ei-
nes Jahres seit Veroffentlichung der Ande-
rungen ist endgultig zu entscheiden.

(2) Die Besoldung (8 1 Abs. 2 BBesG) und
die Versorgung (8 2 BeamtVG) der Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten als
Lehrkrafte, deren Besoldung und Versor-
gung im Rahmen der Ersatzschulfinanzie-
rung refinanziert wird, richten sich nach den
Bestimmungen fiir die vergleichbaren Lehr-
kréfte des Landes, in dem die kirchliche
Schule liegt.

In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe
,,BBesG** durch die Angabe ,,UBesG NRW*
und die Angabe ,,BeamtVG* durch die An-
gabe ,,LBeamtVG NRW** ersetzt.

(3 ) Bei Anwendung des staatlichen Rechts
ist der kirchliche Dienst als Dienst bei 6f-
fentlich-rechtlichen Dienstherren oder als
offentlicher Dienst anzusehen. Kirchlicher
Dienst im Sinne des Satzes 1 ist die Tétig-
keit bei

1. evangelisch-kirchlichen Korperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen des 6f-




3.

4.

5.

fentlichen Rechts innerhalb der
Evangelischen Kirche in Deutsch-
land,

dem Bund Evangelischer Kirchen,
seinen Gliedkirchen und deren Un-
tergliederungen und Zusammen-
schliissen vor der Herstellung der
Einheit der Evangelischen Kirche in
Deutschland,

auslandischen evangelischen Kir-
chengemeinden, die der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland oder ei-
ner ihrer Gliedkirchen angeschlossen
sind,

auslandischen evangelischen Kir-
chen,

evangelischen Kirchengemeinschaf-
ten im In- oder Ausland.

(4) Dem kirchlichen Dienst (Absatz 3) steht

gleich
1.

2.

die Tatigkeit bei evangelisch-
missionarischen, evangelisch-
diakonischen oder sonstigen evange-
lisch-kirchlichen Werken und Ein-
richtungen im In- oder Ausland ohne
Ricksicht auf deren Rechtsform,

die Tatigkeit bei einer anderen christ-
lichen Kirche im In- oder Ausland
einschliellich ihrer diakonischen und
missionarischen Werke und Einrich-
tungen ohne Riicksicht auf deren
Rechtsform.




§2°

(1) Den Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten stehen die Anspriiche auf Besol-
dung und Versorgung im gleichen Umfang
zu wie den Landesbeamtinnen und Landes-
beamten entsprechender Stellung, soweit
nicht das kirchliche Recht etwas anderes
bestimmt. Die Kirchenleitung kann flr die
Einordnung der Amter der Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten in die Besoldungs-
gruppen der Besoldungsordnungen, die
Amtsbezeichnungen und die Zahlung von
Amts- und Stellenzulagen von den Bestim-
mungen des Landes- und des Bundesbesol-
dungsgesetzes abweichende und erganzende
Regelungen treffen, soweit dies der kirchli-
che Dienst erforderlich macht.

(2 ) Besteht neben dem Kirchenbeamten-
verhaltnis auf Zeit eines hauptamtlichen
Mitgliedes der Kirchenleitung ein Kirchen-
beamtenverhaltnis auf Lebenszeit, so ruht
der Anspruch auf Besoldung und Versor-
gung aus dem Kirchenbeamtenverhaltnis auf
Lebenszeit.

11. Besoldung

83

(1) Das Grundgehalt wird, soweit die Be-
soldungsordnungen nicht feste Gehélter vor-
sehen, nach Stufen bemessen. Das Aufstei-
gen in den Stufen bestimmt sich nach dem

(1) Das Grundgehalt wird, soweit die Be-
soldungsordnungen nicht feste Gehélter vor-
sehen, nach Stufen bemessen. Das Aufstei-
gen in den Stufen bestimmt sich nach der

Umstellung auf Erfahrungsstufen
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Besoldungsdienstalter. Es wird mindestens
das Anfangsgrundgehalt der jeweiligen Be-
soldungsgruppe gezahilt.

Erfahrungsstufe dem-Beseldungsdienstatter.

Es wird mindestens das Anfangsgrundgehalt
der jeweiligen Besoldungsgruppe gezahlt.

(2) 8§28 Abs. 2 des Bundesbesoldungsge-
setzes gilt auler fir die in § 28 Abs. 3 des
Bundesbesoldungsgesetzes genannten Zeiten
nicht
1. flr die Zeit einer hauptberuflichen
(mindestens die Hélfte einer ver-
gleichbaren Vollbeschaftigung um-
fassenden) Beschéftigung nach § 56

Neu gefasst: (2) § 27 Abs. 1 Satz 2 des
Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir das
Land Nordrhein-Westfalen findet mit der
MaRgabe Anwendung, dass der Aufstieg in
die ndchsthdhere Stufe nur nach der dienst-
lichen Erfahrung erfolgt. 8 27 Abs. 4 und 5

des Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir
das Land Nordrhein-Westfalen finden kei-

des Kirchenbeamtengesetzes,

2. fur die Zeit der Wahrnehmung eines
Mandats in einem Gesetzgebungsor-
gan, wenn die Kirchenbeamtin oder
der Kirchenbeamte an Stelle der Zah-
lung einer Versorgungsabfindung
nach den staatlichen Abgeordneten-
gesetzen beantragt, diese Zeit als
Dienstzeit im Sinne des Besoldungs-
und Versorgungsrechts zu bertick-
sichtigen.

ne Anwendung.

Beschrankung der Griinde fir den Aufstieg
auf Zeiten dienstlicher Erfahrung. Aus-
schluss der Leistungselemente

(3) Der Anspruch der Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten auf das Aufsteigen in
den Stufen ihrer Besoldungsgruppe ruht,
solange sie im Zusammenhang mit der Ein-
leitung oder Durchfuhrung eines Diszipli-
narverfahrens beurlaubt oder vorlaufig des
Dienstes enthoben sind. Dies gilt entspre-
chend, solange ordinierte Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten in einem Lehrbe-




anstandungsverfahren beurlaubt sind. Die
Zeit des Ruhens wird fur das Aufsteigen in
den Stufen nicht berlcksichtigt, wenn

1. das Disziplinarverfahren zur Entfer-
nung aus dem Dienst fiihrt,

2. das Dienstverhéltnis zur Vermeidung
oder Erledigung des Disziplinar- o-
der Lehrbeanstandungsverfahrens
durch Entlassung endet,

3. das Dienstverhaltnis infolge des
Lehrbeanstandungsverfahrens durch
Ausscheiden endet.

(4 ) Haben Kirchenbeamtinnen oder Kir-
chenbeamten bei ihrer erstmaligen Berufung
in ein Kirchenbeamtenverhéltnis auf Probe,
auf Lebenszeit oder auf Zeit im Geltungsbe-
reich dieser Ordnung das einunddreif3igste
Lebensjahr noch nicht vollendet, kann von
einer formlichen Festsetzung des Besol-
dungsdienstalters abgesehen werden. Bei
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in
Laufbahnen mit einem Eingangsamt mindes-
tens der Besoldungsgruppe A 13 tritt an die
Stelle des einunddreiligsten das funfund-
dreiBigste Lebensjahr.

aufgehoben

Bei Aufstieg nach Erfahrungsstufen nicht
mehr erforderlich

(5) 827 Abs. 3 bis 5 des Bundesbesol-
dungsgesetzes und aufgrund von § 42a des
Bundesbesoldungsgesetzes erlassene Rege-
lungen finden keine Anwendung.

aufgehoben

Ausschluss der Leistungselemente; findet
sich jetzt in Abs. 2

§4




(1) Bei der Anwendung des § 40 Abs. 1 Nr.
4 Satz 4 des Bundesbesoldungsgesetzes er-
halten Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten die Stufe 1 des flr sie maRgebenden
Familienzuschlages (Ehegattenbestandteil)
in Hohe des Anteils der sich aus der Zahl der
Berechtigten im kirchlichen und sonstigen
offentlichen Dienst einschlieBlich ihnen
selbst ergibt.

In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Bun-
desbesoldungsgesetzes* durch die Wor-
ter ,,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes
flr das Land NRW** ersetzt.

(2) Stiinde neben der Kirchenbeamtin dem
Ehegatten oder neben dem Kirchenbeamten
der Ehegattin, der oder die im sonstigen 6f-
fentlichen Dienst im Sinne des 8 40 Abs. 6
des Bundesbesoldungsgesetzes steht oder
aufgrund einer Téatigkeit im sonstigen 6ffent-
lichen Dienst nach beamtenrechtlichen
Grundsatzen versorgungsberechtigt ist,
ebenfalls der Ehegattenbestandteil oder eine
entsprechende Leistung mindestens in Hohe
des Ehegattenbestandteils des Familienzu-
schlages der hochsten Tarifklasse zu, so er-
héalt die Kirchenbeamtin oder der Kirchen-
beamte den Ehegattenbestandteil des fir sie
oder ihn maRgeblichen Familienzuschlages
in Hohe des Anteils, um den die Arbeitszeit
des Ehegatten oder der Ehegattin niedriger
als die Arbeitszeit einer oder eines entspre-
chenden Vollbeschéftigten ist. Versorgungs-
berechtigte gelten im Sinne von Satz 1 als
Vollbeschéftigte. Sind die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte teilbeschaftigt und
der Ehegatte oder die Ehegattin mit weniger

In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,,Bundes-
besoldungsgesetzes* durch die Worter
,,Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir das
Land NRW* ersetzt.




als der Halfte der regelméliigen Arbeitszeit
beschaftigt, erhalt die Kirchenbeamtin oder
der Kirchenbeamte abweichend von Satz 1
den Ehegattenbestandteil des fiir sie oder ihn
mafRgeblichen Familienzuschlages in Hohe
des Anteils, der sich ergibt, wenn die Sum-
me der Anteile, die ihr und ihrem Ehegatten
oder ihm und seiner Ehegattin bei gleichzei-
tiger Beschaftigung im kirchlichen Dienst
zustehen wiirden, um den Anteil, den der
Ehegatte oder die Ehegattin tatséchlich er-
hélt, vermindert wird. Die Satze 1 und 3
gelten auch fir die Zeit, fiir die die Ehegattin
Mutterschaftsgeld bezieht.

(3) Stinde neben der Kirchenbeamtin oder
dem Kirchenbeamten einer anderen Person,
die im sonstigen 6ffentlichen Dienst steht
oder aufgrund einer Téatigkeit im sonstigen
oOffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen
Grundsatzen oder nach einer Ruhelohnord-
nung versorgungsberechtigt ist, der Unter-
schiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und einer
der folgenden Stufen des Familienzuschla-
ges (Kinderanteil) zu, so erhalt die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte den Kin-
deranteil in H6he des Anteils, um den die
Arbeitszeit der anderen Person niedriger als
die Arbeitszeit einer oder eines entsprechen-
den Vollbeschaftigten ist; Absatz 2 Satz 2
gilt entsprechend. Ist die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte teilbeschaftigt und
die andere Person mit weniger als der Halfte




der regelmaRigen Arbeitszeit beschéftigt,
erhalt die Kirchenbeamtin, wenn ihr, oder
der Kirchenbeamte, wenn ihm das Kinder-
geld gewéhrt wird oder ohne Berucksichti-
gung des 8 65 des Einkommensteuergesetzes
oder § 4 des Bundeskindergeldgesetzes vor-
rangig gewéhrt wiirde, abweichend von Satz
1 den Kinderanteil in Hohe des Anteils, der
sich ergibt, wenn der Anteil der Teilbeschaf-
tigung an einer Vollbeschaftigung um den
Anteil der Teilbeschéftigung der anderen
Person an einer VVollbeschaftigung vermin-
dert wird. Dem Kinderanteil steht der Sozi-
alzuschlag oder die Kinderzulage nach den
Tarifvertragen des offentlichen Dienstes
oder entsprechenden Arbeitsrechtsregelun-
gen der Kirchen, eine sonstige entsprechen-
de Leistung oder das Mutterschaftsgeld
gleich. Unterabsatz 1 gilt jedoch nicht
1. fir ledige, geschiedene oder getrennt
lebende Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte sowie fur Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamte, deren
Ehe aufgehoben oder fur nichtig er-
Klart worden ist, wenn sie die Kinder
nicht nur voribergehend in ihre
Wohnung aufgenommen haben und
fiir sie das Kindergeld nach dem
Einkommensteuergesetz oder nach
dem Bundeskindergeldgesetz erhal-
ten,
2. wenn eine Kirchenbeamtin oder ein
Kirchenbeamter nach Nummer 1 hei-
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ratet und der Ehegatte oder die Ehe-
gattin weder im sonstigen Offentli-
chen Dienst steht noch aufgrund ei-
ner Tatigkeit im sonstigen 6ffentli-
chen Dienst nach beamtenrechtlichen
Grundsétzen oder nach einer Ruhe-
lohnordnung versorgungsberechtigt
ist,

3. fur Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte, die Stief-, Pflege- oder En-
kelkinder nicht nur voriibergehend in
seine Wohnung aufgenommen ha-
ben, sofern sie oder ihr Ehegatte oder
ihre Ehegattin das Kindergeld nach
dem Einkommensteuergesetz oder
nach dem Bundeskindergeldgesetz
erhalt und der Ehegatte oder die
Ehegattin weder im sonstigen 6ffent-
lichen Dienst steht noch aufgrund ei-
ner Tatigkeit im sonstigen offentli-
chen Dienst nach beamtenrechtlichen
Grundsétzen oder nach einer Ruhe-
lohnordnung versorgungsberechtigt
ist.

85

Die Kirchenleitung kann eine Regelung dar-
uber treffen, welche Leistungen Kirchenbe-
amtinnen oder Kirchenbeamte fiir die Be-
nutzung und Unterhaltung ihrer Dienstwoh-
nung zu erbringen haben.

8§ ba

Zur Besoldung gehort das Wartegeld.
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§ 5b

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten im Wartestand erhalten ein Wartegeld in
Hohe von 75% der Besoldung einer vollbe-
schaftigten Kirchenbeamtin bzw. eines voll-
beschéftigten Kirchenbeamten. Bei Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten, die unmit-
telbar aus einer unbefristeten Teilzeitbe-
schaftigung in den Wartestand versetzt wer-
den, tritt an die Stelle des Prozentsatzes nach
Satz 1 der Prozentsatz, der dem Anteil der
Teilzeitbeschéftigung an eine volle Beschaf-
tigung entspricht. Dies gilt nicht, wenn der
Anteil der Teilzeitbeschéftigung mindestens
75% betragt. Bei Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten, die unmittelbar aus einer
befristeten Teilzeitbeschaftigung in den
Wartestand versetzt werden, gelten die Sétze
2 und 3 bis zum Ablauf dieser Befristung.
Die Sétze 2, 3 und 4 gelten entsprechend fur
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten,
die nach einer Beurlaubung oder Beendi-
gung einer befristeten Amtszeit in den War-
testand treten.

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten im Wartestand erhalten ein Wartegeld in
Hohe von 75% der Besoldung einer vollbe-
schaftigten Kirchenbeamtin bzw. eines voll-
beschéftigten Kirchenbeamten. Bei Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten, die unmit-
telbar aus einer unbefristeten Teilzeitbe-
schaftigung in den Wartestand versetzt wer-
den, tritt an die Stelle des Prozentsatzes nach
Satz 1 der Prozentsatz, der dem Anteil der
Teilzeitbesch&ftigung an eine volle Beschéf-
tigung entspricht. Dies gilt nicht, wenn der
Anteil der Teilzeitbeschéftigung mindestens
75% betragt. Bei Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten, die unmittelbar aus einer
befristeten Teilzeitbeschaftigung in den
Wartestand versetzt werden, gelten die Sétze
2 und 3 bis zum Ablauf dieser Befristung.
Die Sétze 2, 3 und 4 gelten entsprechend fur
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten,
die nach einer Beurlaubung oder Beendi-
gung einer befristeten Amtszeit in den War-
testand treten. Abweichend von Satz 1 ent-
spricht das Wartegeld wahrend der ersten 6
Monate des Wartestandes den bisherigen
Dienstbeziligen; die Sétze 2, 3 und 4 gelten

entsprechend.

Erganzung erleichtert einvernehmliche Ver-
setzung in den Wartestand bis zur Ubertra-
gung eines Wartestandsauftrages.

(2) Wartegeld wird nicht gezahlt, solange
der Kirchenbeamtin bzw. dem Kirchenbe-
amten im Wartestand eine dienstliche Auf-
gabe Obertragen ist, deren Umfang auf eige-

(2) Wartegeld wird nicht gezahlt, solange
der Kirchenbeamtin bzw. dem Kirchenbe-
amten im Wartestand eine dienstliche Auf-
gabe Obertragen ist, deren Umfang auf eige-
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nen Antrag 75% einer VVollbeschaftigung
nicht tbersteigt. Wéhrend einer Tatigkeit
nach 8 56 Abs. 1 KBG wird das Wartegeld
nur insoweit gezahlt, als es die Bezlige aus
dieser Tétigkeit Ubersteigt. Satz 2 gilt ent-
sprechend, wenn die Kirchenbeamtin oder
der Kirchenbeamte Erwerbseinkommen im
Sinne von § 53 BeamtVG erhélt.

nen Antrag 75% einer VVollbeschaftigung
nicht tbersteigt. Wéhrend einer Tatigkeit
nach 8§ 62 Abs. 1 Kirchenbeamtengesetz §
56-Abs—1KBG-wird das Wartegeld nur in-
soweit gezahlt, als es die Bezlige aus dieser
Tatigkeit Ubersteigt. Satz 2 gilt entspre-
chend, wenn die Kirchenbeamtin oder der
Kirchenbeamte Erwerbseinkommen im Sin-
ne von 8 53 LBeamtVG NRW Beamt\V/G
erhalt.

§ 5¢

(1) Ordinierten Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten, die sich zur Wahl in ein
Gesetzgebungsorgan stellen, kann vom Lan-
deskirchenamt fiir die Dauer der Beurlau-
bung in den letzten zwei Monaten bis zum
Ablauf des Wahltages aus besonderen Griin-
den ein Unterhaltsbeitrag bis zur H6he des
Wartegeldes gewéhrt werden.

(2 ) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten im Wartestand, die nach dem Abgeord-
netengesetz in den Wartestand getreten sind,
erhalten vom Tage nach der Beendigung der
Wahrnehmung des Mandats ein Wartegeld,
soweit ihnen nicht ein Ubergangsgeld oder
eine Altersentschadigung aus ihrer Mitglied-
schaft in einem Gesetzgebungsorgan ge-
wéhrt wird.

§ 5d

Die Landeskirche gewahrt das Wartegeld,
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soweit nicht in anderen Vorschriften etwas
anderes geregelt ist.

111. Versorgung
§6

Hat die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte vor der Berufung in das Kirchenbeam-
tenverhaltnis als Pfarrerin oder Pfarrer ein
hoheres Grundgehalt oder eine Zulage nach
8 6 Abs. 2 oder 3 der Pfarrbesoldungs- und -
versorgungsordnung erhalten, findet § 21
Absétze 2 und 3der Pfarrbesoldungs- und -
versorgungsordnung entsprechend Anwen-
dung, soweit die ruhegehaltfdhigen Dienst-
bezlige der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten hinter den ruhegehaltfahigen
Dienstbezligen, die zum Zeitpunkt des Ein-
tritts des Versorgungsfalles einem Ruhegeh-
alt als Pfarrerin oder Pfarrer zu Grunde zu
legen waren, zuriickbleiben.

87

(1) Fir die Festsetzung des Ruhegehaltes
erhoht sich die ruhegehaltfahige Dienstzeit
um die Zeit des Wartestandes fiir die die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
Wartegeld erhalten hat oder ohne Ber(ick-
sichtigung der Bestimmungen tber das Zu-
sammentreffen von Wartegeld mit anderen
Einkommen Wartegeld erhalten hétte. Ist
dem Wartestand eine Teilbeschaftigung auf
eigenen Antrag vorangegangen, so erfolgt

(1) Fir die Festsetzung des Ruhegehaltes
erhoht sich die ruhegehaltfahige Dienstzeit
um die Zeit des Wartestandes fiir die die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
Wartegeld erhalten hat oder ohne Ber(ick-
sichtigung der Bestimmungen tber das Zu-
sammentreffen von Wartegeld mit anderen
Einkommen Wartegeld erhalten hétte. Ist
dem Wartestand eine Teilbeschaftigung auf
eigenen Antrag vorangegangen, so erfolgt
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die Erhéhung nach Satz 1 fur die Félle, in
denen der Wartestand nach dem 31. Juli
2001 beginnt, nur in dem Umfang, der dem
Anteil der Teilbeschéftigung an einer glei-
chen Vollbeschaftigung entspricht. War die
Teilbeschéftigung befristet, so gilt Satz 2 bis
zum Ablauf dieser Befristung. Beginnt der
Wartestand nach dem 30. September 2005,
erhoht sich die ruhegehaltsfahige Dienstzeit
nach Satz 1 nur in dem Umfang, in dem die
Besoldung wahrend des Wartestandes ge-
zahlt wird oder ohne Anwendungen des § 5b
ADbs. 2 zu zahlen wéare. Nehmen Kirchenbe-
amtinnen oder Kirchenbeamte wahrend des
Wartestandes einen Dienst nach 8 56 des
Kirchenbeamtengesetzes mit einem Umfang
wahr, der
1. den Umfang der vorangegangenen
Teilbeschaftigung Ubersteigt oder
2. auf ihren Antrag den Umfang der vo-

rangegangenen Beschaftigung unter-

schreitet,
erfolgt die Erhéhung in dem Umfang, der
dem Anteil der Teilbeschaftigung an einer
gleichen Vollbeschaftigung entspricht.
Nicht ruhegehaltféhig ist die Zeit eines War-
testandes infolge Amtsenthebung nach § 30
des Disziplinargesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland. Nimmt die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte wahrend
dieses Wartestandes einen hauptberuflichen
Dienst nach § 56 des Kirchenbeamtengeset-
zes wahr, so gilt Satz 6 entsprechend.

die Erhéhung nach Satz 1 fur die Félle, in
denen der Wartestand nach dem 31. Juli
2001 beginnt, nur in dem Umfang, der dem
Anteil der Teilbeschéftigung an einer glei-
chen Vollbeschaftigung entspricht. War die
Teilbeschéftigung befristet, so gilt Satz 2 bis
zum Ablauf dieser Befristung. Beginnt der
Wartestand nach dem 30. September 2005,
erhoht sich die ruhegehaltsfahige Dienstzeit
nach Satz 1 nur in dem Umfang, in dem die
Besoldung wahrend des Wartestandes ge-
zahlt wird oder ohne Anwendungen des § 5b
Abs. 2 zu zahlen wére. Nehmen Kirchenbe-
amtinnen oder Kirchenbeamte wahrend des
Wartestandes einen Dienst nach 8 62 Abs. 1
des Kirchenbeamtengesetzes 8-56-des-kKir-
chenbeamtengesetzes-mit einem Umfang
wahr, der
1. den Umfang der vorangegangenen
Teilbeschéftigung Ubersteigt oder
2. auf ihren Antrag den Umfang der vo-

rangegangenen Beschaftigung unter-

schreitet,
erfolgt die Erhéhung in dem Umfang, der
dem Anteil der Teilbeschaftigung an einer
gleichen Vollbeschaftigung entspricht.
Nicht ruhegehaltfahig ist die Zeit eines War-
testandes infolge Amtsenthebung nach § 15
30-des Disziplinargesetzes der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland. Nimmt die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
wéhrend dieses Wartestandes einen hauptbe-
ruflichen Dienst nach § 62 Abs. 1 des Kir-
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chenbeamtengesetzes §-56-des-Kirchenbe-

amtengesetzes-wahr, so gilt Satz 6 entspre-
chend.

(2) Wird fur die Berufung einer Kirchenbe-
amtin oder eines Kirchenbeamten eine theo-
logische Ausbildung vorausgesetzt, so wer-
den bei der Festsetzung der ruhegehaltfahi-
gen Dienstzeit die gleichen Ausbildungszei-
ten wie bei einer Pfarrerin oder einem Pfar-
rer nach der Pfarrbesoldungs- und -
versorgungsordnung berticksichtigt.

(3) Bei der Festsetzung der ruhegehaltfahi-
gen Dienstzeit werden neben den im staatli-
chen Versorgungsrecht ausgenommenen
Zeiten nicht berlcksichtigt

1. Dienstzeiten in einem Offentlich-
rechtlichen Dienstverhdltnis, das zur
Vermeidung, Erledigung oder infolge
eines Lehrbeanstandungsverfahrens
durch Entlassung oder Ausscheiden
beendet worden ist,

2. Dienstzeiten in einem Kirchenbeam-
tenverhaltnis, das infolge Kirchen-
austritts oder Ubertritts zu einer nicht
der Evangelischen Kirche in
Deutschland angeschlossenen Kirche
oder Religionsgemeinschaft durch
Entlassung beendet worden ist,

3. Dienstzeiten in einem Dienstverhalt-
nis als Pfarrerin oder Pfarrer auf Le-
benszeit oder im Probedienst (Ent-
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sendungsdienst) oder als Predigerin
oder Prediger, das durch Ausschei-
den beendet worden ist.

(4) Bei Anwendung des 8 6 Abs. 1 Nr. 5
des Beamtenversorgungsgesetzes stehen die
Freistellung der Kirchenbeamtin als friihere
Pfarrerin oder des Kirchenbeamten als
friherer Pfarrer ohne Besoldung nach dem
Pfarrdienstgesetz und der Wartestand der
Kirchenbeamtin als friihere Pfarrerin oder
des Kirchenbeamten als friiherer Pfarrer
ohne Wartegeld nach dem friiheren Pfarrer-
dienstgesetz einer Beurlaubung ohne
Dienstbeziige gleich.

In den Absétzen 4 bis 6 und 8 wird je-
weils das Wort ,,Beamtenversorgungsge-
setzes* durch die Worter ,,Beamtenver-
sorgungsgesetzes fur das Land Nord-
rhein-Westfalen* ersetzt.

(5) Bei der Anwendung des § 6 Abs. 1, §
12 Abs. 5 und § 13 Abs. 1 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes wird 8 6 Abs. 1 Satz 4 des
Beamtenversorgungsgesetzes fur Zeiten, die
die Kirchenbeamtin als Pfarrerin oder als
Pastorin im Hilfsdienst oder der Kirchenbe-
amte als Pfarrer oder Pastor im Hilfsdienst
verbracht hat, nicht angewendet.

(6) Bei der Anwendung des § 12b des Be-
amtenversorgungsgesetzes werden die im
kirchlichen Dienst verbrachten Zeiten als
ruhegehaltféhige Dienstzeiten beriicksich-
tigt.

(7)) Dienstzeiten, die im Ausland zurtickge-
legt wurden, sind nicht ruhegehaltfahig. Sie

In Absatz 7 wird die Angabe ,,Be-
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kdnnen jedoch ganz oder teilweise als ruhe-
gehaltféhige Dienstzeit berucksichtigt wer-
den, wenn und soweit sich durch ihre Be-
ricksichtigung keine héhere Gesamtversor-
gung (Versorgung nach dieser Ordnung und
sonstige auslandische Versorgungsleistun-
gen und Renten) ergeben wiirde als die in §
55 Abs. 2 BeamtVG bezeichnete Hochst-
grenze.

amtVG** durch die Angabe ,,LBeamtVG
NRW* ersetzt.

(8) Die Anrechnung von Ausbildungszeiten
gem. § 12 des Beamtenversorgungsgesetzes
erfolgt von Amts wegen.

Neu eingefigt: 9) In Versorgungsfallen,
die vor dem 1. Juli 2017 eintreten, gilt an-
stelle der nach § 12 Abs. 1 Satz 1 und § 66
Abs. 9 Satz 1 héchstens anrechenbaren Zeit
einer Hochschulausbildung einschlieRlich
Priufungszeit folgender Zeitraum:

Die Zeitpunkte der Einfuhrung der Verkur-
zung der anrechenbaren Zeit einer Hoch-
schulausbildung wurden aus Griinden des
Vertrauensschutzes in den ersten beiden
Stufen etwas spater gesetzt als beim Land
NRW, da die gesetzliche Anderung inner-
halb der EKvW fast ein Jahr spater erfolgt.

Zeitpunkt des Ein- Zeitraum der
tritts des Versor- hochstens
gungsfalles vor dem anrechenbaren
Zeit einer
Hochschul-
ausbildung
1. Juli 2014 1095 Tage
1. Oktober 2014 1065 Tage
1. Januar 2015 1035 Tage
1. Juli 2015 1005 Tage
1. Januar 2016 975 Tage
1. Juli 2016 945 Tage
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1. Januar 2017 915 Tage

1. Juli 2017 885 Tage

88
(gestrichen)

89

Sind mehrere Personen zum Bezug des Ster-
begeldes gleichberechtigt, bestimmt beim
Tode einer Kirchenbeamtin oder eines Kir-
chenbeamten im aktiven Dienst der Dienst-
vorgesetzte, im Ubrigen die fur die Zahlung
der Versorgungsbeziige zustandige Stelle, an
wen das Sterbegeld zu zahlen oder wie es
unter den Berechtigten aufzuteilen ist.

§10

(1) Der Unfallausgleich nach 8§ 35 des Be-
amtenversorgungsgesetzes wird auch wéh-
rend des Wartestandes gewadhrt.

In den Abséatzen 1 und 2 wird jeweils das
Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes* durch
die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes
fir das Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt

(2 ) Die Unfallmeldung nach 8 45 des Be-
amtenversorgungsgesetzes ist im Rahmen
der dort bestimmten Fristen an das Landes-
kirchenamt zu richten. Dieses entscheidet
uber die Anerkennung als Dienstunfall.
Unabhangig davon sind Antrage auf Gewah-
rung von Sachschadenersatz nach § 32 Satz
1 des Beamtenversorgungsgesetzes inner-
halb einer Ausschlussfrist von drei Monaten
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an die Anstellungskorperschaft zu richten.

(3) Bei der Versetzung oder Uberleitung
einer Kirchenbeamtin oder eines Kirchenbe-
amten in den Dienst eines anderen Dienst-
herrn innerhalb des Geltungsbereichs dieser
Ordnung finden die Bestimmungen tber den
Ubergang des Unfallfiirsorgeanspruchs (§ 46
Abs. 1 BeamtVG) entsprechend Anwen-
dung.

In Absatz 3 wird die Angabe ,,Be-
amtVG** durch die Angabe ,,LBeamtVG
NRW* ersetzt.

§11

(1) Das Ubergangsgeld nach § 47 des Be-
amtenversorgungsgesetzes erhalten nur auf-
grund von § 4 Abs. 5 oder § 72 Abs. 1 Nr. 2,
3 oder 4 des Kirchenbeamtengesetzes oder
von 8 5 Abs. 3 Satz 1 des Sonderdienstge-
setzes der Evangelischen Kirche im Rhein-
land entlassene Kirchenbeamte und Kir-
chenbeamtinnen. Fur die Berechnung des
Ubergangsgeldes ist als Beschiftigungszeit
die Zeit ununterbrochener hauptberuflicher
Tatigkeit im Kirchlichen Dienst zu bertick-
sichtigen. Begriinden Kirchenbeamtinnen
oder Kirchenbeamte wéhrend der Zeit, fiir
die ihnen das Ubergangsgeld zusteht, ein
neues hauptberufliches 6ffentlich-rechtliches
Dienstverhéltnis oder ein hauptberufliches
privatrechtliches Arbeitsverhaltnis im kirch-
lichen oder sonstigen 6ffentlichen Dienst,
erlischt der Anspruch auf das Ubergangsgeld
vom Wirksamwerden des Dienst- oder Ar-
beitsverhdltnisses an. Wird das neue Dienst-

(1) Das Ubergangsgeld nach § 47 des Be-
amtenversorgungsgesetzes fur das Land
Nordrhein-Westfalen Beamtenversergungs-
gesetzes erhalten nur aufgrund von 8§ 82
Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 3 oder Abs. 3 des Kir-
chenbeamtengesetzes §-4-Abs-5-eder 8§72
gesetzes-oder von 8 5 Abs. 3 Satz 1 des
Sonderdienstgesetzes der Evangelischen
Kirche im Rheinland entlassene Kirchenbe-
amte und Kirchenbeamtinnen. Fur die Be-
rechnung des Ubergangsgeldes ist als Be-
schaftigungszeit die Zeit ununterbrochener
hauptberuflicher Tatigkeit im kirchlichen
Dienst zu beriicksichtigen. Begriinden Kir-
chenbeamtinnen oder Kirchenbeamte wah-
rend der Zeit, fiir die ihnen das Ubergangs-
geld zusteht, ein neues hauptberufliches 6f-
fentlich-rechtliches Dienstverhaltnis oder ein
hauptberufliches privatrechtliches Arbeits-
verhaltnis im kirchlichen oder sonstigen

Die Regelung des vorvergangenen 8 4 Abs 5
KBG ist nunmehr mit in § 82 KBG.EKD
aufgegangen.
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oder Arbeitsverhaltnis wahrend der Zeit, fur
die das Ubergangsgeld berechnet war, wie-
der beendet, lebt der Anspruch auf das
Ubergangsgeld fiir den Rest der berechneten
Zeit wieder auf.

offentlichen Dienst, erlischt der Anspruch
auf das Ubergangsgeld vom Wirksamwerden
des Dienst- oder Arbeitsverhaltnisses an.
Wird das neue Dienst- oder Arbeitsverhélt-
nis wahrend der Zeit, fiir die das Ubergangs-
geld berechnet war, wieder beendet, lebt der
Anspruch auf das Ubergangsgeld fiir den
Rest der berechneten Zeit wieder auf.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten kann statt des Ubergangsgeldes ein wi-
derruflicher Unterhaltsbeitrag bis zur Hohe
des Ruhegehaltes, das sie bis zum Zeitpunkt
der Entlassung erdient hatten, bewilligt wer-
den. Der Unterhaltsbeitrag darf in seiner
Gesamthohe nicht geringer sein als das
Ubergangsgeld. Die 8§ 17 und 18 des Beam-
tenversorgungsgesetzes finden entsprechend
Anwendung.

(3) Den Witwern oder Witwen, den ge-
schiedenen Ehemannern oder Ehefrauen,
den friheren Eheménnern oder Ehefrauen
und den Kindern von friheren Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten, denen im
Zeitpunkt ihres Todes ein Unterhaltsbeitrag
nach Absatz 2 bewilligt worden ist oder hat-
te bewilligt werden kénnen, kann das Lan-
deskirchenamt als widerruflichen Unter-
haltsbeitrag die in den §8 19, 20 und 22 bis
25 des Beamtenversorgungsgesetzes vorge-
sehene Versorgung bis zu der dort bezeich-
neten Hohe bewilligen. Das dem Unterhalts-

In Absatz 3 Satz 1 und 3 wird jeweils das
Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes**
durch die Worter ,,Beamtenversor-
gungsgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen* ersetzt.
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beitrag zu Grunde zu legende Ruhegehalt
darf den Unterhaltsbeitrag nach Absatz 2
nicht tbersteigen; Unterhaltsbeitrage fur
mehrere Hinterbliebene diirfen ebenfalls
diese Hochstgrenze nicht tbersteigen. Ab-
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Ferner finden
die 88 18 und 21 des Beamtenversorgungs-
gesetzes entsprechende Anwendung.

(4) Bei Bewilligung eines Unterhaltsbeitra-
ges bestimmt das Landeskirchenamt die
Zahlungsempfangerin oder den Zahlungs-
empféanger

§12

(1) Sind Kirchenbeamtinnen oder Kirchen-
beamte aufgrund von § 70 Abs. 1 Nr. 1 des
Kirchenbeamtengesetzes entlassen, kann
ihnen das Landeskirchenamt einen widerruf-
lichen Unterhaltsbeitrag oder stattdessen
Ubergangsgeld in entsprechender Anwen-
dung des § 47 des Beamtenversorgungsge-
setzes bewilligen. Das gilt hinsichtlich des
Unterhaltsbeitrages fiir Kirchenbeamtinnen
oder Kirchenbeamte im Ruhestand entspre-
chend.

In Absatz 1 werden die Angabe ,,§ 70
Abs. 1 Nr. 1* durch die Angabe ,,8 76
Abs. 1 Nr. 1* und das Wort ,,Beamten-
versorgungsgesetzes* durch die Worter
,,Beamtenversorgungsgesetzes fur das
Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten, die aus dem Dienst entfernt oder zur
Vermeidung oder zur Erledigung eines Dis-
ziplinarverfahrens auf eigenen Antrag aus
dem Dienst entlassen werden, kann das Lan-
deskirchenamt einen widerruflichen Unter-
haltsbeitrag bewilligen, soweit sie dessen
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bedurftig und nicht unwiirdig erscheinen.
Das gilt entsprechend fir Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte im Ruhestand, die
den Anspruch auf Ruhegehalt infolge diszip-
linarischer Entscheidung oder infolge Ent-
lassung auf eigenen Antrag zur Vermeidung
oder zur Erledigung eines Disziplinarverfah-
rens verlieren.

(3) Der Unterhaltsbeitrag darf fiir 1angstens
funf Jahre hochstens 75 % und tber diesen
Zeitraum hinaus hochstens 50% des Ruhe-
gehaltes betragen, das die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte im Zeitpunkt der
Entlassung erdient hatte.

Fir die Berechnung eines nach Absatz 1
bewilligten Ubergangsgeldes gilt § 11 Abs.
1 Satz 2 entsprechend.

(4) Den Witwern oder Witwen und den
Kindern von friheren Kirchenbeamtinnen
oder Kirchenbeamten, denen im Zeitpunkt
ihres Todes ein Unterhaltsbeitrag nach Ab-
satz 1 oder 2 bewilligt worden ist oder hatte
bewilligt werden kénnen, kann das Landes-
kirchenamt als widerruflichen Unterhaltsbei-
trag die in den 8§ 19, 20 und 23 bis 25 des
Beamtenversorgungsgesetzes vorgesehene
Versorgung bis zu der dort bezeichneten
Hohe bewilligen. Das dem Unterhaltsbeitrag
zu Grunde zu legende Ruhegehalt darf den
Unterhaltsbeitrag nach Absatz 3 nicht Gber-
steigen; Unterhaltsbeitrége fiir mehrere Hin-

Absatz 4 und Absatz 5 Satz 1 und 2 wird
jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungs-
gesetzes* durch die Worter ,,Beamten-
versorgungsgesetzes fur das Land Nord-
rhein-Westfalen* ersetzt.
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terbliebene dirfen ebenfalls diese Hochst-
grenze nicht tbersteigen.

(5) In den Féllen des Absatzes 1 und 2 fin-
den die 88 17 und 18 des Beamtenversor-
gungsgesetzes entsprechend Anwendung. In
den Fallen des Absatzes 4 findet 8 18 des
Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend
Anwendung.

(6) 811 Abs. 4 gilt entsprechend.

§13
(gestrichen)

§14

(1) Beim Zusammentreffen eines Ruhege-
halts mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzein-
kommen im Sinne des § 53 Beamtenversor-
gungsgesetz (BeamtVG) bemisst sich die
Hochstgrenze fir Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte, die nach § 3 Absatz 1 des
AGKBG-EKD der EKVW nach dem 28.
Februar 2009 in den Ruhestand versetzt
werden, nach § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG.

Das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetz*
wird durch die Worter ,,Beamtenversor-
gungsgesetz fur das Land Nordrhein-
Westfalen* ersetzt.

Die Angabe ,,BeamtVG** wird jeweils durch
die Angabe ,,LBeamtVG NRW** ersetzt.

(2) Fur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte nach Absatz 1, die vor dem 1. Marz
2009 in den Ruhestand versetzt worden sind,
gilt Absatz 1 entsprechend, wenn sie nach
dem 28. Februar 2009 eine Beschéaftigung
oder Tatigkeit aufnehmen.
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§15

(1) Haben Kirchenbeamtinnen oder Kir-
chenbeamte im Ruhestand neben ihrem An-
spruch auf kirchliche Versorgungsbezige
Anspruch auf weitere Versorgungsbeziige
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder
Grundsatzen oder nach den fiir Abgeordnete
oder Mitglieder einer Regierung geltenden
Bestimmungen, und wendet die fiir die Zah-
lung der weiteren Versorgungsbeziige zu-
stdndige Stelle die Bestimmungen ber das
Zusammentreffen mehrerer VVersorgungsbe-
ziige nicht an, so sind den Kirchenbeamtin-
nen oder Kirchenbeamten die kirchlichen
Versorgungsbezilige nur bis zum Erreichen
des Betrages, den sie als Ruhestandsbeam-
tinnen oder Ruhestandsbeamte des Landes
Nordrhein-Westfalen insgesamt an Versor-
gungsbeziigen erhalten wirden, zu zahlen.
Satz 1 gilt entsprechend beim Bezug einer
Entschédigung aus der Mitgliedschaft im
Europdischen Parlament, im Deutschen
Bundestag oder in einer gesetzgebenden
Kdorperschaft eines Landes sowie bei Ge-
wéhrung von Amtsbeziligen aus einer Mit-
gliedschaft in einer Regierung oder als par-
lamentarische Staatssekretarin oder parla-
mentarischer Staatssekretar entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt fiir die Hinterbliebenen
der Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeam-
ten entsprechend.
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§ 16
(gestrichen)

§17

Neu eingeflgt: (1) Als Renten im Sinne von

8 55 Abs. 1 Satz 2 LBeamtVG gelten auch
sonstige Versorgungsleistungen, die auf-
grund einer Berufstatigkeit im Kirchlichen
oder sonstigen 6ffentlichen Dienst im Sinne
von 8 17 Abs. 2 zur Versorgung des Berech-
tigten fir den Fall der Erwerbsminderung
oder wegen Alters und der Hinterbliebenen
fir den Fall des Todes bestimmt sind. Satz 1
gilt nicht fir Versorgungsfalle, die vor dem
1. Juli 2014 eingetreten sind.

Abs. 1 fuhrt eine neue Anrechnungsvor-
schrift ein, um kirchliche Betriebsrenten bei
einer etwaige, spateren Versorgung berick-
sichtigen zu kénnen.

(1) Bei Anwendung des 8§ 55 des Beamten-
versorgungsgesetzes in Verbindung mit Ar-
tikel 2 § 2 des 2. Haushaltsstrukturgesetzes
beruht die Versorgung auch dann auf einem
vor dem 1. Januar 1966 begriindeten offent-
lich-rechtlichen Dienstverhaltnis, wenn dem
Kirchenbeamtenverhéltnis, aus dem der Ein-
tritt oder die Versetzung in den Ruhestand
erfolgt, ein vor dem 1. Januar 1966 begriin-
detes offentlich-rechtliches Dienstverhaltnis
in unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang
vorausgegangen ist. Diese VVoraussetzung ist
auch dann erfillt, wenn zwischen dem vor
dem 1. Januar 1966 begrindeten ¢ffentlich-
rechtlichen Dienstverhaltnis und dem Kir-
chenbeamtenverhaltnis, aus dem der Eintritt
oder die Versetzung in den Ruhestand er-
folgt, 6ffentlich-rechtliche Dienstverhaltnis-

(2% ) Bei Anwendung des § 55 des Beam-
tenversorgungsgesetzes fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen Beamtenversorgungsgeset-
zes in Verbindung mit Artikel 2 § 2 des 2.
Haushaltsstrukturgesetzes beruht die Ver-
sorgung auch dann auf einem vor dem 1.
Januar 1966 begriindeten offentlich-
rechtlichen Dienstverhaltnis, wenn dem Kir-
chenbeamtenverhaltnis, aus dem der Eintritt
oder die Versetzung in den Ruhestand er-
folgt, ein vor dem 1. Januar 1966 begriinde-
tes Offentlich-rechtliches Dienstverhaltnis in
unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang
vorausgegangen ist. Diese VVoraussetzung ist
auch dann erfullt, wenn zwischen dem vor
dem 1. Januar 1966 begrindeten ¢ffentlich-
rechtlichen Dienstverhéltnis und dem Kir-
chenbeamtenverhaltnis, aus dem der Eintritt
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se in unmittelbarem Anschluss und ohne
zeitliche Unterbrechung bestanden haben.
Einem &ffentlich-rechtlichen Dienstverhalt-
nis steht ein Beschéaftigungsverhéltnis im
Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und des §
6 Abs. 1 Nr. 2 des Sechstens Buches des
Sozialgesetzbuches gleich.

oder die Versetzung in den Ruhestand er-
folgt, offentlich-rechtliche Dienstverhéltnis-
se in unmittelbarem Anschluss und ohne
zeitliche Unterbrechung bestanden haben.
Einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstverhalt-
nis steht ein Beschéaftigungsverhéltnis im
Sinne des 8 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und des §
6 Abs. 1 Nr. 2 des Sechstens Buches des
Sozialgesetzbuches gleich.

(2) Hat ein kirchlicher Dienstherr wahrend
eines friheren 6ffentlich-rechtlichen Dienst-
verhaltnisses die Beitrédge zur gesetzlichen
Rentenversicherung in vollem Umfang ge-
tragen, oder hat der Dienstherr wéhrend des
Dienstverhéltnisses einen Zuschuss in Hohe
des Versichertenanteils am Pflichtbeitrag zur
gesetzlichen Rentenversicherung aufgrund
eines Kirchengesetzes gewahrt, so sind die
Versorgungsbeziige von dem Zeitpunkt an,
ab dem die Voraussetzung fur den Renten-
bezug vorliegen, um den Betrag der Rente
oder des hierauf entfallenden Teiles der Ren-
te zu kirzen. Rentenminderungen, die auf §
1587 b des Biirgerlichen Gesetzbuches oder
8 1 des Gesetzes zur Regelung von Hérten
im Versorgungsausgleich beruhen, bleiben
unbericksichtigt. Bei Anwendung des § 55
BeamtVG ist dieser Teil der Rente so zu
behandeln, als hatte die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte die Beitrage auf-
grund einer freiwilligen Weiterversicherung
allein getragen. Die Sétze 1 und 2 gelten fir

(32 ) Hat ein kirchlicher Dienstherr wéh-
rend eines friheren offentlich-rechtlichen
Dienstverhéltnisses die Beitrage zur gesetz-
lichen Rentenversicherung in vollem Um-
fang getragen, oder hat der Dienstherr wah-
rend des Dienstverhaltnisses einen Zuschuss
in Hohe des Versichertenanteils am Pflicht-
beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung
aufgrund eines Kirchengesetzes gewahrt, so
sind die Versorgungsbezlige von dem Zeit-
punkt an, ab dem die VVoraussetzung fiir den
Rentenbezug vorliegen, um den Betrag der
Rente oder des hierauf entfallenden Teiles
der Rente zu kiirzen. Rentenminderungen,
die auf § 1587 b des Burgerlichen Gesetzbu-
ches oder § 1 des Gesetzes zur Regelung von
Hérten im Versorgungsausgleich beruhen,
bleiben unbertcksichtigt. Bei Anwendung
des § 55 LBeamtVG Beamt\/G ist dieser
Teil der Rente so zu behandeln, als hatte die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte die
Beitrage aufgrund einer freiwilligen Weiter-
versicherung allein getragen. Die Satze 1
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die Hinterbliebenen einer Kirchenbeamtin
oder eines Kirchenbeamten entsprechend.

und 2 gelten flr die Hinterbliebenen einer
Kirchenbeamtin oder eines Kirchenbeamten
entsprechend.

§18

(1) 8 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungs-
gesetzes findet nach MalRgabe der Absétze 2
bis 8 Anwendung.

Neu gefasst: (1) Auf Versorgungsfalle, die
vor dem 1. Juli 2014 eingetreten sind, findet
8 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgeset-
zes in der bis zum 31.08.2006 geltenden
Fassung nach Maltgabe der Absatze 2 bis 8

Anwendung.

Schreibt die bisher geltenden Regelungen
(Abs. 2 — 8) fir den Fall der Ruhestandsver-
setzung bis zum 30.06.2014 einschlieBlich
fest und hélt die Regelungen gleichzeitig im
Gesetz sichtbar, so dass ,,Altfalle” gut nach-
vollziehbar bleiben

(2) 8 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungs-
gesetzes findet keine Anwendung

1. fur Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte, deren Versorgungsfall vor
dem 1. Januar 2002 eingetreten ist
oder eintritt,

2. fur Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte, die Altersteildienst von min-
destens vier Jahren geleistet haben,
wenn sie zugleich mit dem Antrag auf
Bewilligung des Altersteildienstes un-
ter Inanspruchnahme der Antragsal-
tersgrenze nach § 61 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 des Kirchenbeamtengesetzes die
Versetzung in den Ruhestand mit Ab-
lauf des Monats, in dem sie das 63.
Lebensjahr vollenden, beantragt ha-
ben,

3. fur Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte, deren fir mindestens vier

(2) 8 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungs-
gesetzes_in der bis zum 31.08.2006 gelten-
den Fassung findet keine Anwendung

1. fur Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte, deren Versorgungsfall vor
dem 1. Januar 2002 eingetreten ist
oder eintritt,

2. fur Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte, die Altersteildienst von min-
destens vier Jahren geleistet haben,
wenn sie zugleich mit dem Antrag auf
Bewilligung des Altersteildienstes un-
ter Inanspruchnahme der Antragsal-
tersgrenze nach § 61 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 des Kirchenbeamtengesetzes der
EKU oder eine diese ersetzende Vor-
schrift die Versetzung in den Ruhe-
stand mit Ablauf des Monats, in dem
sie das 63. Lebensjahr vollenden, be-
antragt haben,

Durch diese Einfligung soll diese Vorschrift,
deren Hauptanwendungsbereich in der Ver-
gangenheit liegt und ab Verkindung der
Anderung nur noch kurze Zeit andauert, fiir
die relevanten Altfalle moglichst einfach
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Jahre bewilligter Altersteildienst
durch Versetzung in den Ruhestand
infolge Dienstunféhigkeit oder durch
Tod vorzeitig endet.

. fur am 1. Januar 2002 vorhandene

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-

amte, die

a. vor dem 1. Januar 1943 geboren
sind, nach dem 31. Dezember
2001 wegen Dienstunfahigkeit in
den Ruhestand versetzt werden
und zu diesem Zeitpunkt — ohne
Anwendung von 8 85 des Beam-
tenversorgungsgesetzes — min-
destens 40 Jahre ruhegehaltfahige
Dienstzeit zurtickgelegt haben,
oder

b. vor dem 1. Januar 1942 geboren
und nach dem 16. November
2000 schwerbehindert im Sinne
des Teils 2 SGB 1X geworden
sind oder werden sowie nach § 61
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Kirchen-
beamtengesetzes in den Ruhe-
stand versetzt werden, oder

c. bis zum 16. November 1951 ge-
boren und mindestens seit dem
16. November 2000 schwerbe-
hindert im Sinne des Teils 2 SGB
IX sind sowie nach § 61 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 des Kirchenbeam-
tengesetzes in den Ruhestand
versetzt werden.

3. fir Kirchenbeamtinnen und Kirchen-

beamte, deren fur mindestens vier
Jahre bewilligter Altersteildienst
durch Versetzung in den Ruhestand
infolge Dienstunféhigkeit oder durch
Tod vorzeitig endet.

. fur am 1. Januar 2002 vorhandene

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-

amte, die

a. vor dem 1. Januar 1943 geboren
sind, nach dem 31. Dezember
2001 wegen Dienstunfahigkeit in
den Ruhestand versetzt werden
und zu diesem Zeitpunkt — ohne
Anwendung von 8 85 des Beam-
tenversorgungsgesetzes — min-
destens 40 Jahre ruhegehaltfahige
Dienstzeit zurtickgelegt haben,
oder

b. vor dem 1. Januar 1942 geboren
und nach dem 16. November
2000 schwerbehindert im Sinne
des Teils 2 SGB 1X geworden
sind oder werden sowie nach § 61
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Kirchen-
beamtengesetzes der EKU oder
eine diese ersetzende Vorschrift
in den Ruhestand versetzt wer-
den, oder

c. bis zum 16. November 1951 ge-
boren und mindestens seit dem
16. November 2000 schwerbe-
hindert im Sinne des Teils 2 SGB

nachvollziehbar bleiben.
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IX sind sowie nach § 61 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 des Kirchenbeam-
tengesetzes der EKU oder eine
diese ersetzende Vorschrift in den
Ruhestand versetzt werden.

(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6
v. H. auch fir jedes Jahr, um das die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte vor
Ablauf des Monats, in dem sie oder er das
65. Lebensjahr vollendet, in unmittelbarem
Anschluss an den Wartestand in den Ruhe-
stand tritt. Die Minderung darf 10,8 v. H.
nicht tbersteigen.

Abweichend von Satz 1 und 2 darf die Min-
derung des Ruhegehalts

1. 3,6 v. H. nicht Ubersteigen, wenn die
Kirchenbeamtin und der Kirchenbe-
amte vor dem 1. Januar 2005 in den
Ruhestand versetzt wird,

2. 7,2 v. H. nicht Gbersteigen, wenn die
Kirchenbeamtin und der Kirchenbe-
amte vor dem 1. Januar 2006 in den
Ruhestand versetzt wird.

(4) Hat das Dienstverhéltnis, aus dem die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte in
den Ruhestand tritt, bereits am 31. Dezem-
ber 2001 bestanden, so vermindert sich das
Ruhegehalt wie folgt:

(4) Hat das Dienstverhéltnis, aus dem die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte in
den Ruhestand tritt, bereits am 31. Dezem-
ber 2001 bestanden, so vermindert sich das
Ruhegehalt wie folgt:
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Bei Erreichen der Altersgren- betragt der
ze nach § 61 Abs. 1 Satz 1 des Prozentsatz
Kirchenbeamtengesetzes oder der Minde-
bei Versetzung in den Ruhe- rung fir jedes
stand nach dem Wartestand ~ Jahr

oder wegen Dienstunfahigkeit

vor dem 1. Januar 2002 0,0%
nach dem 31. Dezember 2001 0,6 %
nach dem 31. Dezember 2002 1,2 %
nach dem 31. Dezember 2003 1,8 %
nach dem 31. Dezember 2004 2,4 %
nach dem 31. Dezember 2005 3,0 %
nach dem 31. Dezember 2006 3,6 %

Bei Erreichen der Altersgren- betragt der
ze nach 8 61 Abs. 1 Satz 1 des Prozentsatz

Kirchenbeamtengesetzes der der Minde-
EKU oder eine diese erset-  rung fur jedes
zende Vorschrift oder bei Jahr
Versetzung in den Ruhestand

nach dem Wartestand oder

wegen Dienstunfahigkeit

vor dem 1. Januar 2002 0,0 %

nach dem 31. Dezember 2001 0,6 %
nach dem 31. Dezember 2002 1,2 %
nach dem 31. Dezember 2003 1,8 %
nach dem 31. Dezember 2004 2,4 %
nach dem 31. Dezember 2005 3,0 %
nach dem 31. Dezember 2006 3,6 %

(5) Fdr am 1. Januar 2002 vorhandene Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die in
der Zeit vom 1. Januar 2002 bis 31. Dezem-
ber 2005 wegen Dienstunféhigkeit in den
Ruhestand versetzt werden, darf die Ge-
samtminderung des Ruhegehalts

1. 3,6 v. H. nicht Ubersteigen, wenn die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte vor dem 1. Januar 2005 in den
Ruhestand versetzt wird,

2. 7,2 v.H.nicht Gbersteigen, wenn die
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte vor dem 1. Januar 2006 in den
Ruhestand versetzt wird.

(6) Furam 1. Januar 2002 vorhandene
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die

(6) Furam 1. Januar 2002 vorhandene Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die
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nach dem 16. November 2000 schwerbehin-
dert im Sinne des Teils 2 SGB IX geworden
sind oder werden und nach dem 31. Dezem-
ber 2001 aufgrund von § 61 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 des Kirchenbeamtengesetzes in den
Ruhestand versetzt werden, tritt an die Stelle
der Vollendung des 63. Lebensjahres
1. die Vollendung des 61. Lebensjahres,
wenn sie vor dem 1. Januar 1943 ge-
boren sind,
2. die Vollendung des 62. Lebensjahres,
wenn sie vor dem 1. Januar 1944 ge-
boren sind.

nach dem 16. November 2000 schwerbehin-
dert im Sinne des Teils 2 SGB IX geworden
sind oder werden und nach dem 31. Dezem-
ber 2001 aufgrund von § 61 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 des Kirchenbeamtengesetzes der EKU
oder eine diese ersetzende Vorschrift in den
Ruhestand versetzt werden, tritt an die Stelle
der Vollendung des 63. Lebensjahres
1. die Vollendung des 61. Lebensjahres,
wenn sie vor dem 1. Januar 1943 ge-
boren sind,
2. die Vollendung des 62. Lebensjahres,
wenn sie vor dem 1. Januar 1944 ge-
boren sind.

(7) Von dem fur die Berechnung der Min-
derung maligeblichen Zeitraum wird die Zeit
abgesetzt, um die bei Eintritt des Ruhestan-
des die ruhegehaltfahige Dienstzeit — ohne
Anwendung von § 85 des Beamtenversor-
gungsgesetzes — 40 Jahre Uberschreitet.

(7) Von dem fir die Berechnung der Min-
derung maligeblichen Zeitraum wird die Zeit
abgesetzt, um die bei Eintritt des Ruhestan-
des die ruhegehaltfahige Dienstzeit — ohne
Anwendung von § 85 des Beamtenversor-
gungsgesetzes_in der bis zum 31.08.2006
geltenden Fassung — 40 Jahre Uberschreitet.

(8) Die Absétze 1 bis 7 gelten fiir kiinftige
Hinterbliebene der jeweiligen Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten entsprechend

8 18 a (neu eingefugt)
(1) Auf Versorgungsfalle, die nach dem 30.
Juni 2014 eintreten, findet § 14 Abs. 3 des
Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen nach MaRgabe der
Absatze 2 bis 8 Anwendung.*

Ubernimmt grundsatzlich die neuen Minde-
rungsvorschriften des LBeamtVG unter Be-
ricksichtigung der neuen Regelaltersgrenze
67.
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(2) § 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsge-
setzes fir das Land Nordrhein-Westfalen
findet keine Anwendung

Abs. 2 trégt in erster Linie Vertrauens-
schutztatbestdnden Rechnung. Neue Félle im

1.

auf Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-

amte, die Altersteildienst von mindestens

vier Jahren geleistet haben, wenn sie zu-

Bereich des Altersteildienstes sind nicht zu
erwarten, das die Altersteildienstregelungen
ausgelaufen sind.

gleich mit dem Antrag auf Bewilligung
des Altersteildienstes unter Inanspruch-
nahme der Antragsaltersgrenze nach 8
67 Abs. 1 Nr. 1 Kirchenbeamtengesetz
die Versetzung in den Ruhestand mit
Ablauf des Monats, bei Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten im Schuldienst
mit Ablauf des Schuljahres oder Schul-
habjahres, in dem sie das 63. Lebensjahr
vollenden, beantragt haben.

2. auf Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte, deren fiir mindestens vier Jahre
beantragter Altersteildienst durch Ver-
setzung in den Ruhestand infolge
Dienstunféhigkeit oder durch Tod vor-

3. auf Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte, die bis zum 16. November 1951
geborene und mindestens seit dem 16.
November 2000 schwerbehindert im
Sinne des Teils 2 SGB IX sind sowie
nach 8 67 Abs. 1 Nr. 2 des Kirchenbe-
amtengesetzes der EKD in den Ruhe-
stand versetzt werden.

(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6
% auch fir jedes Jahr, um das die Kirchen-

Nach Abs. 3 wird die Berechnung der Min-
derung bei vorzeitiger Dienstunféhigkeit
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beamtin oder der Kirchenbeamte vor Ablauf
des Monats, in dem sie oder er das 63. Le-
bensjahr vollendet, wegen Dienstunfahig-
keit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht,

in den Ruhestand versetzt wird. Die Minde-
rung darf 10,8% nicht Ubersteigen.

(4) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6
% auch fir jedes Jahr, um das die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte vor Ablauf
des Monats, in dem sie oder er die flr sie
oder ihn geltende gesetzliche Altersgrenze
erreicht, in unmittelbarem Anschluss an den
Wartestand in den Ruhestand tritt. Die Min-
derung des Ruhegehalts darf 10,8 % nicht

Ubersteigen.

(5) Von dem fir die Berechnung der Minde-
rung maBgeblichen Zeitraum wird die Zeit
abgesetzt, um die bei Eintritt des Ruhestan-
des die ruhegehaltfahige Dienstzeit ohne
Anwendung von § 85 des Beamtenversor-
gungsgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen 40 Jahre iberschreitet.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten fir kiinftige
Hinterbliebene der jeweiligen Kirchenbeam-

tinnen und Kirchenbeamten entsprechend.

ohne Dienstunfall auf die Zeit bis zur Voll-
endung des 63. Lebensjahres, statt wie im
staatlichen Bereich bis zum 65. Lebensjahr
beschrénkt. Damit werden die Betroffenen
den Schwerbehinderten gleichgestellt. Dies
wird angesichts der Tatsache, dass die Ruhe-
standsversetzung auch gegen den Willen der
Betroffenen von Amts wegen betrieben wer-
den kann, fiir sachgerecht gehalten.

Die Sonderregelung in Abs. 4 ist notwendig,
da die Minderungsmaoglichkeit andernfalls
durch die Anhebung der Regelaltersgrenze
unverhéaltnisméRig ansteigt. Dies gilt beson-
ders, da ihre Dienstzeit im Wartestand auch
nur anteilig entsprechend dem Besoldungs-
umfang angerechnet wird.

Erhalten bleibt mit Abs. 5 die bisherige
Maglichkeit bei mehr als 40 ruhegehaltfahi-
gen Dienstjahren, diese Zeiten Minderungen
entsprechen zu vermeiden.

§ 18a

(1) Furam 1. Januar 2002 vorhandene
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte,

§18ab
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1. deren Versorgungsfall vor dem 1. Ja-
nuar 2002 eingetreten ist oder ein-
tritt, oder

2. die vor dem 1. Januar 1943 geboren
sind, nach dem 31. Dezember 2001
wegen Dienstunfahigkeit in den Ru-
hestand versetzt werden und zu die-
sem Zeitpunkt — ohne Berucksichti-
gung der Zurechnungszeit nach 8 13
Abs. 1 und ohne Anwendung von §
85 des Beamtenversorgungsgesetzes
— mindestens 40 Jahre ruhegehaltfa-
hige Dienstzeit zurlickgelegt haben,

finden 8 13 Abs. 1 Satz 1 und § 36 Abs. 2
des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis
zum 31. Dezember 2000 gultigen Fassung
Anwendung.

Im neuen § 18 b wird in den Absétzen 1 und
2 jeweils das Wort ,,Beamtenversorgungs-
gesetzes* durch die Worter ,,Beamtenver-
sorgungsgesetzes fiir das Land Nordrhein-
Westfalen* ersetzt.

(2) Furam 1. Januar 2002 vorhandene Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die in
der Zeit vom 1. Januar 2002 bis 31. Dezem-
ber 2004 wegen Dienstunféhigkeit in den
Ruhestand versetzt werden, findet § 13 Abs.
1 Satz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes
mit folgender MalRgabe Anwendung:
Zeitpunkt der  Umfang der Berticksichti-
Versetzung in  gung als Zurechnungszeit in
den Ruhestand Zwdlfteln

vordem1.Ja- 5
nuar 2003

vordem1.Ja- 6
nuar 2004
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vordem1.Ja- 7
nuar 2005

§19

Erfillen Kirchenbeamtinnen oder Kirchen-
beamte die VVoraussetzungen zum Bezug
einer Rente aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung oder aus einer zusatzlichen Alters-
und Hinterbliebenenversorgung fur Angeho-
rige des kirchlichen oder sonstigen 6ffentli-
chen Dienstes, so sind sie verpflichtet, die
Zahlung dieser Rente zu beantragen, wenn
diese Rente angerechnet werden konnte.
Dies gilt entsprechend fir die Hinterbliebe-
nen einer Kirchenbeamtin oder eines Kir-
chenbeamten, die die VVoraussetzungen zum
Bezug einer solchen Rente aus der Tétigkeit
der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeam-
ten erfillen.

§20

(1) Das Waisengeld wird nach Vollendung
des achtzehnten Lebensjahres bei Vorliegen
der Ubrigen Voraussetzungen des § 61 Abs.
2 des Beamtenversorgungsgesetzes von
Amts wegen gewahrt.

In 8 20 wird in den Abséatzen 1 und 2 je-
weils das Wort ,,Beamtenversorgungs-
gesetzes* durch die Worter ,,Beamten-
versorgungsgesetzes fur das Land Nord-
rhein-Westfalen* ersetzt.

(2 ) Das Landeskirchenamt kann der Witwe
und den Waisen die Versorgungsbeziige
ganz oder teilweise entziehen, wenn die Vo-
raussetzung des 8 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des
Beamtenversorgungsgesetzes erfillt ist und
der Entzug im kirchlichen Interesse geboten
erscheint.
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§21

(1) Fur die Anwendung des Abschnitts VII
des Beamtenversorgungsgesetzes steht der
Unterhaltsbeitrag nach den §§ 11 bis 12 dem
Ruhegehalt, Witwen- oder Waisengeld
gleich.

In 8 21 wird in den Abséatzen 1 und 2 jeweils
das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetzes**
durch die Worter ,,Beamtenversorgungsge-
setzes fur das Land Nordrhein-Westfalen**
ersetzt.

(2)84 Abs. 1,859 und § 61 Abs. 1 Satz 2
bis 4 des Beamtenversorgungsgesetzes fin-
den keine Anwendung. Ferner finden in § 19
Abs. 1 Satz 1 des Beamtenversorgungsge-
setzes der Nebensatz ,,der die Voraussetzun-
gen des § 4 Abs. 1 erfiillt hat* und in § 23
Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes der
Nebensatz ,,wenn der Beamte die VVorausset-
zungen des 8§ 4 Abs. 1 erfillt hat* keine An-
wendung.

§ 22

Soweit nach den 8§ 69 bis 91 des Beamten-
versorgungsgesetzes fur die am 1. Januar
1977 und die am 1. Januar 1992 vorhande-
nen Versorgungsempfangerinnen und Ver-
sorgungsempfanger sowie fir die am 31.
Dezember 1991 vorhandenen Beamtinnen
und Beamten Bestimmungen des bisherigen
Rechts weiterhin anzuwenden sind, finden
diese fir die unter diese Ordnung fallenden
vergleichbaren Personen mit der MaRRgabe
Anwendung, dass auch die zu diesen Best-
immungen ergangenen Vorschriften dieser

In 8 22 Satz 1 wird das Wort ,,Beamtenver-
sorgungsgesetzes* durch die Worter ,,Beam-
tenversorgungsgesetzes fur das Land Nord-
rhein-Westfalen* ersetzt.
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Ordnung in der bis zum 31. Dezember 1991
geltenden Fassung anzuwenden sind. Soweit
in den Ubergangsbestimmungen des Beam-
tenversorgungsgesetzes auf die Dauer eines
Uber den 31. Dezember 1998 oder den 1.
Januar 1999 hinaus bestehenden Beschafti-
gungsverhéltnisses abgestellt wird, tritt an
die Stelle dieses Datums der 31. Mé&rz 1999
oder der 1. April 1999.

§ 22a

(1) Einer Kirchenbeamtin oder einem Kir-
chenbeamten im Dienst von missionari-
schen, diakonischen oder sonstigen kirchli-
chen Werken und Einrichtungen innerhalb
der Landeskirche kann die Landeskirche
Versorgung nach dieser Ordnung zusichern,
soweit sie nach § 24 Abs. 2 von der Landes-
Kirche zu tragen ist. Voraussetzung ist, dass
zwischen der Landeskirche und dem Anstel-
lungstrager, in dessen Dienst die Kirchenbe-
amtin oder der Kirchenbeamte tritt, eine
schriftliche Vereinbarung abgeschlossen
wird, nach der die Landeskirche die Stelle
der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeam-
ten bei der Gemeinsamen Versorgungskasse
fur Pfarrer und Kirchenbeamte anschlief3t
und der Anstellungstréger sich verpflichtet,
die an die Versorgungskasse zu entrichten-
den Stellenbeitrage zu tragen. Es ist darauf
hinzuwirken, dass die Beztige der Kirchen-
beamtin oder des Kirchenbeamten nach die-
ser Ordnung geregelt werden.
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(2) Absatz 1 kann in Ausnahmeféllen auch
fur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
im Dienst anderer kirchlicher Korperschaf-
ten, Werke oder Einrichtungen angewendet
werden, wenn dies im kirchlichen Interesse
liegt.

(3 ) Wird einer Kirchenbeamtin oder einem
Kirchenbeamten im Anschluss an einen
Dienst nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2
ein niedriger als dieser Dienst besoldetes
Amt bei der Landeskirche, einer Kirchen-
gemeinde, einem Kirchenkreis oder einen
Verband Ubertragen, wird der Unterschieds-
betrag zwischen den Bezligen aus den bei-
den Tatigkeiten nach MaRgabe der Sétze 2
bis 4 als ruhegehaltfahiger Dienstbezug be-
ricksichtigt. Fur die Ermittlung des Unter-
schiedsbetrages werden die Bezlige, die nach
den in dem anderen Dienst zuletzt maRgebli-
chen Grundlagen zustlinden, und die Bezi-
ge, die aus dem neuen Amt zustehen, zu
Grunde gelegt. Nach drei vollen Jahren des
Bezuges werden drei Achtel des Unter-
schiedsbetrages bertcksichtigt; tritt der Ver-
sorgungsfall vor Ablauf der Frist infolge von
Krankheit, Verwundung oder sonstiger Be-
schadigung, die sich die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte ohne grobes Ver-
schulden bei Ausiibung oder aus Veranlas-
sung des Dienstes zugezogen hat, ein, wird
fiir jedes volle Jahr des Bezuges ein Achtel
des Unterschiedsbetrages bericksichtigt. Fur
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jedes weitere volle Jahr des Bezuges wird
ein Achtel des Unterschiedsbetrages bis zu
dessen vollem Betrag bertcksichtigt.

Die Séatze 1 bis 4 gelten entsprechend fur die
Ermittlung der ruhegehaltfahigen Dienstbe-
ziige, die dem Wartegeld fur solche Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten zu
Grunde gelegt werden, die im Anschluss an
einen Dienst nach Absatz 1 Satz 1 oder Ab-
satz 2 in den Wartestand versetzt werden.

IV. Jahrliche Sonderzahlung

§ 23

(1) Stiinde neben der Kirchenbeamtin oder
dem Kirchenbeamten einer anderen Person,
die im sonstigen o6ffentlichen Dienst steht
oder aufgrund einer Téatigkeit im sonstigen
oOffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen
Grundsétzen oder nach einer Ruhelohnord-
nung versorgungsberechtigt ist, der Sonder-
betrag fur Kinder nach dem Sonderzah-
lungsgesetz (SZG-NRW)*. oder eine ent-
sprechende Leistung zu, so erhalt die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte als
Sonderbetrag den Unterschiedsbetrag zwi-
schen der Summe, die ihm oder ihr und der
anderen Person bei gleichzeitiger Tatigkeit
im sonstigen o6ffentlichen Dienst an Sonder-
betrag und entsprechender Leistung zustehen
wurde, und dem Betrag, der der anderen
Person zusteht.

Diese Einschrankung gilt nicht in Féllen des
8 4 Abs. 3 Unterabs. 2. Diese Einschrankung
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gilt ferner nicht, wenn der anderen Person
der Sonderbetrag oder die entsprechende
Leistung wegen einer Teilzeitbeschéftigung
nur anteilig zusteht. 8 8 Abs. 2 des Sonder-
zahlungsgesetzes findet keine Anwendung.

(2) Verlieren Kirchenbeamtinnen oder Kir-
chenbeamte, die aus dem sonstigen offentli-
chen Dienst in den kirchlichen Dienst (iber-
nommen werden, einen Anspruch auf die
Sonderzahlung nach dem Recht des bisheri-
gen Dienstherrn nur deshalb, weil der kirch-
liche Dienst nicht dem sonstigen 6ffentli-
chen Dienst gleichgestellt ist, wird ihnen die
Sonderzahlung insoweit aus kirchlichen Mit-
teln gewdhrt.

(3 ) Soweit Kirchenbeamtinnen oder Kir-
chenbeamte, die in den sonstigen offentli-
chen Dienst Ubertreten, einen Anspruch auf
die Sonderzahlung ausschlielRlich aus dem
im Absatz 2 genannten Grund nicht erwer-
ben oder wenn sie in den Dienst einer ande-
ren kirchlichen Einrichtung treten, soweit
diese die Zeiten des bisherigen kirchlichen
Dienstes bei der Sonderzahlung nicht aner-
kennt oder soweit diese eine Sonderzahlung
nicht gewahrt, wird ihnen eine entsprechen-
de Leistung aus kirchlichen Mitteln gewahrt.

(4) Als Zeit eines Dienstverhaltnisses im
Sinne von 8 2 Abs. 1 Nr. 2 des Sonderzah-
lungsgesetzes gilt auch die Zeit eines Warte-
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standes.

(5) Fur die Gewéhrung der Sonderzahlung
an Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
im Ruhestand oder im Wartestand und ihre
Hinterbliebenen gilt § 15 entsprechend.

(6) Fur Versorgungsempfangerinnen und
Versorgungsempféanger der Evangelischen
Kirche von Westfalen finden § 50 Absatz 4
BeamtVG in der Fassung vom 31. August
2006 oder eine diese ersetzende Vorschrift
sowie das Sonderzahlungsgesetz NRW keine
Anwendung. Versorgungsempfangerinnen
und Versorgungsempfanger, deren Ruhe-
gehalt sich nach einem Grundgehalt der Be-
soldungsgruppe A 11 oder niedriger bemisst,
beschrénkt sich die Sonderzahlung auf einen
Kinderbetrag in Héhe von 250 € fir jedes
Kind, fir das ihnen im Monat Dezember
Kindergeld zusteht oder ohne Berucksichti-
gung des 8 64 oder 8 65 Einkommenssteuer-
gesetz zustehen wirde.

(6) Fur Versorgungsempfangerinnen und
Versorgungsempféanger der Evangelischen
Kirche von Westfalen finden § 50 Absatz 4
Beamtenversorgungsgesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen Beamt\V/G-in-derFas-
ersetzende-\orsehrift-sowie das Sonderzah-
lungsgesetz NRW keine Anwendung. Ver-
sorgungsempféngerinnen und Versorgungs-
empféanger, deren Ruhegehalt sich nach ei-
nem Grundgehalt der Besoldungsgruppe A
11 oder niedriger bemisst, beschrankt sich
die Sonderzahlung auf einen Kinderbetrag in
Hohe von 250 € fir jedes Kind, fir das
ihnen im Monat Dezember Kindergeld zu-
steht oder ohne Berticksichtigung des § 64
oder § 65 Einkommenssteuergesetz zustehen
wirde.

V. Besondere Bestimmungen

§24

(1) Die Anstellungskorperschaft gewahrt
Besoldung, Versorgung und sonstige dienst-
liche Bezuge, soweit nicht in Absatz 2 oder
sonstigen Vorschriften etwas anderes be-
stimmt ist.
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(2) Fur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte, deren Stellen der Gemeinsamen Ver-
sorgungskasse fur Pfarrer und Kirchenbeam-
te angeschlossen sind, trégt die Landeskirche
die Versorgungsbezlige mit Ausnahme der
Bezuige fur den Sterbemonat und das Sterbe-
geld beim Tod im aktiven Dienst sowie der
Unfallfirsorgeleistungen wéhrend des akti-
ven Dienstes und der Leistungen beim Er-
satz von Sachschéden und besonderen Auf-
wendungen, die durch einen wahrend des
aktiven Dienstes eingetretenen Dienstunfall
entstanden sind. Die nach Satz 1 von der
Landeskirche zu tragenden Versorgungsbe-
zlige werden von der Gemeinsamen Versor-
gungskasse flr Pfarrer und Kirchenbeamte
festgesetzt und gezahit.

(3 ) Werden Kirchenbeamtinnen oder Kir-
chenbeamte oder Versorgungsberechtigte
oder Angehdrige von ihnen korperlich ver-
letzt oder getotet, so ist ein gesetzlicher
Schadenersatzanspruch, der diesen Personen
oder den Hinterbliebenen infolge der Kor-
perverletzung oder der Tétung gegen einen
Dritten zusteht, insoweit an die Anstellungs-
kdrperschaft oder an die Landeskirche abzu-
treten, als diese wahrend einer auf der Kor-
perverletzung beruhenden Aufhebung der
Dienstfahigkeit oder infolge der Korperver-
letzung oder der Tétung zur Gewahrung von
Leistungen verpflichtet ist. Die Abtretung
kann nicht zum Nachteil des Verletzten oder
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der Hinterbliebenen geltend gemacht wer-
den.

Solange die Abtretung verweigert wird,
kénnen die Leistungen zuruickbehalten wer-
den.

(4) Scheiden Kirchenbeamtinnen oder Kir-
chenbeamte, deren Stelle der Gemeinsamen
Versorgungskasse flr Pfarrer und Kirchen-
beamte angeschlossen ist, aus dem Dienst
aus, ohne dass flr sie Ruhegehalt oder eine
sonstige Versorgung aufgrund des Kirchen-
beamtenverhaltnisses gezahlt wird, so tber-
nimmt die Landeskirche die zur gesetzlichen
Rentenversicherung nachzuentrichtenden
Beitrége.

(5) § 107b des Beamtenversorgungsgeset-
zes wird entsprechend angewandt, wenn die
Landeskirche und der andere Dienstherr
entsprechende Erklarungen abgegeben oder
eine entsprechende Vereinbarung getroffen
haben.

aufgehoben {5)-8-107b-des-Beamtenversor-
gungsgesetzes wird entsprechend ange-

" i toskircl L I
Iel B'e"ft enlents_pleellenele Elllzlallungen_
barung getroffen haben.

(6) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
in der Evangelischen Kirche im Reinland,
deren Beférderung vom Leitungsorgan be-
schlossen aber wegen Beforderungsstopps
vom Landeskirchenamt nicht genehmigt
wird, erhalten eine nicht ruhegehaltfahige
Zulage in Hohe des Unterschiedsbetrages
zwischen der héheren und der bisherigen
Besoldungsgruppe.




—44 -

§25

(1) Fur die Festsetzungen und Bewilligun-
gen sowie fur die Entscheidungen tber
Kannbestimmungen ist die Anstellungskor-
perschaft zustandig, soweit nicht in dieser
Ordnung oder durch sonstiges kirchliches
Recht etwas anderes bestimmt ist. Soweit
diese MaRnahmen Mitglieder des Landeskir-
chenamtes betreffen, ist die Kirchenleitung
zustandig. Soweit sie andere Kirchenbeam-
tinnen oder Kirchenbeamte der Landeskirche
betreffen, ist das Landeskirchenamt zustén-
dig. Im Ubrigen werden die nach dem staat-
lichen Besoldungs- und Versorgungsrecht
der obersten Dienstbehtrde zugewiesenen
Befugnisse vom Landeskirchenamt wahrge-
nommen. § 24 Abs. 2 Satz 2 bleibt unbe-
rahrt.

(2) In Angelegenheiten der Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten der Kirchenkrei-
se, Kirchengemeinden und aus solchen Kor-
perschaften gebildeten Verbande ist in fol-
genden Féllen die Genehmigung des Lan-
deskirchenamtes erforderlich, sofern die
Entscheidung nicht von diesem selbst getrof-
fen wird:
1. rickwirkende Einweisung in eine
Planstelle,
2. Festsetzung des Besoldungsdienstal-
ters,
3. Bewilligung von Zulagen, sofern sie
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nicht in den Besoldungsordnungen
des Bundesbesoldungsgesetzes gere-
gelt sind.
Genehmigungsvorbehalte aufgrund anderer
Vorschriften bleiben unbertihrt.

(3) Widerspriiche und Klagen gegen Fest-
setzungen und Bewilligungen auf der
Grundlage dieser Ordnung oder entspre-
chend anzuwendender staatlicher Bestim-
mungen haben keine aufschiebende Wir-
kung.

§ 26

(1) 8 14a des Bundesbesoldungsgesetzes
findet entsprechend Anwendung. Der jahrli-
che Unterschiedsbetrag, der sich durch die
Verminderung der Besoldungsanpassungen
des laufenden Jahres und der Vorjahre
ergibt, darf nur zur Finanzierung kuinftiger
Versorgungsausgaben verwendet werden.
Jahrlicher Unterschiedsbetrag ist der Betrag,
der sich ergibt, wenn die Ist-Ausgaben fur
das jeweilige Vorjahr auf den Betrag hoch-
gerechnet werden, der sich ergeben hitte,
wenn die Verminderung der Besoldungsan-
passungen unterblieben wére. Die Vermin-
derung betragt flr das Jahr 1999 0,2 %. In
den Folgejahren von 2000 bis einschliellich
2017 erhoht sich dieser Prozentsatz jeweils
um 0,2 gegeniiber dem Vorjahr.

In 8§26 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort ,,Bun-
desbesoldungsgesetzes durch die Worter
,.Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fiir das
Land Nordrhein-Westfalen* ersetzt.

(2) Die Anstellungskdrperschaft fiihrt den
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jahrlichen Unterschiedsbetrag, der sich aus
der Verminderung der Besoldungsanpassung
ergibt, fur die der Gemeinsamen Versor-
gungskasse flr Pfarrer und Kirchenbeamte
angeschlossenen Kirchenbeamtenstellen
jeweils zum 1. Juli des Folgejahres der Ver-
sorgungskasse zu. Bei nicht rechtzeitigem
Eingang des Unterschiedsbetrages kann die
Versorgungskasse Verzugszinsen in Hohe
von 6 % jahrlich erheben.

(3 ) Abweichend von Absatz 1 Satz 5 wird
der Verminderungsprozentsatz fur das Jahr
2002 und die folgenden Jahre bis zum Ab-
lauf des Jahres, das dem Wirksamwerden
der neunten auf den 31. Dezember 2002 fol-
genden allgemeinen Anpassung der Besol-
dung vorangeht, nicht erhéht. Der fir die
Jahre 1999 bis 2001 entstandene Verminde-
rungsprozentsatz von 0,6 % bleibt unberihrt.

§27

Die Evangelische Kirche im Rheinland und
die Evangelische Kirche von Westfalen sind
bestrebt, das Besoldungs- und Versorgungs-
recht einheitlich zu gestalten. Abweichungen
von der einheitlichen Regelung setzen das
Benehmen mit der jeweils anderen Landes-
Kirche voraus.

V1. Inkrafttreten

§ 28

(1) diese Ordnung tritt am 1. Oktober 163
in Kraft.
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(2) ...(von einem Abdruck der im Weiteren
einzeln benannten aufgehobenen friiheren
Vorschriften wird abgesehen)




Anlage 5

Hamm, 14.02.2014

{vang.Kirche von Westfalen} Stifistr. 8
Das Landeskirchenamt 03/ 2

An das Landeskirchenamt {f 190214 04595
i

z. H. Frau Roth o
Ar‘lager‘ ---------------- %‘/’:‘ &
mla 20 0.
Thr Zeichen: 350.111, 350.112, 350.211

Postfach 10 10 51
Stellungnahme zu Anderungen der Pfarrbesoldungs- und -versorgungsordnung

33510 Bielefeld

Sehr geehrte Frau Roth,

in Namen des Vorstandes des PV danke ich Ihnen fiir die Zusendung der Vorlage der ,,Geset-
zesvertretenden Verordnung zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechts der Pfar-
rerinnen und Pfarrer, der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sowie der Predigerinnen
und Prediger” vom 28.01. zwecks einer Stellungnahme.

In gebotener Kiirze —auch den Zeitrahmen dieser Stellungnahme betreffend- kann ich Thnen
heute mitteilen, dass der Vorstand in seiner Sitzung am 10.02. sich mit den vorgesehenen
grundlegenden Anderungen der PfBVO auf Grund der anstehenden Integration des vorliegen-
den ,Dienstrechtsanpassungsgesetz NRW* befasst hat. In der Anlage sende ich Ihnen die ent-
sprechenden Bemerkungen mit der Bitte um Kenntnisnahme und entsprechender Beriicksich-
tigung in dem weiteren Beratungsprozess.

Mit freundlichem GruB3

Ulrich Conrad
stellv. Vorsitzender

s



Stellungnahme des Vorstandes des Westfilischen Pfarrvereins zu
Anderungen der Pfarrbesoldungs- und —versorgungsordnung

Zunichst danken wir fiir die Zusendung der Vorlage der ,,Gesetzesvertretenden Verordnung
zur Anderung des Besoldungs- und Versorgungsrechts der Pfarrerinnen und Pfarrer, der
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sowie der Predigerinnen und Prediger* zwecks
Stellungnahme des PV.

In der gebotenen Kiirze hat sich der Vorstand des PV in seiner Sitzung am 10.02.2014 mit den
vorgesehenen grundlegenden Anderungen befasst. Sowohl die hier erfolgte Angleichung an
das neue PfDG.EKD als auch der Abgleich mit dem Dienstrechtsanpassungsgesetz NRW und
damit die Orientierung am Ubergeleiteten Besoldungsgesetz fiir das Land NRW (UBesG
NRW) und Beamtenversorgungsgesetz fiir das Land NRW (LBeamtVG NRW) —traditionell
fuir die Landeskirchen NRW iiblich — wird grundsitzlich zustimmend zur Kenntnis
genommen. Damit wird u. a. im voraus von den zu erwartenden Offnungsklauseln des im
Beratungsprozess befindlichen Pfarrbesoldungsgesetz EKD Gebrauch gemacht (Anwendung
der Landesbesoldung gegeniiber Bundesbesoldung nach PfBG.EKD §§ 7-10). Das ist ,,gutes
Recht” einer Gliedkirche, auch wenn damit eine gerechte und vergleichbare
Besoldungsstruktur innerhalb der einzelnen Gliedkirchen weiterhin ausgeschlossen bleibt.

Im Einzelnen treffen wir noch folgende Anmerkungen:

- Die Umstellung vom Besoldungsdienstalter auf Erfahrungsstufen ist der Angleichung
an das Landesbesoldungsrecht geschuldet. Hier nehmen wir positiv auf, dass
abweichend vom UBesG NRW bei einer Erstberufung in ein Pfarrdienstverhiltnis eine
Zuordnung um eine Erfahrungsstufe hoher als dort vorgesehen ((§27 Abs. 2) erfolgen
soll (§7 Abs. 2 PfBVO). Damit wird insbesondere der auBergewthnlichen Linge des
Theologiestudiums Rechnung getragen.

- Wir begriien den Verzicht auf die Ubernahme von , Leistungselementen zur
Steuerung eines Stufenaufstiegs (§ 27 Abs. 4+5 UBesG NRW). Eine Evaluation von
Leistungen —ins Besondere die Verkiindigung und Seelsorge betreffend- ist im
Pfarrberuf schwerlich zu erbringen. Zustimmung zu § 7 Abs. 3/ § 8.

- §24 PBVO betrifft die stufenweise Reduzierung der anzurechnenden
Ausbildungszeiten (Hochschulstudium) fiir die Errechnung der ruhegehaltsfihigen
Dienstzeit. Trotz Ubernahme dieser Kiirzungen — sie bilden keine positiv zu wertende
Gesetzgebung des Landes ab — wird zur Kenntnis genommen, dass der besonderen
Situation des Theologiestudiums Rechnung getragen wird (§ 24. 2/3). Daran gilt es
festzuhalten, zumal bereits in fritheren Jahren die Beriicksichtigung der
Ausbildungszeiten Kiirzungen erfahren hat.

AbschlieBend erinnern wir an unsere Forderung der Wiedereinfithrung einer Durchstufung
von A 13 nach A 14 fiir Pfarrerinnen und Pfarrer. Darin sehen wir neben einer Anerkennung
des Dienstes auch die Chance einer annéhernden Vergleichbarkeit mit Besoldungsstrukturen
anderer Gliedkirchen der EKD. SchlieBllich wiirde damit auch ein ,,Anreiz“ geschaffen
werden fiir die Gewinnung junger Menschen zum Theologiestudium und damit fiir den
pfarramtlichen Dienst.

Fiir den Vorstand

Cosscse= X
Ulrich Conrad, stellv. Vorsitzender
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Dortiges Aktenzeichen: 350.111, 350.112, 350.211
Ihr Schreiben vom 28.02.2014
Sehr geehrter Herr Winterhoff,
sehr geehrte Frau Roth,
sehr geehrter Herr Heuing,
herzlichen Dank fur die Ubersendung der Unterlagen.
Zunéchst erlauben wir uns den Hinweis, dass die Frist fir unsere Stellungnahme zu kurz
bemessen ist und wir uns in so kurzer Zeit nur deshalb fundiert riickiuRern kdénnen, weil wir
uns mit diesem Thema bereits im Herbst 2013 im Rahmen einer Stellungnahme firr die EKIR
auseinandergesetzt haben. Wir haben deshalb die Bitte, dass zuklnftig der zeitliche Rahmen
fur Stellungnahmen bei den doch komplexen Gesetzesvorhaben angemessener
berlcksichtigt wird. So war die Einberufung einer Sitzung unseres dafr zustandigen
Fachausschusses nicht mehr méglich.
Zu den beabsichtigten Anderungen und ihren Auswirkungen in der Ordnung Uber die
Besoldung und Versorgung der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
(Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsordnung —KBVO), die sich aus dem
Dienstrechtsanpassungsgesetz Nordrhein-Westfalen ergeben sollen, nehmen wir wie folgt
Stellung:
1. Besoldung
1.1 Umstellung der Besoldung auf Erfahrungsstufen
Die von Ihnen angesprochenen Bedenken, im Hinblick auf die Stufenzuordnung fur
Pfarrerinnen und Pfarrer, die durch lange Ausbildungszeiten bei erstmaliger Berufung
in den Pfarrdienst der ersten mit einem Grundgehaltsbetrag ausgewiesenen Stufe der
malgeblichen Besoldungsgruppe zugeordnet wiirden, gelten in gleicher Weise fiir
andere akademische Ausbildungen (z.B. das Jurastudium), sofern diese Akademiker
in ein Kirchenbeamtenverhéltnis berufen werden sollen.
Bei zukUnftigem Fachkraftemangel macht es aus unserer Sicht auch Sinn, dass wir
als kirchlicher Dienstherr hier attraktiver sind als der Ubrige &ffentliche Dienst. Das
Geschaftsstelle: Tel.: (02 31) 57 97 43 www.vkm-rwl.de Vorsitzender: : KD-Bank eG
Weilenburger Str. 12 Tel.: (02 31) 52 93 40 e-mail: info@vkm-rwl.de Detlef Becker (BLZ 350 601 90)

44135 Dortmund Fax: (0231)579754 ..~ . _ e ~ Konto 21129 33 010
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konnte die zukiinftige Personalgewinnung im akademischen Bereich deutlich
erleichtern!
Wir kénnen deshalb |hre Einschétzung, dass fiir Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte hier kein vergleichbarer Handlungsbedarf besteht, nicht teilen.
Aus unserer Sicht macht es Sinn, die fir die Berufsgruppe der Pfarrerinnen und
Pfarrer ins Auge gefassten Regelungen sinngemaR auch auf die Berufsgruppe der
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zu Gbertragen.
Wichtig ist uns in diesem Zusammenhang auch noch der folgende Aspekt:
Bei der Umstellung der Besoldung muss gewihrleistet sein, dass der Betrag der
letzten Erfahrungsstufe mindestens dem Betrag der jetzigen letzten Dienstaltersstufe
einer Besoldungsgruppe entspricht. Eine solche Regelung ist aus unserer Sicht far
die bereits vorhandenen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten wichtig, weil
weitere indirekte Besoldungsklrzungen auf jeden Fall vermieden werden missen!
1.2 Keine leistungsbezogenen Elemente
Die Frage der Einfuhrung von leistungsbezogenen Elementen in die
Beamtenbesoldung muss vor dem Hintergrund, dass Angestellte sofort in die auf
ihrer Stelle entsprechende Entgeltgruppe einzugruppieren sind, wahrend Beamte erst
laufbahnrechtliche Wartezeiten zu absolvieren haben, gesehen werden. Diesen
Aspekt bitten wir bei Ihren anstehenden Beratungen zu beriicksichtigen.
1.3 Beriicksichtigungsfahige Zeiten fiir die Stufenzuordnung
Wie Sie darlegen, entsprechen die geplanten Anderungen fir die Berufsgruppe der
Pfarrerinnen und Pfarrer den in den staatlichen Bestimmungen aufgefiihrten
Elementen. Fur die Berufsgruppe der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten gilt §
28 des Ubergeleiteten Besoldungsgesetzes fur das Land NW. Nach unserem
Abgleich werden hier die Vorschriften des Uberleitungsgesetzes 1:1 auf die
Berufsgruppe der Pfarrerinnen und Pfarrer tibertragen. Positiv ist aus unserer Sicht,
dass damit auch Zeiten des freiwilligen Wehrdienstes und des
Bundesfreiwilligendienstes mit erfasst worden sind, was im Ursprungsentwurf der
Landesregierung NW nicht der Fall war.

2. Versorgung

2.1 Beriicksichtigung von Kindern, die vor 1992 geboren wurden
Im Rentenrecht werden diese Kindererziehungszeiten bisher mit einem Jahr
berlicksichtigt. Die Bundesregierung beabsichtigt, diese Zeiten auf zwei Jahre zu
erweitern. Das Beamtenversorgungsgesetz sieht dagegen nur die Berlicksichtigung
von sechs Monaten vor. Es ist nicht einsehbar, dass nur die belastenden
Auswirkungen des Rentenrechts in das Beamtenversorgungsrecht, nicht aber
beglnstigende Regelungen Ubernommen werden. Aus unserer Sicht ist es notwendig
und sachgerecht, hier einen Gleichklang herzustellen.
Dies gilt auch flr kanftige Regelungen bzw. sollte eine generelle Anpassungsklausel
aufgenommen werden.

2.2 Beriicksichtigung von Ausbildungszeiten bei der Berechnung der
ruhegehaltfdhigen Dienstzeit
Es ist vorgesehen, die Zeiten einer Hochschulausbildung nur noch bis max. 855 Tage
als ruhegehaltfahig anzusehen. Dies bedeutet eine Kiirzung um 240 Tage gegenliber
der bisher berlicksichtigungsfahigen Héchstzeit von 1095 Tagen (=3 Jahre). Dies
stellt eine deutliche Verschlechterung gegentiber der derzeitigen Rechtslage dar.
Gerade im Akademikerbereich werden im Regelfall die maximalen ruhegehaltfahigen
Dienstzeiten und damit auch die Hichstversorgung nicht erreicht. Weitgehend
besteht regelmaBig kaum die Méglichkeit, mit vollendetem 65. Lebensjahr in den
Ruhestand zu gehen, da der Personenkreis aufgrund des Studiums nicht in der Lage
sein wird, 45 anrechenbare Jahre nachweisen zu kénnen. Es ist zu bedenken, dass
es sich beim Studium um berufliche Ausbildungszeiten handelt, die grundsétzlich als



2.3

ruhegehaltfahige Dienstzeit anerkannt werden, weil sie fir die spatere
beamtenrechtliche Ernennung entweder vorgeschrieben oder férderlich waren.

Die vorgesehene Anderung stellt zudem eine einseitige Verschlechterung fir die
Berufsgruppe der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten mit Hochschulabschluss
dar, da Uber den § 24 PfBVO eine teilweise Kompensation dieser Kirzung fiir
Theologinnen/Theologen erfolgt. Nach dieser Vorschrift erhéht sich die
ruhegehaltfahige Dienstzeit entsprechend der Anzahl der abgelegten
Sprachprifungen um bis zu 3 Semester. Eine vergleichbare Kompensation der
geplanten Kiirzung ergibt sich fur Kirchenbeamte (z.B Juristen) nicht.

Wir bitten Sie daher, die vorgesehene Regelung noch einmal zu tberdenken. Die
Landeskirchen kénnen fur qualifizierte, gut ausgebildete Berufsanfanger nur dann
attraktiv bleiben, wenn sie die Erwartung in eine angemessene Besoldung und
Altersversorgung erflllen kénnen. Durch die Verkiirzung der
Hochschulausbildungszeiten als ruhegehaitfahige Dienstzeiten erfolgt eine
signifikante Verschlechterung mit der Folge, dass Berufsanfanger Bereiche
praferieren, in denen die Altersvorsorge besser ausgestaltet ist.

Versorgungsabschlédge bei Dienstunfihigkeit

Wir begriRen, dass mit § 18 a Abs. 3 KBVO eine kirchliche Sonderregelung fir die
Félle geschaffen wird, in denen eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter vor
Ablauf des Monats, in dem sie oder er das 63. Lebensjahr vollendet, wegen
Dienstunfahigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt
wird und hierbei im kirchlichen Bereich fiir die Minderung der Ruhestandsziige auf die
Vollendung des 63. Lebensjahres (und nicht wie im staatlichen Bereich auf die
Vollendung des 65. Lebensjahres) abgestellt wird.

2.4 Versorgungsabschlidge

3.

Die von |hnen vorgetragenen Argumente zum Thema Versorgungsabschlédge sind fur
uns nachvollziehbar und finden unsere Unterstiitzung:

Sonstige Punkte, die aus Sicht des vkm-rwl Beriicksichtigung finden soliten

3.1 Altersteildienst

Sowohl flr die beamteten Lehrerinnen und Lehrer (seitens des Landes NRW bis
31.12.2015 verlangert) als auch fiir Angestellte (,Kann-Bestimmung") gibt es
weiterhin Altersteilzeitregelungen.

FUr Pfarrerinnen und Pfarrer der Ev. Kirche von Westfalen gibt es zudem bis zum
31.12.2015 die Mdglichkeit, im Rahmen der sog. ,58er-Regelung* zu attraktiven
Konditionen in den Vorruhestand zu gehen.

Somit sind die Kirchenbeamtinnen und -beamten die einzige Berufsgruppe, fur die es
weder eine Altersteildienst- noch eine Vorruhestandsregelung gibt.

Allein schon aus Griinden der Gleichbehandlung ist es daher u.E. geboten, wieder
eine Altersteildienstregelung fir Kirchenbeamte einzufiihren. Hierbei sollten die
Konditionen der friiheren Regelung beibehalten werden (Besoldung i.H. v. 83 % und
Anerkennung von 90 % als ruhegehaltfahige Dienstzeit).

3.2 alternativer Altersteildienst (kostenneutral)

Hierzu wird Ihnen in Kirze noch ein gesondertes Schreiben zugehen.



3.3 Altersgeld
Bislang werden Beamtinnen und Beamte, die aus dem Dienst ausscheiden bei der
Deutschen Rentenversicherung nachversichert. Da dies regelmaRig zu finanziellen
Nachteilen der Betroffenen filhrt, erfolgen selten Wechsel zwischen dem Offentlichem
Dienst und der Privatwirtschaft.

Um eine gréere Mobilitat zwischen privatem und éffentlichem Bereich zu erreichen,
wurde mittlerweile in mehreren Bundesléndern (u. a. Baden-Wurttemberg) eine
Wahlmaglichkeit zwischen Nachversicherung und sog. LAltersgeld” geschaffen.

Beim Altersgeld bleiben wesentliche Teile des Versorgungsanspruchs erhalten und
den Betroffenen damit Nachteile eines beruflichen Wechsels erspart.

Zur Erh6hung der Attraktivitat des 6ffentlichen bzw. kirchlichen Dienstes und um dem
drohenden Fachkraftebedarf entgegenzuwirken, regen wir an, eine
Altersgeldregelung einzufthren.
Wir bitten Sie, unsere Stellungnahme bei den anstehenden Beratungen im stéandigen
Kirchenordnungsausschuss und in der Kirchenleitungssitzung zu beriicksichtigen und uns
Uber alles Weitere auf dem Laufenden zu halten.

Gerne steht der vkm-rwl Ihnen fiir Riickfragen und Gespréche zur Verfugung.

Mit freundlichen Griilken
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Detlef Becker
Vorsitzender



	3_4_GV zur Änderung des Besoldungs-Versorgungsrechts
	3_4_GV zur Änderung des Besoldungs-Versorgungsrechts_Anlage 1
	3_4_GV zur Änderung des Besoldungs-Versorgungsrechts_Anlage 2
	3_4_GV zur Änderung des Besoldungs-Versorgungsrechts_Anlage 3
	3_4_GV zur Änderung des Besoldungs-Versorgungsrechts_Anlage 4
	3_4_GV zur Änderung des Besoldungs-Versorgungsrechts_Anlage 5
	3_4_GV zur Änderung des Besoldungs-Versorgungsrechts_Anlage 6

